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Vorwort zum ELaN-Projekt  

Ausgangspunkt für das Verbundprojekt Entwicklung eines integrierten Landma-
nagements durch nachhaltige Wasser- und Stoffnutzung in Nordostdeutschland  ELaN 
 ist die bisherige Praxis, gereinigtes Abwasser über Oberflächengewässer abzuleiten, 

womit es der Landschaft verloren geht. Die These des Verbundprojektes ELaN ist, dass 
gereinigtes Abwasser zu einem nachhaltigen Wasser- und Landmanagement beitragen 
kann, indem ein zusätzlicher, kostengünstiger Reinigungseffekt erzielt und der regio-
nale Wasserhaushalt an kritischen Stellen punktuell stabilisiert wird und so wertvolle 
Feuchtgebiete stützt.  

Auf den vernässten Flächen ist es möglich, Biomasse zur stofflichen und energeti-
schen Verwertung zu produzieren. Aus den Nährstoffen im Abwasser kann Dünger 
hergestellt oder aber das nährstoffhaltige geklärte Abwasser direkt wieder der Land-
wirtschaft zur Verfügung gestellt werden. Dabei verwendet ELaN modernste chemische 
Analytik und ökotoxikologische Wirkungstests für eine fundierte Erfassung des Risikos 

für die Qualität des Grundwassers und der Böden. 

Für ein nachhaltiges Landmanagement, das an die Nutzung von gereinigtem Ab-
wasser anknüpft, werden Möglichkeiten sondiert und analysiert. Diese innovativen An-
sätze für ein nachhaltiges Landmanagement werden sozio-ökonomisch so ausgestaltet, 
dass sie Eingang in die Praxis der Akteure  von Genehmigungsbehörden über Land-
nutzer bis hin zu Konsumenten und zum Naturschutz  finden.  

Da es sich um eine komplexe Innovation handelt, ist das Zusammenwirken unter-
schiedlicher Disziplinen und Sichtweisen notwendig. Es werden Untersuchungen zu 
den Themenbereichen 1) Wasser- und Stoffströme, 2) Landnutzung und 3) sozio-
ökonomische Steuerung durchgeführt. Die Erkenntnisse werden mittels Methoden 4) 
der Wissensintegration zu praxistauglichen Lösungen verknüpft und in zwei Modell-
regionen erprobt. Diese Modelllösungen werden zu einer übergreifenden Systemlösung 
für die gesamte Untersuchungsregion Berlin-Barnim-Uckermark verdichtet und zu Stra-
tegien weiterentwickelt, die auf Gebiete mit vergleichbaren Herausforderungen über-
tragbar sind. 

Ziel des Verbundvorhabens ELaN ist, technologische Innovationen im Bereich Was-
ser- und Nährstoffmanagement mit organisatorischen Innovationen für ein nachhalti-
ges Landmanagement zu koppeln. Dies umfasst die Klärung der politisch-rechtlichen 
Voraussetzungen für die Ausbringung von gereinigtem Abwasser ebenso wie Aspekte 
der Stärkung regionaler Wertschöpfungsketten. 

 

 

  



  

 

Abstract 

This ELaN Discussion Paper explores the institutions which support or obstruct 
sustainable land management. It argues that without favourable institutional regula-
tions and social norms technological innovations will remain restricted to experiments. 
Without effective governance frameworks and sanction mechanisms the negative con-
sequences of current land use patterns will continue unabated. The sub-projects of the 

- t here six different, but com-
plementary perspectives of institutional analysis. All address the same overarching 
questions: 

 What institutional arrangements characterize existing forms of water and land 
management in the Brandenburg-Berlin region, and how? 

 What institutional changes are necessary to promote more sustainable forms of 
water and land management there? 

These analyses identify central institutional obstacles and opportunities for sus-
tainable land management. From them conclusions are drawn on the potential for 
future institutional change. 

    

 

Zusammenfassung 

Das vorliegende ELaN-Discussion Paper stellt die Institutionen, die nachhaltiges 
Landmanagement unterstützen oder behindern, in den Mittelpunkt der Betrachtung. 
Denn ohne fördernde institutionelle Regelungen und soziale Normen bleiben technolo-
gische Neuerungen im Experimentierfeld stecken. Ohne steuernde Rahmenbedingun-
gen und Sanktionsmechanismen wird den negativen Folgen von Landnutzungsformen 
kein Einhalt geboten. Die Teilprojekte des ELaN- -ökonomische 

-
nen, sich ergänzenden Perspektiven vor. Dabei gehen sie zwei übergeordneten Frage-
stellungen nach: 

 Welche institutionellen Arrangements prägen aktuelle Formen des Wasser- und 
Landmanagements im Untersuchungsraum Brandenburg-Berlin und wie? 

 Welche institutionellen Veränderungen sind erforderlich, um nachhaltigere Formen 
der Wasser- und Landnutzung dort zu fördern? 

Auf Basis dieser Analysen werden institutionelle Hemmnisse und Handlungsspiel-
räume für nachhaltiges Landmanagement identifiziert. Daraus lassen sich Ansatz-
punkte für einen institutionellen Wandel ableiten. 
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1. Institutionen zur Nutzung gereinigten Abwassers: 
Anwendungen, Ambivalenzen, Anpassungen 

Timothy Moss1 (moss@irs-net.de) 
Benjamin Nölting2 (noelting@ztg.tu-berlin.de) 
1Leibniz Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung e.V. (IRS),  
2Technische Universität Berlin - Zentrum Technik u. Gesellschaft (TUB - ZTG),  

1.1. Institutionelle Innovationen und das ELaN-Projekt 

Innovative Formen des Landmanagements  insbesondere mit dem Anspruch einer 
nachhaltigen Entwicklung  erfordern flankierende institutionelle Innovationen. Ohne 
fördernde institutionelle Regelungen und soziale Normen bleiben technologische Neu-
erungen im Experimentierfeld stecken. Ohne steuernde Rahmenbedingungen und 
Sanktionsmechanismen wird den negativen Folgen von Landnutzungsformen kein Ein-
halt geboten. Deshalb strebt das ELaN-Projekt die Kopplung von technologischen Inno-
vationen für das Management von Wasser, Nährstoffen und Biomasse mit institutio-
nellen Innovationen für ein angepasstes, nachhaltiges Landmanagement an. Dies 
knüpft an die Arbeitsdefinition des ELaN-Projekts an, wonach nachhaltiges Land-
management das Ziel hat, die Entwicklungsfähigkeit von Landnutzungssystemen lang-
fristig zu erhalten:  

beitragen, Stoffkreisläufe zu schließen und den Umgang mit natürlichen Ressourcen so 
zu gestalten, dass deren Funktionen für künftige Generationen gewährleistet sind (z. B. 

einer sozialen Perspektive soll Landmanagement sicherstellen, dass Grundbedürfnisse 
(z. B. sauberes Trinkwasser) befriedigt, Optionen für künftige Landnutzungen (z. B. 
Wertschöpfung oder Biotopschutz) offen gehalten sowie Zugangs- und Nutzungs-
chancen gerecht verteilt werden. Prozessual soll nachhaltiges Landmanagement die 
Voraussetzungen für eine sozial-ökologische Transformation in Richtung nachhaltiger 
Entwicklung schaffen -John et al. 2013, S. 17) 

Das Diskussionspapier stellt die prozessualen Aspekte in den Vordergrund. Es be-
fasst sich mit der Frage, wie Nutzungsänderungen hin zu einer nachhaltigen, standort-
gerechten Landnutzung durch Regeln bzw. Regeländerungen unterstützt werden kön-
nen. 

Konkreter Untersuchungsgegenstand sind die Potenziale für die Nutzung von ge-
reinigtem Abwasser auf degradierten Flächen, vor allem auf ehemaligen Rieselfeldern 
und meliorierten Niedermooren. Der Untersuchungsgegenstand gereinigtes Abwasser 
mag auf dem ersten Blick recht speziell erscheinen, erweist sich jedoch bei näherem 
Betrachten als ein außerordentlich spannender Fall der Steuerung nachhaltigen Land-
managements. Neben den potentiellen Vorteilen für die Erzeugung von Energiepflan-
zen, die gezielte lokale Wiedervernässung von Niedermooren oder die generelle Stüt-
zung des Landschaftswasserhaushalts wird der Umgang mit solchen Flächen themati-
siert, die in ökonomischer Sicht zumeist als marginal eingestuft werden. In einem 
ganzheitlichen Verständnis von Landmanagement können sie jedoch wichtige Funktio-
nen erfüllen. Europaweit steigt das Interesse an der Nutzung von gereinigtem Abwas-
ser und es gibt eine Reihe an entsprechenden Projekten (Bioxio et al. 2006). Darüber 
hinaus bietet der Untersuchungsgegenstand wichtige Einblicke in einige generische 
Steuerungsdilemmata des nachhaltigen Landmanagements (z. B. Änderungen der Land-

mailto:moss@irs-net.de
mailto:noelting@ztg.tu-berlin.de
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nutzung, Voraussetzung für standortgerechte Landnutzung). Nicht zuletzt hilft diese 
spezielle Perspektive, bisherige Landnutzungsformen aus Sicht der Nachhaltigkeit kri-
tisch zu hinterfragen. Eine Kosten-Nutzung-Abwägung und eine Risikoabschätzung 
sollten nicht nur für neue Landnutzungsformen wie z. B. die Aufbringung von gereinig-
tem Abwasser auf die Fläche, Kurzumtriebsplantagen, Paludikultur etc. vorgenommen 
werden, sondern auch im Vergleich mit etablierten Nutzungsformen wie intensiver Be-
wirtschaftung durch beispielsweise Maisanbau, Melioration oder der Ableitung von ge-
reinigtem Abwasser über die Vorfluter erfolgen. 

Das vorliegende ELaN Discussion Paper präsentiert die institutionelle Komplexität 
verschiedener Nutzungsvarianten für Produkte aus der Abwasserreinigung anhand der 
Zwischenergebnisse aus sechs sozio-ökonomischen Untersuchungen des laufenden 
ELaN-Projekts. Jedes der sozio-ökonomischen Teilprojekte im ELaN befasst sich zu ei-
nem gewissen Grad mit institutionellen Arrangements und institutionellen Innovatio-
nen im Sinne der Projektziele. Alle teilen das gleiche, breite sozialwissenschaftliche 
Verständnis von Institutionen. Demzufolge sind Institutionen allgemein anerkannte 
und somit auch relativ stabile Regelsysteme, welche die Basis von verlässlichen Verhal-
tensmustern einzelner oder korporativer Akteure bilden. Sie umfassen gesellschaftliche 
Normen, rechtliche Regelungen und Verteilungssysteme (für Macht und/oder Ressour-
cen), etablierte Verfahren sowie Handlungs- und Beziehungsmuster (Moss & 
Gudermann 2009, North 1990, Ostrom 1990, Dietl 1993). Entgegen dem allgemeinen 
Sprachgebrauch sind Institutionen damit nicht mit Organisationen gleichzusetzen.  

Unter diesem gemeinsamen konzeptionellen Dach verfolgen die einzelnen Auto-
renteams jedoch fachliche Spezifizierungen der Institutionenforschung, je nach Er-
kenntnisinteresse und disziplinärem Zugang. So unterscheidet zum Beispiel Benjamin 
Nölting in seinem Beitrag (Kap. 2)  Elinor Ostrom zufolge (Ostrom 1998)  zwischen 
kollektiven und operativen Entscheidungsregeln am Beispiel von vier relevanten Politik-
feldern: Wasserwirtschaft, Landwirtschaft, erneuerbare Energien und Naturschutz. 
Katrin Daedlow (Kap. 3) richtet ihr Interesse auf die Verfügungsrechte und Transaktio-
nen, die die Interaktionen von Akteuren beeinflussen (Hagedorn 2008). Bei Carlotta v. 
Bock u. Polach et al. (Kap. 4) liegt der Schwerpunkt auf informelle Regeln bei der Ein-
führung von Innovationen, insbesondere der Etablierung innovativer Wertschöpfungs-
ketten. Dies wird anhand der transaktionsspezifischen Kategorien Information, Partizi-
pation und ökonomische Bewertung untersucht. Die Zusammenschau der unterschied-
lichen Institutionenanalysen auf die komplexen Regelsysteme öffnet den Blick für Wir-
kungszusammenhänge und Schnittstellen, wie sie eine einzelne Institutionenanalyse 
nicht darstellen könnte. Mit ihren besonderen Schwerpunktlegungen gehen jedoch alle 
sechs Untersuchungen folgenden zwei übergeordneten Fragestellungen nach: 

 Welche institutionellen Arrangements prägen aktuelle Formen des Wasser- und 
Landmanagements im Untersuchungsraum Brandenburg-Berlin und wie? 

 Welche institutionellen Veränderungen sind erforderlich, um nachhaltigere Formen 
der Wasser- und Landnutzung dort zu fördern? 

1.2. Die untersuchten Institutionen 

Welche Institutionen im Mittelpunkte der jeweiligen Einzelkapitel stehen, wird in 
Tabelle 1 zusammengefasst. Der erste Fachbeitrag von Benjamin Nölting (Kap. 2) bietet 
eine Übersicht über die rechtlichen und fördertechnischen Rahmenbedingungen nach-
haltigen Landmanagements unter besonderer Berücksichtigung der Potentiale, aber 
auch Hemmnisse der bestehenden institutionellen Arrangements. Der Beitrag umfasst 
nicht nur die vier fachlich einschlägigen Politikfelder (Wasserwirtschaft, Landwirtschaft, 
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erneuerbare Energien und Naturschutz), sondern auch das Mehrebenenphänomen der 
institutionellen Steuerung, von der EU bis zur einzelnen Kommune. Der zweite Beitrag 
 von Katrin Daedlow (Kap. 3)  geht in die Tiefe mit einer Analyse der institutionellen 

Bindungen der relevanten Akteure: die Produzenten, Abnehmer und Regulierer von 
Abwasserprodukten. Hier dreht es sich um die (meist formellen) Strukturen und (meist 
informellen) Verfahren, die erfahrungsgemäß die Anwendung von geklärtem Abwasser 
oder MAP-Struvit fördern oder hemmen.  

Tabelle 1: Übersicht der wichtigsten Institutionen und Akteure der Einzelkapitel 

Thema des Kapitels Institutionen Akteure 

Kap. 2: 

Ordnungsrechtliche und 

finanzielle Regelung 

Kollektive Entscheidungsregeln (Gesetze u. ä.) 

und operative Entscheidungsregeln (für die all-

tägliche Praxis und das Verwaltungshandeln) 

des nachhaltigen Landmanagements 

Behörden (EU, Bund, Län-

der, Kommunen), Politik 

Kap. 3:  

Akteure, Transaktionen 

und Verfügungsrechte  

Formale Regeln (z. B. gesetzliche Grenzwerte; 

Pachtverträge) und informelle Regeln (z. B. Ab-

hängigkeitsverhältnisse, soziale Normen) für 

die Stoffströme geklärtes Abwasser und MAP-

Struvit 

Landwirte, Abnehmer und 

Regulierer von Abwasser-

produkten 

Kap. 4:  

Information, Partizipa-

tion und Kosten-Nutzen-

Abschätzung 

Rules-in-form (vertikale, rechtliche Regelungen) 

und rules-in-use (horizontale Austausch- und 

Kooperationsformen, ökonomische Abschät-

zungen) bei der Produktion von Bioenergie und 

der Nutzung von MAP-Struvit 

Landwirte, Betreiber von 

Biogas- und Kläranlagen, 

Dorfbewohner 

Kap. 5: 

Finanzierungsinstru-

mente und Betreiber-

modelle 

Überbetriebliche Kooperationsformen, innova-

tive Finanzierungs- und Betreibermodelle 

Betreiber von Kläranlagen, 

Landwirte, Kleinanleger, 

Kapitalgeber 

Kap. 6: 

Infrastruktursysteme 

der Abwasserentsor-

gung und Energiever-

sorgung 

Formelle rechtliche Regelungen und informelle 

Strukturen und Verfahren in der Abwasserent-

sorgung und Energieversorgung 

Aufgabenträger der 

Abwasserentsorgung, 

Energieversorgungs-

unternehmen 

Kap. 7:  

Regionalplanung als 

strategisches 

Instrument 

Formelle und informelle Instrumente der Regio-

nalplanung für ein nachhaltiges 

Landmanagement 

Regionale 

Planungsgemeinschaften, 

Gemeinsame 

Landesplanung  

Quelle: Eigene Darstellung 

Der dritte Beitrag  von Carlotta v. Bock u. Polach, Oliver Maaß und Philipp 
Grundmann (Kap. 4)  fragt nach den institutionellen Voraussetzungen für die Etablie-
rung neuer Wertschöpfungsketten im Sinne eines nachhaltigen Landmanagements. Er 
verwendet die Ostromsche Unterscheidung zwischen rules-in-form und rules-in-use 
(Ostrom 2005), um verschiedene handlungsleitende Ebenen zu unterscheiden. Anhand 
zweier Fallbeispiele zu Wertschöpfungsketten in einer Kreislaufwirtschaft  der Phos-
phordünger MAP-Struvit und die landwirtschaftliche Biogasproduktion  untersuchen 
sie die Wirkkraft von gesetzlichen Regelungen einerseits und Modi der Akteursinterak-
tion andererseits in der Praxis. Der vierte Beitrag  von Katharina Oehlschläger, René 
Tettenborn und Jens Pape (Kap. 5)  schaut auf Unternehmenskooperationen und die 
Vor- und Nachteile unterschiedlicher Finanzierungs- und Betreibermodelle. Für den Fall 
des Betreibermodells für die Kläranlage Waßmannsdorf werden die Möglichkeiten einer 
solchen Kooperation ausgelotet und alternative Modelle skizziert. Dies bietet Ansatz-
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punkte, um kritische Punkte oder Flaschenhalse beim Aufbau neuer Wertschöpfungs-
ketten zu überwinden. Der fünfte Beitrag  von Matthias Naumann (Kap. 6)  lenkt den 
strategischen Fokus auf die Rolle von Infrastruktursystemen beim nachhaltigen Land-
management. Hier werden die institutionellen Regelungen  formal wie informell  der 
beiden relevanten Sparten Abwasserentsorgung und Energieversorgung erläutert und 
hinsichtlich ihrer möglichen Kopplung zur Förderung der Nutzung von gereinigtem 
Abwasser zur Energiegewinnung ausgewertet. Der letzte Fachbeitrag  von Jennifer 
Nagel und Uta Steinhardt (Kap. 7)  untersucht die Regionalplanung als weiteres stra-
tegisches Feld des Landmanagements. Hier werden die institutionellen Hürden einer 
effektiven Regionalplanung im Land Brandenburg und die bisher nicht genutzten Po-
tentiale regionalplanerischer Instrumente zur Steuerung vor allem landwirtschaftlicher 
Flächennutzungen thematisiert.  

1.3. Institutionelle Hemmnisse: ein Einblick in die Praxis 

Welche institutionellen Hemmnisse sind für die Nutzung gereinigten Abwassers 
und anderer Abwasserprodukte charakteristisch? Ohne die Detailuntersuchungen in 
den folgenden Kapiteln vorwegzunehmen wird an dieser Stelle ein erster Blick auf die 
vielfältige Problematik geworfen. Es geht dabei nicht um eine systematische Auswer-
tung, sondern um eine exemplarische Darstellung der unterschiedlichen institutionel-
len Herausforderungen, die die empirischen Untersuchungen herausgearbeitet haben.  

Erstens gilt in Deutschland ein generelles gesetzliches Verbot der Ausbringung 
von gereinigtem Abwasser im Interesse des Grundwasserschutzes. Nur wenn die 
Schadstoffkonzentrationen im gereinigten Abwasser so gering sind, dass sie keine ne-
gative Auswirkung auf das Grundwasser haben können, wird in Einzelfällen eine (i. d. 
R. zeitlich befristete) Genehmigung überhaupt in Erwägung gezogen. Die diesbezüg-
lichen Bedingungen der Grundwasserverordnung wurden 2010 sogar verschärft.  

Zweitens steht diese strenge Regelung in einem gewissen Widerspruch zu den ge-
setzlichen Regelungen, die eine Einleitung der gleichen gereinigten Abwässer in Flüsse 
erlauben bzw. sogar vorschreiben, obwohl Schadstoffe über Uferfiltration in die 
Grundwasservorkommen gelangen können. Bei der Austragung von Klärschlamm oder 
ungereinigter Gülle auf landwirtschaftlichen Flächen sind die Grenzwerte bzw. Bestim-
mungen des Gesetzgebers deutlich weniger streng als im Fall von gereinigtem Abwas-
ser: ein Beispiel für inkonsistente institutionelle Regelungen. Es fehlt ein einheitliches, 
transparentes Verfahren zur Bewertung der Umwelt- und Gesundheitsrisiken für die 
Nutzung aller Abwasserprodukte. Auch die unklare Prioritätensetzung der Politik  
etwa hinsichtlich des Stellenwerts der Wiederverwertung von Nährstoffen in Abwässern 
 verunsichert potentielle Marktteilnehmer und Nutzer. 

Drittens bestehen erhebliche Unsicherheiten, die dem Aufbau neuer Wert-
schöpfungsnetze entgegenwirken. Das Interesse von Landwirten an innovative Anwen-
dungsverfahren für (gereinigte) Abwasserprodukte zur Bewässerung und zur Anreiche-
rung von degradierten Flächen wird durch Sorgen um die finanziellen Risiken, unge-
klärte Haftungsfragen und die fehlende öffentliche Akzeptanz stark gedämpft. Interes-
santerweise können Vertrauen und Kooperation zwischen den beteiligten Akteuren  
etwa beim Aufbau einer Wertschöpfungskette um eine Biogasanlage  zur Minimierung 
solcher empfundenen Risiken beitragen. Betreibermodelle können Startinvestitionen 
absichern. 

Viertens fehlen für den Vertrieb von gereinigtem Abwasser die erforderlichen 
Marktbeziehungen. Für die Schaffung neuer Wertschöpfungsnetze müssen alte teil-
weise aufgebrochen werden. Auch hier liegt es bei der Vermarktung von MAP-Struvit 
etwas anders, wo erste Governance-Strukturen bereits bestehen, die wichtige Erfah-
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rungswerte für Nachahmer liefern können. Der Sprung von experimentellen Aus-
tauschbeziehungen mit geringem Investitionsvolumen hin zu etablierten Märkten er-
fordert jedoch eine stärkere Standardisierung und Professionalisierung, wofür infor-
melle Beziehungen oft nicht ausreichen. 

Fünftens wird die Verflechtung von Abwasser- und Energiebewirtschaftung  etwa 
bei der Nutzung von gereinigtem Abwasser für die Produktion und Vermarktung von 
Energiepflanzen  durch starke institutionelle Asymmetrien erschwert. Die politischen 
Zuständigkeiten in Brandenburg  wie in vielen Bundesländern  liegen bei unter-
schiedlichen Ressorts (Umweltministerium bzw. Wirtschaftsministerium). Für die Ener-
giewende bestehen eine Vielzahl von gesetzlichen Vorgaben und Fördermöglichkeiten, 
dagegen für eine vergleichbare Wende in der Abwasserwirtschaft so gut wie gar keine.  

Sechstens erweist sich die räumliche Koordinierung neuer Formen des Landmana-
gements als schwierig. Neue Stoffströme  etwa für gereinigtes Abwasser, MAP-Struvit 
oder Biomasse  erfordern institutionelle Arrangements, die ihren jeweiligen räumlich-
physischen Eigenschaften angepasst sind. Eine räumlich angepasste Steuerung wird in 
Brandenburg durch das Fehlen von integrierten Regionalplänen und eine generelle in-
stitutionelle Schwäche der Regionalplanung erschwert.  

1.4. Institutionelle Handlungsspielräume: eine erste Auswahl 

Grundsätzlich hängt die künftige Nutzung gereinigten Abwassers von der zentra-
len Voraussetzung des klaren politischen Willens ab. Die Wiederverwertung wertvoller 
Rohstoffe in Abwasserprodukten muss eine stärkere gesellschaftliche und politische 
Priorität genießen, auch wenn dies zu einer Veränderung bisheriger Standards des 
Grundwasserschutzes bzw. zu einer Vereinheitlichung im Kontext der Nutzung sämtli-
cher Abwasserprodukte (Klärschlamm, Gülle etc.) führt. Aus den vielen einzelnen An-
satzpunkte zur Förderung der Anwendung gereinigten Abwassers aus den hier vertre-
tenen empirischen Untersuchungen können an dieser Stelle folgende exemplarisch 
aufgeführt werden. 

Erstens können die institutionellen Arrangements zur Nutzung von Klärschlamm 
als Modell für die Anwendung von MAP-Struvit und/oder gereinigtem Abwasser geprüft 
werden. Aus den Erfahrungen mit der Entwicklung von Grenzwerten ex ante und von 
Haftungsregeln ex post sowie mit der Einrichtung eines Kompensationsfonds und ei-
nes Monitoring-Programms im Falle der Klärschlammnutzung kann viel gelernt werden 
 aus den Erfolgen wie aus den Entscheidungsblockaden. Aber auch hier muss beachtet 

werden, dass die Praxis nach der Klärschlammverordnung 2016 ausläuft. 

Zweitens könnten die vorhandenen Ermessensspielräume der Behörden großzügi-
ger und experimentierfreudiger interpretiert werden. Dies gilt beispielsweise für die 
Genehmigung von Ausnahmen zur generellen Austragungsverbot für gereinigtes Ab-
wasser. Allerdings bedürfen die Behörden dann auch belastbarer Entscheidungshilfen 
und verfahren, um stärker am Standort und Kontext orientierte Entscheidungen für 
eine nachhaltige Wasser- und Landnutzung absichern und vertreten zu können. 

Drittens bieten sich temporäre, kontrollierte Experimente an, um die Tragfähigkeit 
und Übertragbarkeit innovativer technischer Verfahren unter reellen Bedingungen zu 
prüfen. Hierfür kommt das Standarderprobungsgesetz in Brandenburg in Frage, das 
vor dem Hintergrund sich verändernden Rahmenbedingungen wie dem demographi-
schen Wandel geschaffen wurde. Hier muss jedoch noch geklärt werden, inwieweit 
auch nationale und EU-Regeln, die von diesem Gesetz bislang ausgenommen sind, an-
gesichts der strikten Regulierung im (Ab)Wasserbereich einbezogen werden können. 
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Viertens können übergeordnete Vorgaben auf EU-Ebene wichtige Impulse für insti-
tutionelle Innovationen liefern und eine Umorientierung politischer Prioritäten bewir-
ken. So bietet der n 2012 wichtige 
Hinweise auf eine Aufwertung des Abwasserrecyclings in der künftigen EU-Wasserpoli-
tik. Auch eine reformierte Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) könnte Impulse liefern. 

Fünftens ist die positive Wirkung des Problemdrucks nicht zu unterschätzen. Stei-
gende Kosten der Abwasserreinigung können Techniken des Abwasserrecyclings 
attraktiver machen. Der künftige Investitionsbedarf bei Abwasserinfrastrukturen eröff-
net Chancen für technologische Alternativen. Neue Akteure in der Energiewirtschaft 
bringen Bewegung in etablierte Governance-Strukturen.  

Schließlich besteht bei der Regionalplanung  trotz ihrer strukturellen Schwächen 
in Brandenburg  ein wichtiges Potential zur Identifikation geeigneter Flächen für die 
Ausbringung gereinigten Abwassers und deren planerischer Sicherung. Wie die empiri-
schen Untersuchungen zeigen, muss dabei eine Vielzahl von Kriterien berücksichtigt 
werden  von der Nähe zu Kläranlagen, über die Bodenqualität und den Grundwasser-
flurabstand bis hin zur Eignung zur Erzeugung von Biomasse für eine energetische 
Verwendung  die am besten mit einer integrierten räumlichen Planung erfolgen sollte. 

1.5. Zusammenfassung und Ausblick 

In einer ersten Gesamtschau lassen sich für die Wasser- und Landnutzung auf der 
Basis von Abwasserprodukten nicht die zentralen, einzelnen Institutionen herausarbei-
ten  vielleicht mit Ausnahme des Wasserrechts. Vielmehr gibt es ein enges Geflecht an 
Regeln, die sich zwischen den Sektoren, Handlungsfeldern, Politikbereichen und ebe-
nen überlappen. Wasser- und Landnutzung berührt als Querschnittsthema die Hand-
lungsfelder Land- und Forstwirtschaft, Wasserwirtschaft, Naturschutz, Energieproduk-
tion, Siedlungswirtschaft und Infrastrukturen. Ziel institutioneller Innovationen wären 
damit nicht in erster Linie die Änderung einzelner Institutionen, sondern die Abstim-
mung zwischen ihnen, so dass institutionelle Arrangements geschaffen werden, die 
standortgerechte und kontextspezifische Lösungen für nachhaltiges Landmanagement 
ermöglichen und Regelungswidersprüche vermeiden.  

Welche ersten Schlussfolgerungen lassen sich aus den vorliegenden Institutionen-
analysen ziehen? Insgesamt zeichnet sich ab, dass Wasser- und Landnutzung in 
Deutschland auf unterschiedlichste Art und Weise reguliert wird und die Freiheitsgrade 
für Akteure auf den ersten Blick gering scheinen. Allerdings macht die Analyse infor-
meller Institutionen deutlich, dass Akteure auch proaktiv eigene Regeln schaffen kön-
nen, die ihnen alternative, nachhaltige Formen der Landnutzung ermöglichen. Dies er-
klärt auch, warum Pioniere solcher Nutzungsformen trotz der institutionellen Rahmen-
bedingungen in Einzelfällen erfolgreich agieren (Nölting & Daedlow 2012). Individuelle 
Orientierungen, Motivationen und Interessen sind ein wichtiger Antrieb für Innovatio-
nen. Aber diese Modelle bleiben prekär, wenn sie nicht durch informelle Regeln eher 
im kleinen Maßstab (Betreibermodelle, Haftungsregeln, informeller Regionalplan etc.) 
und durch formelle Regeln eher im großen Maßstab (Gesetze und Verordnungen) abge-
sichert werden. Dies wird am Beispiel der Etablierung neuer Wertschöpfungsketten, die 
auf der Nutzung von Abwasserprodukten basieren, deutlich. Schließlich braucht es 
spezifische Regeln zum Schutz oder der Bereitstellung von öffentlichen Gütern und 
Gemeinschaftsgütern, die für ein nachhaltiges Landmanagement von zentraler Bedeu-
tung sind. Hierbei kann es nicht nur um ordnungsrechtliche Verbote gehen. Komple-
mentäre Kombinationen und Ausgleichsverfahren zwischen privaten und öffentlichen 
Gütern sind gefordert.  
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Institutionelle Änderungen sollten nicht allein auf der Grundlage wissenschaftlicher 
Analysen vorgenommen, sondern im transdisziplinären Austausch entwickelt werden. 
Nur dann sind sie hinreichend realitätsnah und erfahrungsgesättigt, aber auch durch-
setzbar. Dabei sichern eine iterative Vorgehensweise und kritische Reflexion ab, dass 
die Änderungen tatsächlich in Richtung eines nachhaltigen Landmanagements wirken. 
Institutionelle Innovationen in diesem Sinne können sowohl aus Nischen heraus als 
auch von übergeordneter Ebene angestoßen werden. Wichtig ist jeweils deren Einbet-
tung in den Kontext des Landmanagement, um hinreichend spezifische institutionelle 
Arrangements entwickeln zu können. Den großen institutionellen Wurf wird es nicht 
geben (vgl. Ostrom 2007). Umso wichtiger ist es deshalb, die unterschiedlichen An-
satzpunkte institutionellen Wandels differenziert zu betrachten: die Aufgabe der fol-
genden Kapitel.  
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2. Ordnungsrechtliche und finanzielle Regelung von 
Land- und Wassermanagement in Brandenburg-Berlin 
im Kontext des politischen Mehrebenensystems der EU 

Benjamin Nölting 

Technische Universität Berlin - Zentrum Technik u. Gesellschaft, (noelting@ztg.tu-berlin.de) 

2.1. Untersuchte Institutionen: Ordnungsrecht und finanzielle Anreize 

In diesem Kapitel werden diejenigen Institutionen untersucht, die die Wasser- und 
Landnutzung politisch und administrativ regeln. Die Institutionenanalyse konzentriert 
sich auf die Politikfelder und Regulierungsbereiche  

a) Wasserwirtschaft (Schwerpunkt der vorliegenden Analyse),  

b) Landwirtschaft,  

c) erneuerbare Energien und  

d) Naturschutz.  

Ausgangspunkt bilden die ie 
und die -Struvit- , aber auch andere Formen alternativer 
Landnutzung werden berücksichtigt. Weitere Politikfelder wie Raumplanung, Infrastruk-
tur oder Wirtschaftsförderung werden in den weiteren Kapiteln genauer analysiert, 
andere wie Forstwirtschaft oder Siedlungsbau werden im Rahmen von ELaN nicht 
untersucht. 

Diese Institutionenanalyse stellt das Ordnungsrecht und finanzielle Anreize als 
(formelle) Regeln für die Wasser- und Landnutzung in den Mittelpunkt, weil sie aus 
Sicht von Politik und Verwaltung besonders relevant sind. Weitere, zunehmend wichti-
gere Steuerungsformen wie Information und Partizipation werden hier ausgeklammert. 
Ordnungsrecht zielt auf eine direkte Verhaltenssteuerung, indem Gesetze, Verordnun-
gen etc. vorgeben, welche Handlungen (nicht) erlaubt sind. Dagegen wirken finanzielle 
Instrumente indirekt, weil die Akteure ihre Handlungen frei wählen können, aber dabei 
unterschiedliche Kosten und Einkommen berücksichtigen müssen.  

Nach Ostrom werden drei miteinander verflochtene Ebenen von Regeln unterschie-
den. Die konstitutionellen Entscheidungsregeln (constitutional choice rules), die den 
übergreifenden Rahmen der Regulierung bilden, werden hier nicht untersucht. Dafür 
fokussiert die Analyse auf folgende zwei Ebenen von Regeln: 

 Kollektive Entscheidungsregeln (collective choice rules), die bestimmen, wie die 
operativen Entscheidungsregeln geändert werden und wer sie ändern kann, und die 
damit indirekt die alltäglichen Handlungen beeinflussen. 

 Operative Entscheidungsregeln (operational rules), die die alltäglichen Entschei-
dungen regeln (Ostrom 1998, S. 74). 

Den kollektiven Entscheidungsregeln werden hier die gesetzlichen Regelungen der 
EU und des Bundes zugeordnet. Als operative Entscheidungsregeln werden hier die Re-
geln des Verwaltungshandelns eingestuft. Hierbei steht die politische-administrative 
Umsetzung auf der Ebene des Bundeslandes und der untergeordneten Verwaltungen 
im Zentrum. In vielen Fällen sind damit politische Entscheidungen auf Ebene des Bun-
deslandes, des Kreises und der Kommunen eng verknüpft, die ebenfalls den operativen 
Entscheidungsregeln zugerechnet werden. 

In den vier eingangs genannten Politikbereichen gibt es eine Fülle an Regeln. Das 
macht eine Auswahl der als besonders relevant angesehenen Regeln erforderlich, über 

mailto:noelting@ztg.tu-berlin.de
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die Tabelle 2 einen Überblick gibt. Auswahlkriterien sind die (vermutete) Steuerungs-
wirkung auf die Wasser- und Landnutzer (Wirkungsbreite und -tiefe) sowie der Bezug 
auf die Nutzer in der Untersuchungsregion Brandenburg-Berlin. Nachfolgend werden 
wichtige Regeln für eine  nicht  nachhaltige Wasser- und Landnutzung dargestellt. 

 

Tabelle 2: Übersicht über relevante Regeln der Wasser- und Landnutzung anknüpfend an die 

Nutzung von gereinigtem Abwasser und MAP-Struvit 

Politikfeld, 
Regulierungs-
bereich 

Kollektive Entscheidungs-
regeln: Regeln der EU und 
des Bundes 

Operative Entscheidungsregeln: 

Regeln des Verwaltungshandelns 
in Brandenburg und Berlin 

Wasser-
wirtschaft 

 EU: Wasserrahmenrichtlinie, 
Grundwasserrichtlinie 

 Bund: 
Wasserhaushaltsgesetz, 
Grundwasserverordnung, 
Abwasserabgabengesetz 

 Brandenburgisches Wassergesetz, 
Berliner Wassergesetz 

 Verwaltungsaufgaben: 
Genehmigungen, Erlaubnis, 
Auflagen, Gebühren zur 
Wassernutzung und deren Kontrolle 

Landwirtschaft  EU: Gemeinsame Agrarpolitik 
(1. und 2. Säule) 

 Bund: Gemeinschaftsaufgabe 
Agrarstruktur und Küsten-
schutz (GAK), Rahmenplan 
der GAK 

 Entwicklungsplan für den ländlichen 
Raum Brandenburgs und Berlins 
2007 2013 (EPLR) 

 Verwaltungsaufgaben: Ausgabe und 
Kontrolle der Agrarförderung, Kon-
trolle Einhaltung der Gesetze 

Erneuerbare 
Energien 

 EU: - 

 Bund: EEG, EEG-Wärme, 
Biokraftstoff-Nachhaltigkeits-
verordnung 

 Energiestrategie 2030 des Landes 
Brandenburg, Biomassestrategie des 
Landes Brandenburg, Regionale 
Energiekonzepte 

 Verwaltungsaufgaben: Förderung, 
Genehmigungen, raumplanerische 
Festlegungen  

Naturschutz  EU: FFH- und Vogelschutz-
Richtlinie, Natura 2000 

 Bund: Bundesnaturschutz-
gesetz 

 Brandenburgisches Naturschutz-
gesetz, Berliner Naturschutzgesetz 

 Verwaltungsaufgaben: Genehmigun-
gen, Auflagen, Kontrollen, Eingriffs-
regelung 

 

Wasserwirtschaft 

Auf der Ebene der kollektiven Entscheidungsregeln ist die Wasserrahmenrichtlinie 
der EU 2000/60/EG (EG-WRRL) vom 22.12.2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens 
im Bereich der Wasserpolitik grundlegend. Damit wurde erstmalig ein harmonisiertes 
europäisches Recht für den Schutz aller Gewässer geschaffen. Ziele der EG-WRRL sind 
ein guter chemischer und ökologischer Zustand der Oberflächengewässer und ein gu-
ter chemischer und mengenmäßiger Zustand des Grundwassers, was bis 2015 erreicht 
werden soll. Weitere Ziele sind die Sanierung belasteter Gewässer und die sofortige 
Vermeidung von Gewässerbelastungen. Neuerungen sind die Bewirtschaftung der Ge-
wässer nach ihren Einzugsgebieten quer zu administrativen Grenzen sowie ökologisch 
orientierte Qualitätskriterien, wodurch der Flächenbewirtschaftung eine größere Bedeu-
tung für die Wasserqualität zukommt.  
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Im Kontext der EG-WRRL erfolgt auch die Verabschiedung der EU-Grundwasserricht-
linie (2006/118/EG). Sie legt u. a. fest, wie ein qualitativ guter Grundwasserzustand 
von einem qualitativ schlechten anhand von Grenzwerten bzw. Schwellenwerten unter-
schieden werden kann. 

Die Umsetzung des EG-Rechts in Bundesrecht war mit Schwierigkeiten verbunden, 
weil neben der Rahmenkompetenz des Bundes die Länder in vielen Punkten zuständig 
waren, was eine bundesweit einheitliche Umsetzung der europäischen Vorgaben be-
hinderte. Daher zog der Bund die Gesetzgebungskompetenz an sich. Im Zuge der 
Föderalismusreform wurde die Wasserwirtschaft in die konkurrierende Gesetzgebungs-
kompetenz überführt. So wurde das Wasserrecht grundlegend neu gestaltet, 2010 trat 
das neue Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Kraft und setzte viele Vorgaben und Neue-
rungen der EG-WRRL um1. Es gilt das Vorsorgeprinzip. Grundsätzlich werden alle 
Gewässer (oberirdische Binnengewässer, Küstengewässer und das Grundwasser) vom 
Staat reguliert.  

Detailfragen werden weitestgehend auf der Verordnungsebene geklärt. Ein Beispiel 
ist die novellierte Grundwasserverordnung (GrwV) von 2010, die der Bund auf Grund-
lage des neuen WHG erlassen hat, um die Vorgaben der EU-Grundwasserrichtlinie zu 
erfüllen. Sie legt Qualitätsnormen für Nitrat und Pflanzenschutzmittel/Biozide fest und 
bestimmt Schwellenwerte, die zwingend die Einleitung von Maßnahmen zur Wiederher-
stellung des guten qualitativen Zustandes des Grundwassers erfordern.  

Die Aufleitung von gereinigtem Abwasser auf die Fläche wird geregelt durch das 
Wasserhaushaltsgesetz und die Grundwasserverordnung. § 47 (1) WHG besagt, dass 
eine Verschlechterung des chemischen Zustands des Grundwassers grundsätzlich zu 
vermeiden ist. § 48 (1) legt fest, dass eine Erlaubnis für das Einbringen von Stoffen in 
das Grundwasser nur erteilt werden darf, -

 Nach § 13 GrwV, die mit der Novellierung 
2010 verschärft wurde, ist das Aufbringen von gereinigtem Abwasser auf die Fläche 
grundsätzlich verboten (Besorgnisgrundsatz). Allerdings sind Ausnahmen möglich, 

eingetragen werden, dass eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffen-
heit ausgeschl . Weitere für den Untersuchungsgegen-
stand relevante Bundesgesetze sind die Abwasserverordnung (AbwV), das Abwasser-
abgabengesetz (AbwaAG) und die Oberflächengewässerverordnung (OGewV). 

Für die operativen Entscheidungsregeln ist relevant, dass die Länder nach der 
Föderalismusreform (Art. 72 Grundgesetz) beim Wasserrecht vom Bundesrecht abwei-
chende Regelungen erlassen können, wenn es sich nicht um stoff- oder anlagenbezo-
gene Regelungen handelt. Einige Länder haben bereits ihre Landeswassergesetze an 
den neuen Rechtszustand angepasst. In Brandenburg wurde das Brandenburgische 
Wassergesetz (BbgWG) 2011 novelliert, wobei es im Wesentlichen an das geänderte 
Wasserhaushaltsgesetz des Bundes angepasst wurde, um die Vorgaben der EG-WRRL 
umzusetzen.2 Weitere Landesgesetze sind das Brandenburgisches Abwasserabgaben-
gesetz (BbgAbwAG) und die Brandenburgische Kommunalabwasserverordnung 

(BbgKAbwV).  

                                                
1 http://www.bmu.de/detailansicht/artikel/die-europaeische-wasserrahmenrichtlinie-und-ihre-

umsetzung-in-deutschland/, abgerufen 27.9.2013 
2 http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.310495.de, abgerufen 27.9.2013 

http://www.bmu.de/detailansicht/artikel/die-europaeische-wasserrahmenrichtlinie-und-ihre-umsetzung-in-deutschland/
http://www.bmu.de/detailansicht/artikel/die-europaeische-wasserrahmenrichtlinie-und-ihre-umsetzung-in-deutschland/
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Bezogen auf Verwaltungen lässt sich festhalten, dass die Wassernutzung weitge-
hend behördlich umgesetzt wird: z. B. das Einleiten von Stoffen 
oder die Entnahme von Wasser) bedarf, von weniger bedeutenden Ausnahmefällen ab-
gesehen, einer behördlichen Zulassung. Damit sollen Beeinträchtigungen des Wasser-
haushalts verhindert und ein vorsorgender Gewässerschutz durchgesetzt werden. Die 
Zulassung steht grundsätzlich im Ermessen der zuständigen Wasserbehörde (Bewirt-

 Zuständig für Genehmigung, Erlaubnis, 
Auflage oder Verbot sind in Berlin und Brandenburg die unteren Wasserbehörden.  

Ein finanzielles Instrument für die Wassernutzung und den Gewässerschutz ist auf 
Bundesebene die Abwasserabgabe, geregelt durch das Abwasserabgabengesetz 
(AbwaAG) in der letzten Fassung von 2010. Für die Einleitung von Abwasser müssen 
Kläranlagen eine Abgabe entrichten, die durch die Bundesländer erhoben wird. Die 
Abwasserabgabe richtet sich nach der Schadstofffracht des Abwassers, die sich aus der 
Festlegung des Bescheides zur Abwassereinleitung errechnet, nicht jedoch aus einer 
Messung der tatsächlichen Einleitung. Die Abgabenhöhe reduziert sich, wenn die Min-
destanforderungen eingehalten werden, und erhöht sich, wenn Überwachungswerte 
überschritten werden. Die Abwasserabgabe soll eine Lenkungsfunktion haben. Wasser-
entnahmeentgelte werden auf Landesebene geregelt, z. B. durch das Brandenburger 
Wassergesetz und das Berliner Wassergesetz. Die Abgaben ergänzen das Ordnungs-
recht. Bei den finanziellen Instrumenten handelt sich um Sanktionen, positive finanzi-
elle Anreize, wie z. B. für den Ausbau von Kläranlagen, gibt es kaum. 

Von ihrer Intention her können die Regeln der Wasserwirtschaft so zusammenge-
fasst werden, dass der Schwerpunkt auf dem Ordnungsrecht liegt (EU und Bund), das 
ergänzt wird durch eine finanzielle Anreizsteuerung. Insgesamt besteht bei der Was-
serwirtschaft eine weitreichende politisch-administrativ Regulierung.  

Landwirtschaft 

Auf der Ebene der kollektiven Entscheidungsregeln haben rechtliche Vorgaben für 
die Landwirtschaft eine große Bedeutung. Wie in kaum einem anderen Politikfeld do-
miniert hier die EU seit den 1950er Jahren den Agrarsektor mit der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP). Die Steuerung wird von Förderperiode zu Förderperiode tendenziell 
immer differenzierter und umfänglicher.  

Die GAP umfasst einerseits rechtliche Vorgaben. Cross Compliance fordert die Ein-
haltung von derzeit 18 Vorgaben und Gesetzen als Voraussetzung für den Erhalt von 
Agrarsubventionen. Zum anderen fußt die GAP auf finanziellen Anreizen (Subventio-
nen) in erheblichem Umfang (rund 40 % des EU-Haushalts in der laufenden Förder-
periode). Zentrale Regulierungsinstrumente sind die erste Säule für die Marktordnung 
zur Einkommensstützung der Landwirte und die zweite Säule für die ländliche Ent-
wicklung. Die erste Säule dominiert in der GAP allein schon durch ihr Finanzvolumen.  

Auf der Bundesebene sind vor -
gebend. Hierzu sind, ähnlich wie Cross Compliance, in verschiedenen Vorschriften 
Grundsätze enthalten, die von landwirtschaftlichen Produzenten eingehalten werden 
müssen. Zu diesen Vorschriften gehören unter anderem das Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG), das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und das Pflanzenschutzgesetz 
(PflSchG).3 Ansonsten ist die Bundesebene für Agrarpolitik und die Umsetzung der GAP 

                                                
3  Die Erläuterungen zur guten fachlichen Praxis sind aus Kap. 4 von v. Bock u. Polach, Maaß, 

Grundmann übernommen und zur besseren Lesbarkeit des Diskussionspapiers nach vorn 
gestellt worden. 
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von untergeordneter Bedeutung, weil Agrarpolitik Ländersache ist. Der Bund beteiligt 
sich an der Kofinanzierung der Länderprogramme mittels des Rahmenplans der Ge-
meinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK).  

Die Verwertung von Klärschlamm in der Landwirtschaft stellt in der Agrarpolitik 
eher ein Randthema dar, ist aber für die Thematik von ELaN insbesondere für die land-
wirtschaftliche Nutzung des Düngemittels MAP-Struvit relevant.4 Letzteres erfolgt auf 
Grundlage der Düngemittelverordnung (DüMV) und der Abfall- und Klärschlammver-
ordnung (AbfKlärV). Diese regulieren den Stoffeintrag in den Boden durch die Festle-
gung von Grenzwerten für Schadstoffe sowie Mindestgehalten für Nährstoffe. Hinsicht-
lich der im MAP-Struvit enthaltenen Schwermetalle werden die derzeit bestehenden An-
forderungen der Abfall- und Klärschlammverordnung eingehalten. Auch die Anforde-
rungen der Düngemittelverordnung werden erfüllt mit Ausnahme des Schadstoffes 
Kupfer, bei dem die zulässigen Grenzwerte gemäß der Düngemittelverordnung über-
schritten werden (Kern et al. 2008a). Trotz der Überschreitung der zulässigen Grenz-
werte bei Kupfer ist eine landwirtschaftliche Verwertung von MAP-Struvit möglich, so-
lange die im Bodenschutzgesetz (BBodSchG) festgelegten zulässigen jährlichen Fracht-
einträge eingehalten werden (Kern et al. 2008b). Die AbfKlärV verfolgt das Ziel, Nähr-
stoffe (v. a. Phosphor, Stickstoff) im Klärschlamm für die Landwirtschaft zu nutzen und 
gleichzeitig den Eintrag von anorganischen und organischen Schadstoffen mittels 
Grenzwerten zu beschränken.  

Seit Juni 2010 stellt das neue Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) den Rahmen für 
die Klärschlammverordnung dar. So schreibt es den Vorrang der stofflichen gegenüber 
der energetischen Verwertung vor und etabliert den grundsätzlichen Vorrang dünge-
rechtlicher Qualitätsanforderungen vor abfallrechtlichen Anforderungen. Die Grenz-
werte der Düngemittelverordnung (DüMV) werden nach Ablauf der Übergangsfrist für 
die landwirtschaftliche Verwertung von Klärschlämmen wirksam und ersetzen die Klär-
schlammverordnung. Nach 2016 wird eine nicht unerhebliche Zahl von Kläranlagen 
ihre Klärschlämme aufgrund des Schwermetallgehalts nicht mehr in der Landwirtschaft 
stofflich verwerten können.  

Um die Phosphatrückgewinnung aus Klärschlämmen zu beschleunigen, plant das 
Bundesumweltministerium die Einführung verbindlicher Regelungen zur Phosphatrück-
gewinnung aus Klärschlämmen, die nicht direkt landwirtschaftlich verwertet werden 
(Deutscher Bundestag 
Bestandteile von Klärschlämmen bei nicht bodenbezogener Verwertung" (vorläufiger 
Titel) (Phosphatgewinnungsverordnung - AbfPhosV) geplant. Demnach soll das Recyc-
ling von Pflanzennährstoffen Vorrang vor anderen Verwertungen haben. Insbesondere 
bedeutet dies, dass die Mitverbrennung von Klärschlämmen bei Überschreitung be-
stimmter Nährstoffgehalte zukünftig nicht mehr zulässig wäre. Damit besteht das 
Dilemma, dass Klärschlamm künftig weder landwirtschaftlich genutzt werden kann 
wegen der Belastungen noch energetisch wegen des hohen Nährstoffanteils. Eine 
weitergehende Behandlung des Klärschlamms wird damit erforderlich. 

Bezogen auf die operativen Entscheidungsregeln haben die Länder einen hohen 
Gestaltungsspielraum bei der konkreten Ausgestaltung und Umsetzung der Förder-
maßnahmen, insbesondere in der zweiten Säule der GAP. Weiterhin wachen die Verwal-
tungen über die Einhaltung der Gesetze und sie sind zuständig für die Beantragung, 
Auszahlung, Abrechnung und Kontrolle der Fördergelder. Ihnen kommt damit für die 

                                                
4  Die nachfolgenden Ausführungen zur Klärschlammverwertung sind übernommen aus Kap. 4 

von v. Bock u. Polach, Maaß, Grundmann. 
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Umsetzung der Agrarpolitik eine wichtige Rolle zu. Bezogen auf die Klärschlamm-
nutzung gibt es ex ante- und ex post-Regelungen (vgl. Kap. 3). 

Bei den Regelungen im Agrarsektor liegt der Schwerpunkt der GAP auf den finanzi-
ellen Anreizen, was jedoch mit einer aufwändigen Bürokratie verbunden ist. Das Ord-
nungsrecht stellt das zweite Standbein der Agrarpolitik dar. Insgesamt ist der Steue-
rungsanspruch des politisch-administrativen Systems im Agrarsektor sehr weitrei-
chend.  

Erneuerbare Energien 

Bei den kollektiven Entscheidungsregeln im Bereich der Energieversorgung haben 
die Liberalisierung und die Entflechtung der Energiemärkte in der EU insbesondere den 
Strommarkt stark verändert. Allerdings gibt es für erneuerbare Energien kaum spezifi-
sche Regeln auf der EU-Ebene, gerade mit Blick auf die Landnutzung entfalten EU-Re-
geln wenig Wirkung (vgl. Naumann, Kap. 6).  

Auf Bundesebene regelt das Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung 
(Energiewirtschaftsgesetz  EnWG) die Versorgung mit Energie auf Grundlage des Eu-
ropäischen Gemeinschaftsrechts (EnWG - Bundestag 07.07.2005).5 Der Ausbau der Nut-
zung erneuerbarer Energieträger wird vor allem durch das Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) sowie das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) vorangetrieben 
(EEG-Bundestag 2009, EEWärmeG - Bundestag 07.08.2008). Bis zum Jahr 2050 soll sich 
der Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung auf 80 Prozent erhöhen. Um 
dieses Ziel zu erreichen, verpflichtet das Gesetz Netzbetreiber, Anlagen zur Erzeugung 
von Strom aus erneuerbaren Energien unverzüglich und vorrangig an ihr Netz anzu-
schließen (ebd., S. § 5). Darüber hinaus legt das EEG langfristige Einspeisevergütungen 
für Strom aus Anlagen erneuerbarer Energien fest. Im Rahmen einer Umlage unter den 
Stromverbrauchern wirkt sie als starker finanzieller Anreiz für den Ausbau erneuer-
barer Energien. Das EE-WärmeG verfolgt einen beschleunigten Ausbau erneuerbarer 
Energien in allen Segmenten des Wärmemarktes. Weiterhin dient das Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz (KWKG) dazu, den Beitrag zur Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-
Kopplung zu erhöhen (KWKG - Bundestag 19.03.2002).  

Ordnungsrechtlich stellt das Planungsrecht eine wichtige Voraussetzung für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien dar. Allerdings gibt es kaum räumliche Steue-
rungsmöglichkeiten für die Agrobiomasseproduktion zur energetischen Nutzung (z. B. 
Mais oder andere Substrate für Biogas oder Kurzumtriebsplantagen für die thermische 
Verwertung), so dass Landnutzung diesbezüglich vergleichsweise wenig geregelt ist. 
Aufgrund von Flächennutzungskonkurrenzen wie z. B. die Nutzung von Regenwäldern 
für Palmöl- und Zuckerrohrplantagen im internationalen Kontext kamen 2009 die Bio-
kraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung (Biokraft-NachV) und die Biomassestrom-Nachhal-
tigkeitsverordnung (BioSt-NachV) hinzu, die die Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien 
bei der Produktion auch für importierte Rohstoffe und Energieträger vorschreiben. 

Bei den operativen Entscheidungsregeln sind insbesondere die raumordnerischen 
Vorgaben auf regionaler Ebene (Ausweisung von Vorranggebieten für Windkraftanlagen 
und PV-Freiflächenanlagen) relevant (zur Brandenburger Energiestrategie 2030 und zur 
Biomassestrategie vgl. Kap. 6) 

Insgesamt dominieren bei der Regulierung der erneuerbaren Energien die finanzi-
ellen Anreize. Dagegen ist der ordnungsrechtliche Steuerungsanspruch im Vergleich 
zum Wasserwirtschaft und zur Agrarpolitik geringer.  

                                                
5 Die nachfolgenden Ausführungen zum EEG etc. sind übernommen aus Kap. 6 von Naumann. 
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Naturschutz 

Im Bereich der kollektiven Entscheidungsregeln beim Naturschutz steht das Ord-
nungsrecht im Vordergrund. Es verfolgt das Ziel, bedrohte Lebensräume, Tier- und 
Pflanzenarten zu schützen. Auf der EU-Ebene ist die Flora-Fauna-Habitat Richtlinie und 
die damit verbundene Etablierung und der Ausbau des europäischen Schutzgebietsnet-
zes Natura 2000 besonders relevant (FFH Richtlinie 92/43/EWG). Auf Bundesebene ist 
das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zentral, das durch die Landesnaturschutz-
gesetze untersetzt und akzentuiert wird, indem die Länder abweichende (strengere) 
Regelungen erlassen können. Die finanzielle Förderung im Naturschutz ist vom Volu-
men her deutlich geringer als im Agrarsektor oder bei den erneuerbaren Energien und 
eher projektorientiert. Sie wirkt damit zwar standortgerecht, aber nicht flächen-
deckend. Eine Ausnahme bilden hier die Aufwendungen für Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen, die im Rahmen der Eingriffsregelung anfallen und somit aus naturschutz-
fachlicher Sicht unerwünschte Eingriffe verteuern. Aus einem Teil der Kompensations-
zahlungen können Naturschutzmaßnahmen relativ frei finanziert werden (Flächen-
pools, Ökokonten), so dass Projekte nachhaltiger Land- und Wassernutzung gefördert 
werden können.  

Bei den operativen Entscheidungsregeln spielen Behörden bei der Erteilung von 
Genehmigungen, Erlaubnissen und der Überwachung von Verboten eine große Rolle. 
Insgesamt liegt der Schwerpunkt auf dem Ordnungsrecht, wodurch eine weitreichende 
Verhaltenssteuerung der Wasser- und Landnutzer angestrebt wird. 

2.2. Institutionen in der Praxis 

Die nachfolgende Einschätzung zum Funktionieren der oben dargestellten Institu-
tionen beruht auf Interviews mit über 30 Experten/-innen aus den Bereichen Wasser- 
und Landnutzung, die im Rahmen von ELaN durchgeführt wurden (vgl. Nölting & 
Daedlow 2012). Dabei geht es u. a. um die Fragen, wie Politik  insbesondere auf regi-
onaler und lokaler Ebene  die Regeln ändern und dadurch das Nutzerverhalten steuern 
kann und wie Verwaltungen die Regeln umsetzen. 

Wasserwirtschaft 

Bei der Erreichung der Ziele der EG-WRRL gibt es große Defizite, wie die EU selbst 
feststellt (EU-Kommission 2012). Das mag für Deutschland auch daran liegen, dass die 
Umsetzung eine neue, kooperative Kultur und ein stärker integratives, partizipatives 
Steuerungsverständnis in Politik und Verwaltung erfordert (Moss 2004, Petersen & 
Klauer 2012). 

Bei der Umsetzung des Wasserrechts steht hier die Praxis des Verwaltungshan-
delns im Vordergrund. In diesem Bereich gibt es ein enges Netz an Regulierungen und 
praktisch alle Formen der Wassernutzung sind genehmigungspflichtig. Grenzwerte, 
Genehmigungen, Verbote etc. stellen somit ein zentrales Steuerungsinstrument der 
Wassernutzung dar. Die Wasserbehörden verfügen damit in der Praxis über weitrei-
chende Steuerungsmöglichkeiten. 

Die formellen Regeln können als streng bzw. restriktiv eingeschätzt werden. Aller-
dings erweist sich das Ordnungsrecht gerade im Mehrebenensystem der EU mit den 
regional höchst unterschiedlichen Standortbedingungen und Konstellationen zuneh-
mend als ineffektiv. Massive Verschmutzungen durch Punktquellen lassen sich auf 
diese Weise kontrollieren, nicht aber die große Breite diffuser Stoffeinträge und Nut-
zungsformen mit schwer abschätzbaren kumulativen Effekten (Petersen & Klauer 2012, 
S. 48).  
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Für die Implementation werden Ermessensspielräume relevant, um generelle Re-
geln auf eine spezifische Situation anzuwenden. Die Genehmigungen variieren je nach 
Standort, Problem, Verwaltungskultur, Bearbeiter/-in etc. Dies kann z. B. durch die 
Auslegung erfolgen, dass bei der Genehmigung (z. B. für die ELaN-Versuchsstandorte) 
wissenschaftliche Experimente als Ausnahme von der Regel interpretiert werden oder 
oberflächennahes Grundwasser im Überstaubereich auch als Oberflächengewässer ein-
gestuft werden kann. Ein weiterer Hinweis auf Spielräume ist die lange Zeit unter-
schiedliche Verwaltungspraxis zwischen Brandenburg und Berlin bezüglich der Aus-
bringung von gereinigtem Abwasser auf dem ehemaligen Rieselfeld Hobrechtsfelde 
oder ein window of opportunity in der Abteilung im Brandenburger Umweltministerium 
(MUGV) durch einen Personalwechsel und eine Stellenvakanz. 

Weitere Widersprüche zeichnen sich auf der Regelungsebene ab. Gereinigte Ab-
wasser mit anthropogenen Spurenstoffen können (müssen!) ins Oberflächenwasser ab-
gegeben, dürfen aber nicht auf Flächen aufgebracht werden, obwohl die Spurenstoffe 
auch aus dem Oberflächenwasser ins Grundwasser gelangen können. Die Risikoabwä-
gung ist hierbei nicht transparent, trotz der gesetzlichen Vorgaben. Gleichzeitig kön-
nen riskante Stoffe wie Gülle, Klärschlamm oder Schlempe (Gärsubstratreste) auf land-
wirtschaftlichen Flächen aufgebracht werden, nicht jedoch gereinigtes Abwasser mit 
einem teilweise vergleichbaren Belastungsgrad. Auch kann Wasser für die landwirt-
schaftliche Bewässerung direkt hinter der Einleitstelle eines Klärwerks für gereinigtes 
Abwasser entnommen und aufgebracht werden.  

Die politischen Steuerungsmöglichkeiten auf der Landesebene sind gering. So ga-
ben mehrere Experten an, dass auf der Landesebene z. B. bei der Novellierung des 
Brandenburgischen Wassergesetzes in erster Linie Vorgaben der EG-WRRL und des Was-
serhaushaltsgesetzes umsetze und die Gestaltungsspielräume minimal wären. Weiter-
hin zeichneten sie das Bild, dass Wasserpolitik kein Feld sei, mit dem sich Politiker/-
innen profilieren können, sondern höchstens Kompromisse bei Konfliktfeldern (Abwas-
sergebühren und Anschlusszwang; Melioration als Streitpunkt zwischen Landwirtschaft 
und Naturschutz) herbeiführen könnten.  

Exner et al. (2011) resümieren, dass die Gewässerverschmutzung in Deutschland 
seit den 1970er Jahren durch die Regelungen reduziert werden konnte: 
Anforderungen an kommunale und industrielle Kläranlagen sowie ökonomische An-
reize der Abwasserabgabenregelung hat die Bundesregierung die Weichen für eine 
maßgebliche Reduzierung der Einträge von gefährlichen Stoffen und Nährstoffen in die 

Gawel et al. 2011). Im Gegensatz 
zur Einschätzung von Exner et al. über die Bedeutung von Gebühren (Abwasserabgabe, 
Wasserentnahmeentgelte, Grundwasserabgabe etc.) in der Wasserwirtschaft ergaben 
die Experteninterviews eine andere Einschätzung. Bei Kläranlagen ist die Einhaltung der 
Grenzwerte entscheidend. Erst im zweiten Schritt werden dann die entsprechenden 
Techniken und Verfahren nach Kostengesichtspunkten gewählt (Nölting & Daedlow 
2012, S. 14). Wichtig sind hierbei die Investitions- und Unterhaltungskosten, weniger 
die Gebühren. Die finanziellen Anreize sind zu gering, die Grenzwerte mehr als nötig 

zu unterschreiten (Gawel et al. 2011). 

Das Resümee zur Umsetzung der Regeln ist, dass die ordnungsrechtlich domi-
nierte weitreichende politisch-administrative Steuerung der Nutzer auch faktisch er-
kennbar ist, aber gewisse Spielräume bestehen.  

  



  

16 

Landwirtschaft 

Die GAP hat für die Steuerung der Landwirtschaft auch faktisch eine große Bedeu-
tung insbesondere wegen der umfangreichen Subventionen. Hierbei wird ein hoher 
bürokratischer Aufwand für Dokumentation etc. getrieben. Gleichzeitig gibt es nur un-
zureichend Personal in den Verwaltungen für eine Kontrolle der gesetzlichen Auflagen, 
so dass negative Effekte bis hin zu Lebensmittelskandalen in der Land- und Lebensmit-
telwirtschaft nicht verhindert werden können. Die Entscheidungs- und Auslegungs-
spielräume der Verwaltungen sind in Bezug auf die finanziellen Anreize weniger rele-
vant. Landwirte beklagen die Politikabhängigkeit und geringe Verlässlichkeit der Agrar-
förderung. 

Nach Einschätzung von Isermeyer (2012) ist im Rahmen der Agrarförderung das 
System der Flächenprämien ungeeignet, um nachhaltige Landnutzung zu motivieren. 
Dagegen bietet die 2. Säule (ELER) mit den spezifischen Maßnahmen interessante Opti-
onen für nachhaltigere Alternativen. Ähnlich argumentieren Heinrich et al. (2013, 
S. 23): -
richtete, freiwillige Agrarumweltmaßnahmen flexibler und ökologisch deutlich effekti-

 

Problematisch beim Ansatz der Agrar-Umwelt-Maßnahmen ist, dass bei einer um-
weltverträglicheren Bewirtschaftung lediglich potenziell entgangene Einnahmen ge-
genüber einer als standardmäßig eingestuften intensiven Bewirtschaftung kompensiert 
werden, d. h. dass die Nutzung von Agrar-Umwelt-Maßnahmen keine zusätzlichen Ein-
nahmen erbringen. Eine umweltverträglichere Landbewirtschaftung ist nach dieser För-
derlogik daher höchstens gleich rentabel wie eine intensive, konventionelle Bewirt-
schaftung. Sie zeitigt aber einen größeren Aufwand (Umstellung der Bewirtschaftung, 
Fachwissen zur umweltverträglichen Bewirtschaftung, Informationskosten, Prämienbe-
antragung etc.) und setzt daher eine zusätzliche Motivation auf Seiten der Land-
nutzer/-innen voraus.  

In Brandenburg und Berlin wird die ELER-Verordnung mit dem gemeinsamen Ent-
wicklungsprogramm für den ländlichen Raum 2006-2013 (EPLR) umgesetzt. Die finan-
ziellen Spielräume des Landes Brandenburg sind jedoch begrenzt. Es nimmt weitge-
hend die Kofinanzierung durch die EU und den Bund in Anspruch und verzichtet somit 
auf landesspezifische Maßnahmen, die mit einem höheren Eigenanteil finanziert wer-
den müssten. 

Insgesamt ist die GAP trotz der weitgehenden Steuerungsabsicht nicht in der Lage, 
grundlegende Probleme wie den Strukturwandel im Agrarsektor oder gravierende Um-
weltprobleme (Verlust an Biodiversität, Klimawandel, Nitratbelastung, Verringerung der 
Bodenfruchtbarkeit etc.) zu lösen (vgl. Heinrich et al. 2013, Isermeyer 2012). Dies hat 
seine Ursachen u. a. darin, dass Lobbygruppen seit langer Zeit erfolgreich weiterge-
hende Reform in Hinblick auf diese Ziele hintertreiben, die Subventionen deswegen 
große, intensiv produzierende Betriebe begünstigen und die Regeln innerhalb der GAP 
zwischen 1. und 2. Säule widersprüchlich sind. 

Erneuerbare Energien 

Die Wirkung des EEG ist sehr stark, es hat maßgeblich zum Boom der erneuerbaren 
Energien in Deutschland beigetragen. Die Steuerungswirkung übertrifft sogar die ange-
strebten politischen Ziele. Das liegt u. a. daran, dass sich die EEG-Umlage, die eine 
hohe Vergütung über einen langen Zeitraum hinweg garantiert, die technische Ent-
wicklung und die Liberalisierung des Strommarktes wechselseitig bestärken. Dies hat 
wiederum einen erheblichen Einfluss auf die Landnutzung, weil die Erzeugung von 
Agrobiomasse eine finanziell höchst interessante Alternative zu anderen Landnut-
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zungsformen darstellt, insbesondere in zeitweiligen Phasen der Doppelförderung für 
Biogasanlagen.  

Demgegenüber treten Nutzungskonkurrenzen in der Fläche und unbeabsichtigte 
Effekte wie ein
auf, die sich derzeit ordnungsrechtlich und planerisch nur bedingt steuern lassen. Der-
zeit sind regionale partizipative Ansätze und Koordinierung durch Leitbilder und In-
formationen das Mittel der Wahl wie z. B. regionale Energiekonzepte (Regionaler Pla-
nungsverband Mecklenburgische Seenplatte 2013). 

Naturschutz 

Angesichts erheblicher Budget- und Personalkürzungen in den letzten Jahren in 
Brandenburg können die Umwelt- und Naturschutzverwaltungen angesichts vielfältiger 
Pflichtaufgaben kaum noch freiwillige Aufgaben übernehmen, was deren Gestaltungs-
spielräume erheblich einschränkt. In der Verwaltungstätigkeit hat die Einhaltung von 
Vorgaben der EU und von Bundesgesetzen oberste Priorität, wenn diese an die Vergabe 
von Finanzmitteln geknüpft sind. Demgegenüber sind die Einhaltung von landespoliti-
schen Zielen im Naturschutz oder gar freiwillige Aufgaben nachrangig.  

Insgesamt kann der Naturschutz seine Ziele (auch und gerade in der Landnutzung) 
nicht erreichen. Dies liegt vor allem daran, dass die Steuerungsintention des Natur-
schutzrechts durch andere, vorrangig wirtschaftlich und individuell motivierte Nutzun-
gen überkompensiert wird. Insbesondere bei diffusen Belastungen und Einschränkun-
gen des Naturschutzes sowie bei kumulativen Effekten greift der punktuelle, oft räum-
lich definierte Schutz der Schutzgüter nicht. Kohärente und umfassende Naturschutz-
konzepte im Sinne eines Querschnittsthemas (z. B. Schutz durch Nutzung, Stärkung 
von Koppelprodukten und positiven externen Effekten einer multifunktionalen Land-
wirtschaft) haben in der Konkurrenz mit anderen Nutzungsinteressen wie z. B. Sied-
lungen, Infrastruktur oder Landwirtschaft häufig wenig Durchsetzungskraft im politi-
schen Abwägungsprozess bzw. bei individuellen Nutzungsentscheidungen der Landei-
gentümer/-innen oder Nutzer/-innen. Verstärkt werden diese Tendenzen durch die un-
zureichenden (personellen) Ressourcen der Naturschutzverwaltungen, die für die Um-
setzung des Naturschutzrechts nötig wären.  

Zusammenfassend zeichnet sich für die Wasser- und Landnutzung das Bild ab, 
dass die Landespolitik und erst recht die Kommunalpolitik kaum Einfluss auf die kol-
lektiven Entscheidungsregeln der EU- und Bundesebene haben und auch die Spielräume 
bei den operativen Entscheidungsregeln, gerade im Verwaltungshandeln, eher be-
grenzt sind. Insgesamt sind Vorgaben der EU dominant (EG-WRRL, GAP). Weiterhin 
scheint die Steuerungswirkung bei allgemein gestalteten finanziellen Anreizinstrumen-
ten (generelle Flächenprämie für Landwirte, kumulierte Anreize zwischen Agrarförde-
rung und EEG, niedrige Abwassergebühren) in Richtung einer Produktionsintensivie-
rung zu wirken, unabhängig von den Standortbedingungen. Demgegenüber weisen 
spezifische Anreize wie Agrar-Umwelt-Maßnahmen, Naturschutzprojekte oder Abgaben 
nach der Eingriffsregelung ein deutlich geringeres Finanzvolumen auf, wirken aber 
stärker im Sinne eines nachhaltigen und standortgerechten Wasser- und Landmanage-
ments.   
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2.3. Institutionelle Ermessensspielräume, Grauzonen, Lücken und Schnittstellen 

Nachfolgend werden institutionelle Lücken, Grauzonen und Ermessensspielräume 
dargestellt, um Handlungsspielräume für alternative Wasser- und Landnutzungen auf-
zuzeigen. Dass es diese unter den bestehenden institutionellen Rahmenbedingungen 
gibt, haben Pioniere alternativer Nutzungen gezeigt. Ihnen ist es mit einem hohen 
Aufwand gelungen, Spielräume dafür zu schaffen (Nölting & Daedlow 2012). Institutio-
nelle Lücken oder kritische Punkte können den Anlass für institutionellen Wandel bie-
ten. 

Im Bereich der Wasserwirtschaft ist das Verwaltungshandeln eng an die Gesetze 
gebunden und nach bürokratischen Verfahren organisiert. Dennoch wurde bereits auf 
Ermessensspielräume der Wasserbehörden bei der Genehmigungspraxis hingewiesen. 
Verwaltungen haben gewisse Spielräume, weil die jeweiligen Gegebenheiten nicht im-
mer eindeutige Entscheidungen nach allgemeinen Gesetzen zulassen und zwischen 
verschiedenen Anforderungen abgewogen werden müssen. In diesem Zusammenhang 
ist das Positionspapier des MUGV zur Nutzung von gereinigtem Abwasser (MUGV 2010) 

(Nölting & Daedlow 2012, S. 19).  

Solche informellen Spielräume stellen jedoch eine schwache Basis für die Einfüh-
rung neuer Formen der Wasser- und Landnutzung (z. B. Nutzung von gereinigtem Ab-
wasser, MAP-Struvit, Kurzumtriebsplantagen, Paludikultur, extensive Waldweide) dar, 
weil sie sowohl für die Antragsteller als auch die Verwaltungen und Genehmigungsbe-
hörden mit hohem Aufwand, Kosten und Risiken verbunden sind. Behörden sind mit 
kritischen Entscheidungen konfrontiert, wenn es um die Ausbringung von gereinigtem 
Abwasser geht, weil die Risiken und Vorteile teilweise unklar, dagegen die gesetzlichen 
Vorgaben restriktiv sind. Dadurch können die Genehmigungsbehörden in eine proble-

Innovationshemmnis werden, was deren 
Handlungsspielräume und -motivation weiter begrenzt. Eine institutionelle Grauzone 
ist damit die Absicherung der Verwaltungen, wenn diese Spielräume nutzen wollen und 
sollen, um standortspezifische, nachhaltige Nutzungsalternativen zuzulassen. Hier 
kann erstens ein wissenschaftlicher Leitfaden zur Genehmigungs- und Kontrollpraxis 
für die Aufleitung von gereinigtem Abwasser zur Absicherung der Verwaltung beitra-
gen. Zweitens ist ein klares politisches Bekenntnis zu einer nachhaltigen Wasser- und 
Landnutzung eine wichtige Unterstützung für entsprechende Entscheidungen der Ver-
waltungen. Jedoch wirkt politischer Druck auf Verwaltungen meist in die gegenteilige 
Richtung, wenn z. B. Investitionen auf Kosten des Umwelt- und Naturschutzes geneh-
migt werden sollen.  

Eine offene Frage ist, ob die Klärwerke bei der Aufleitung von gereinigtem Abwas-
ser, z. B. für die Bewässerung von Kurzumtriebsplantagen (KUP), die Abwassergebühr 
für die Einleitung in die Vorfluter einsparen können. Im Klärwerk Wansdorf wurde die-
ser Versuch noch nicht gemacht, weil die beaufschlagten Mengen so gering und die 
Einsparungen damit nicht relevant sind (Experteninterview # 1). Die Einsparung der Ab-
wassergebühren könnte ein  eher kleiner  finanzieller Anreiz für die Nutzung gerei-
nigten Abwassers sein. 

Schließlich sind Haftungsfragen bei der Beaufschlagung mit gereinigtem Abwasser 
ungeklärt. Wer ist in welcher Form haftbar bei Schäden, die aus der Aufleitung auf die 
Fläche resultieren? Allerdings sollten auch die Risiken bestehender Praktiken in solche 
Formen der Risikoabsicherung einbezogen werden, wie z. B. eine Ableitung von gerei-
nigtem Abwasser mit den darin enthaltenen Reststoffen in Vorfluter und Flüsse, die zu 
einer Problemverschiebung führen fe). 
Weitere institutionelle Grauzonen und Lücken in der Wasserwirtschaft sind:  
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 Viele Entwässerungs- und Meliorationsanlagen in Brandenburg wie Gräben, 
Wehre, Drainagen etc., die den Landschaftswasserhaushalt beeinflussen, müssen 
jetzt oder demnächst erneuert werden. Kritisch hierbei ist, dass die Zuständig-
keiten für den Erhalt dieser Anlagen vom Gesetzgeber nicht eindeutig geklärt 
sind. Teilweise springen die Wasser- und Bodenverbände ohne rechtliche Ab-
sicherung ein, um ein minimales Funktionieren zu gewährleisten (Nölting & 
Daedlow 2012, S. 22). Die Renovierung könnte eine Gelegenheit sein, Anlagen 
und Anlagensysteme einzurichten, die besser auf die ökologischen Erfordernisse 
des Landschaftswasserhaushalts abgestimmt sind. 

 Ein kritischer Punkt ist die Verschuldung der Abwasserzweckverbände wegen 
überdimensionierter Anlagen. Eine Erneuerung der Abwasserinfrastruktur steht 
innerhalb des nächsten Jahrzehnts an, was die finanzielle Lage weiter verschärft 
(vgl. Naumann, Kap. 6). 

Im Bereich der Landwirtschaft scheint es für eine Entscheidung zugunsten alter-
nativer Nutzungsformen hilfreich zu sein, wenn die Öffentliche Hand Flächenbesitzer 
ist oder zumindest über die Nutzung entscheiden kann, weil dann Gemeinwohlinteres-
sen und langfristige Erwägungen stärker zum Tragen kommen als bei einem rein be-
triebswirtschaftlichen Kalkül, z. B. von landwirtschaftlichen Unternehmen. Gerade mar-
ginale Standorte, die hart an der Grenze zur Wirtschaftlichkeit bewirtschaftet werden, 
stellen für alternative Nutzungen eine wichtige Option dar. Ein Beispiel dafür sind die 
Berliner Stadtgüter auf den ehemaligen Rieselfeldern in Hobrechtsfelde, wo Freizeit-
nutzung und Naturschutz im Vordergrund stehen (Kröger et al. 2012, Nölting & 
Daedlow 2012). Solche Entscheidungskalküle sollten insbesondere für die Bewirtschaf-
tung durch die Öffentliche Hand institutionell gestärkt werden. Inwieweit diese auch 
auf private Landnutzer übertragen werden können, ist offen. Dies würde sehr weitrei-
chende institutionelle Reformen erfordern. 

Die GAP wirkt einer standortgerechten, umweltverträglichen Landnutzung eher 
entgegen, weil sie durch die unspezifischen Flächenprämien eine intensive Produktion 
fördert. Darüber hinaus sind alternative Nutzungen, insbesondere neue Formen wie 
Paludikultur oder Kurzumtriebsplantagen (KUP) für die Landnutzer riskant, weil sie den 
Verlust der flächenspezifischen Förderung im Rahmen der eher starren Festlegungen 
für Agrar-Umwelt-Maßnahmen riskieren. Beispielsweise droht bei einer naturschutz-
fachlich angepassten, sehr extensiven Nutzung (Wiedervernässung, Waldweide etc.) der 
Verlust der Direktzahlungen. Hier ist es sinnvoll, die Flächenprämien der GAP in der 
ersten Säule durch das so genannte Greening (ökologische Anforderungen an die 
Landwirte als Voraussetzung für einen Teil der Flächenprämie) zu qualifizieren. Weiter-
hin sind die standortspezifischen Agrar-Umwelt-Maßnahmen im Rahmen der zweiten 
Säule zu stärken und so flexibel zu gestalten, dass auch neue Nutzungsformen geför-
dert werden können (Heinrich et al. 2012).  

Beispielsweise könnten KUP für bestimmte Standorte eine alternative Nutzung dar-
stellen. Sie weisen ein gutes ökologisches Potenzial auf, insbesondere auf marginalen 
Standorten und im Vergleich mit intensiven jährlichen Anbaukulturen wie Mais. Trotz 
des beträchtlichen Agromasse-Potenzials und mittelfristig wahrscheinlich steigender 
Holzpreise waren KUP mit rund 4.000 ha 2011 in Deutschland flächenmäßig völlig 
marginal. Dies weist auch auf Regelungslücken hin (zusammen mit zwar stark schwan-
kenden, aber aktuell attraktiveren Preisen für landwirtschaftliche Erzeugnisse) (Rösch & 
Jörissen 2012). 

In Bezug auf eine nachhaltige Landnutzung stellt sich bei erneuerbaren Energien 
die Frage, wie deren Erzeugung möglichst im Sinne einer nachhaltigen Landnutzung 
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geregelt werden kann. So stehen der Raumplanung bislang nur sehr begrenzte Steue-
rungsinstrumente zur Verfügung, bei einem wachsenden Steuerungsbedarf (Regionaler 
Planungsverband Mecklenburgische Seenplatte 2013).  

Im Bereich des Naturschutzes fehlen in Brandenburg bislang Querschnittspro-
gramme für die Wasser- und Landnutzung, die über einen räumlich meist eng definier-
ten Schutz bestimmter Biotope und Arten hinausreichen. So gibt es z. B. ein Waldmoor-
schutzprogramm6, das jedoch sehr punktuell wirkt. Hauptakteur bei der Umsetzung ist 
die Landesforstverwaltung (Landgraf & Koch 2006), die bei Einzelprojekten auf die 
Fördermaßnahme7 .  

Allerdings fehlen Strategien für eine Integration von ökologischen Zielen in die 
gängigen Landnutzungspraktiken. Hier gibt es Bestrebungen, ein Moorschutzpro-

im Koalitionsvertrag der Regierungsparteien verankert. Ein entsprechendes Konzept 
wurde ressortübergreifend erarbeitet, das den Schutz ökologisch wertvoller Moor-
standorte verbessern und zur Stabilisierung des Landschaftswasserhaushalts beitragen 
soll. Eine Kombination von Wiedervernässung mit einer ökonomischen Nutzung von 

bei vorgesehen, 
was entsprechende Gebietskulissen und Förderstrukturen, die z. B. die Agrobiomasse-
produktion attraktiv machen, einschließt. Aber das Programm wurde im Kabinett noch 
nicht verabschiedet wegen Interessendifferenzen zwischen den verantwortlichen Res-
sorts. Ähnlich verhält es sich mit einer Landesstrategie für die Verbesserung der Agro-
biodiversität, wie sie u. a. der Nachhaltigkeitsbeirat und der Naturschutzbeirat des 
Landes Brandenburg einfordern (vgl. Tagung - MUGV 2013). 

Die bisherige Analyse deutet darauf hin, dass weniger die institutionellen Lücken 
und Grenzen in den einzelnen Sektoren und Regulierungsbereichen, sondern die ins-
gesamt stark sektoral ausgerichteten Regelungen ein  oder sogar das  zentrale Hin-
dernis für eine standortgerechte, nachhaltige Wasser- und Landnutzung sind. Ord-
nungsrecht, Förderpolitik und Genehmigungspraxis sind in den Querschnittsbereichen 
wenig aufeinander abgestimmt oder sogar widersprüchlich. Ähnlich verhält es sich mit 
der Abstimmung institutioneller Regelungen über verschiedene Ebenen hinweg von der 
EU, über den Bund, bis auf die Landes- und Kommunalebene. Verschiedene Verwaltun-
gen agieren weitgehend unabhängig voneinander. In ihrer Gesamtheit präferieren die 
institutionellen Bedingungen tendenziell eine intensive, kommerzielle Land- und Was-
sernutzung. Eine sektorale Zersplitterung der Regelungen, Förderung praktisch nur be-
stehender, nicht immer nachhaltiger Nutzungsformen, tendenziell risikoaverses Ver-
waltungshandeln etc. behindern alternative, nachhaltige Landnutzungen.  

  

                                                
6 http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.202612.de 
7 http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.309428.de 

http://www.mil.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.202612.de
http://www.mugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.309428.de
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Beispiele hierfür sind: 

 die erwähnten gegensätzlichen Anreize zwischen GAP (intensive Produktion als 
Normalfall) und Naturschutz (unzureichende oder fehlende Förderung für alter-
native, nachhaltige Nutzungen);  

 GAP und Regelungen für den Landschaftswasserhaushalt (u. a. auf Basis der EG-
WRRL) sind zumindest in der Umsetzung in Brandenburg nicht aufeinander abge-
stimmt, Interessengegensätze dominieren hier das politische Feld (Nölting & 
Daedlow 2012); 

 eine fehlende Abstimmung von Abwasser- und Energieinfrastruktur (vgl. 
Naumann, Kap. 6); ein fehlender Regionalplan (vgl. Nagel & Steinhardt, Kap. 7). 

Insgesamt fehlen übergreifende Strategien für eine Wasser- und Landnutzung, die 
Nachhaltigkeitsziele in die dominierenden Nutzungsformen integrieren. Politische Ziel-
setzungen mit einem solchen Querschnittscharakter fehlen auf Bundes- und Landes-

ebene.  

Institutionelle Schnittstellen zwischen den Bereichen deuten sich nur vereinzelt an.8  

 Für die Landwirtschaft sind mittelfristig gereinigtes Abwasser und Nährstoffe aus 
dem Abwasser, insbesondere Phosphor, wertvolle Produktionsressourcen. Der 
Druck zum Recycling von Phosphat aus dem Klärschlamm als Düngemittel für die 
Landwirtschaft steigt sowohl von Seiten der Gesetzgeber als auch wegen der zu-
rückgehenden globalen Phosphatvorkommen. Voraussetzung dafür sind jedoch 
Verfahren zur Einschätzung und Absicherung des Risikos von Verunreinigungen 
und Belastungen mit Schadstoffen.  

 Einige naturschutzfachlich sinnvolle landwirtschaftliche Nutzungen sind kaum 
marktfähig und werden nicht durch die Förderpolitik der GAP unterstützt. Das 
Brandenburgische Moorschutzprogramm, das mit der Förderung für Agrar-
umweltmaßnahmen abgestimmt ist, wäre ein wichtiger Schritt. 

 Die räumliche Planung könnte zu einer räumlichen Kopplung oder Integration 
beitragen zwischen  

a) dem Angebot der Wasserwirtschaft an gereinigtem Abwasser,  

b) landwirtschaftlichen Grenzertragsstandorten (z. B. für KUP),  

c) einer naturschutzfachlich angestrebten Vernässung (z. B. von Nieder-
moorstandorte) und  

d) Restriktionen wie Wasserschutzgebieten oder Lebensmittelproduktion.  

2.4. Künftige institutionelle Änderungs- und Regelungsbedarf zur Umsetzung 

alternativer Nutzungen 

Nach dem Institutionenverständnis von Ostrom entstehen neue Regeln aus Prob-

ELaN geht es darum, die oben skizzierten Restriktionen zu überwinden und Vorschläge 
für Institutionen bzw. förderliche institutionelle Rahmenbedingungen für eine nachhal-
tige Wasser- und Landnutzung zu formulieren. Dabei geht es um bessere Möglichkei-
ten für alternative Landnutzungen, die ein hohes Potential für nachhaltigere Nutzungs-

                                                
8 Vgl. die Ausführungen zum Standarderprobungsgesetz in Kap. 6 von Naumann. 
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formen aufweisen, sowie um eine stärker standortspezifische, kontextorientierte Aus-
richtung der Wasser- und Landnutzung, um die Entwicklungsfähigkeit von Land-
nutzungssystemen langfristig zu erhalten (Rückert-John et al. 2013).  

In der Rückschau erscheint insbesondere die EU als mächtiger Akteur, der institu-
tionelle Veränderungen mit weitreichenden Wirkungen sowohl im ordnungsrechtlichen 
Bereich als auch bei finanziellen Anreizen vorgenommen hat. Die Bilanz fällt ambiva-
lent aus. In der Wasserwirtschaft sind mit der EG-WRRL innovative, förderliche Rege-
lungen im Sinne nachhaltiger Wassernutzung eingeführt worden (Moss 2004, Petersen 
& Klauer 2012). In der Agrarpolitik sind viele Entwicklungen aus Sicht der Nachhaltig-
keit weiterhin problematisch (Isermeyer 2012). In der Energie- und Klimaschutzpolitik 
kann der derzeit laufende Prozess in der EU neue Impulse für die Erzeugung erneuer-
barer Energien geben (EU-Kommission 2013a). Es ist davon auszugehen, dass auch 
künftig im stark regulierten Feld der Wasser- und Landnutzung wesentliche Impulse für 
einen institutionellen Wandel von oben von der EU ausgehen werden.  

Für eine breitere Nutzung von gereinigtem Abwasser  immer vorausgesetzt, dass 
die Risiken überschaubar bleiben zumindest im Vergleich mit der bisherigen Praxis der 
Ableitung in Vorfluter  müssen die Rechtssicherheit verbessert und ggfs. Förder-
möglichkeiten geschaffen werden. Dies stellt eine große Herausforderung an die Politik 
dar, die eventuell Standards aufweichen und Risiken gegeneinander abwägen muss. So 
schätzten die befragten Experten/-innen eine Änderung der Grundwasserverordnung 
auf Bundesebene, die die gesetzlichen Spielräume für die Aufleitung von gereinigtem 
Abwasser erweitern könnte, als unwahrscheinlich ein, die Möglichkeiten der Landes-
ebene wurden als sehr begrenzt angesehen (Nölting & Daedlow 2012).  

Hier wird eher ein Impuls von der EU kommen, die das Thema water reuse bzw. 

Agenda gesetzt hat. Bei den Konsultationen im Vorfeld zum Blueprint hatte sich die 
Wiederverwendung von Wasser für Bewässerungs- und industrielle Zwecke als Problem 
herausgestellt, das auf EU-Ebene geregelt werden sollte:  

hwasser (z. B. aus der Abwasserbehandlung oder aus Industrieanlagen) gilt als 
weniger umweltschädigend als Wasser aus anderen, alternativen Quellen (wie Fernlei-
tungen oder Entsalzungsanlagen), wird in der EU jedoch nur in begrenztem Maße ein-
gesetzt, offenbar aufgrund des Fehlens gemeinsamer EU-Umwelt-/Gesundheitsstan-
dards für Brauchwasser und der potenziellen Hindernisse im freien Verkehr mit 

-Kommission 
2012, S. 16) 

Die Kommission hat im September 2013 einen Nachfolgeprozess bis Ende 2014 
gestartet, um die aktuelle Situation der Wasserwiederverwertung in der EU zu analysie-
ren, eine Folgenabschätzung vorzunehmen und verschiedene EU-Instrumente prüfen 
(Raso 2013). Bis Herbst 2015 soll ein Vorschlag für eine Festsetzung gemeinsamer 
Normen in der EU vorgelegt werden. 

Bei der EU-Agrarpolitik bietet die Neugestaltung der einzelnen Förderperioden der 
GAP (2000-2013; 2014-2020) die Möglichkeit, die Regeln im Sinne einer nachhaltigen 
Landnutzung auf EU-Ebene zu verändern. Diese Änderungen sind jedoch zäh, weil eine 
Vielzahl an Organisationen und Entscheidungsebenen beteiligt ist und es eine Pfad-
abhängigkeit gibt. Dennoch gelang es, alternative Nutzungen wie z. B. den Ökolandbau 
zu institutionalisieren (Lynggaard 2007).  

Nach fast zweijährigen Verhandlungen zwischen Kommission, Europäischem Par-
lament und Rat wurde am 26. Juni 2013 eine politische Einigung für die Förderperiode 
2014-2020 erzielt (EU-Kommission 2013b). Diese Ergebnisse betreffen die vier Grund-
verordnungen über Direktzahlungen, über die gemeinsame Marktorganisation, über 
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die Entwicklung des ländlichen Raums und die horizontale Verordnung zur Finanzie-
rung, Verwaltung und zum Kontrollsystem der EU. Letzte Details wurden am 24. Sep-
tember 2013 geregelt (EU-Kommission 2013c). 

Es zeichnet sich ab, dass eine ökologische und soziale Ausrichtung der GAP hinter 
den Anforderungen an eine nachhaltige Landnutzung zurückbleiben wird. So kritisierte 
Isermeyer (2012) bereits den Kommissionsentwurf für die neue Förderperiode als un-
genügend, weil Strukturprobleme weiterhin ungelöst und die Verteilungswirkung der 
Fördermittel fragwürdig blieben. Ambitioniertere Vorgaben für das Greening wurden in 
den Verhandlungen zurückgenommen. Dennoch wird die Flächenprämie der ersten 
Säule teilweise an die Einhaltung ökologischer Auflagen (Greening) geknüpft (EU-Kom-
mission 2013b):  

a) Umbruchverbot für Grünland,  

b) Obligatorischer Fruchtwechsel (maximal 75 % der Fläche für eine Frucht) und 

c) ökologische Vorrangflächen auf fünf Prozent der Ackerfläche. 

In der 2. Säule (ländliche Entwicklung) könnte eine Zusammenführung von ELER 
mit den Strukturfonds im Gemeinsamen Strategisches Rahmen die Spielräume auswei-
ten. Ob die Maßnahmen in Richtung einer nachhaltigen Landnutzung wirken, hängt 
sehr stark von der konkreten Ausgestaltung in Brandenburg, die hart umkämpft ist, ab 
(Bigalke 2013). Insgesamt dominieren weiterhin unspezifische Förderinstrumente wie 
die Flächenprämie, z. T. aber auch die Förderung für erneuerbare Energien, die Anreize 
für eine intensive, tendenziell weniger standortgerechte Nutzung geben. 

Insgesamt können damit von der EU Impulse für einen institutionellen Wandel er-
wartet werden, der für eine nachhaltigere Wasser- und Landnutzung Spielräume öffnen 
kann. Um jedoch diese Querschnittsthemen angemessen zu verankern, ist einer stär-
kere sektorale Integration von Wasserwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, Energie-
produktion und Naturschutz notwendig. Dies ist auf der EU-Ebene eher unwahrschein-
lich angesichts der enormen Komplexität und vermutlich auch nicht wünschenswert, 
weil standortgerechte und kontextspezifische Formen der Landnutzung nicht zentral 
geregelt werden können.  

Regelungen auf der EU-Ebene sollten daher ergänzt werden durch regionalspezifi-
sche integrative Strategien, z. B. auf Ebene der Bundesländer. Dort sollten insbeson-
dere für Pioniere nachhaltiger Nutzungsformen Spielräume geschaffen werden. Dazu 
gehört eine klare politische Zielsetzung für eine nachhaltige Landnutzung als Quer-
schnittsaufgabe, die die genannten Sektoren in Hinblick auf Nachhaltigkeit integriert. 
Ob sich dies in Brandenburg realisieren lässt, bleibt offen. Die Diskussion um das 
Moorschutzprogramm ProMoor und auch die zurückgehenden EU-Agrarfördermittel für 
die nächste Förderperiode und die damit anstehenden Verteilungskämpfe deuten eher 
auf das Gegenteil hin.  

Nicht zuletzt brauchen Verwaltungen Verfahrenssicherheit, wenn sie standortspezi-
fische alternative Nutzungen genehmigen sollen und dabei eine Risikoabwägung zwi-
schen verschiedenen Nutzungsformen mit den jeweiligen Vor- und Nachteilen vorneh-
men müssen. Hier braucht es neben politischer Rückendeckung Leitfäden und Durch-
führungsvorschriften, die den Verwaltungen solche Möglichkeiten eröffnen.  
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3. Akteure, Transaktionen und Verfügungsrechte bei der 
Anwendung von geklärtem Abwasser und MAP-Struvit 

Katrin Daedlow   

Humboldt Universität zu Berlin, Ressourcenökonomie; (daedlowk@cms.hu-berlin.de) 

3.1. Untersuchte Institutionen  

Der Fokus des Teilprojektes liegt auf Institutionen, die menschliches Handeln und 
Handlungsoptionen bei der Nutzung von natürlichen Ressourcen steuern. Der Aus-
tausch und die Nutzung von natürlichen Ressourcen zwischen verschiedenen Akteuren, 
definiert als Transaktion, erzeugt Interdependenzen, die geregelt werden müssen und 
so zu neuen oder angepassten Institutionen führen. Antriebskräfte für institutionellen 
Wandel liegen u. a. in den bestehenden Nutzungskonflikten und dem Ziel der Begren-
zung der Kosten von naturbezogenen Transaktionen zwischen verschiedenen Akteu-
ren. Handlungsoptionen werden nicht nur durch formale Regeln (z. B. Gesetzgebung 
zu Wasser- und Landmanagement), sondern auch durch informelle Regeln (mündliche 
Absprachen, Normen) beeinflusst, die auf Einstellungen und Gewohnheiten der Akteure 
basieren. Diese können die Akzeptanz bzw. Umsetzung von veränderten oder neuen 
Regeln begünstigen bzw. erschweren.  

Der Regulierungsbedarf von Nutzungsoptionen der beiden Stoffströme geklärtes 
Abwasser und MAP-Struvit zwischen den Akteuren und den Eigenschaften der naturbe-
zogenen Transaktionen wird daher maßgeblich von vier Seiten untersucht (Hagedorn et 
al. 2002, Hagedorn 2008): 

a) Akteure haben bestimmte Ziele, Einstellungen und Gewohnheiten bei der Nut-
zung natürlicher Ressourcen. Untersucht werden insbesondere Landwirte als 
potenzielle Nutzer von geklärtem Abwasser und MAP-Struvit. Die Hand-
lungsoptionen der Landwirte hängen von weiteren Akteuren ab, wie z. B. mög-
liche Verarbeiter und Vertreiber sowie Konsumenten der landwirtschaftlichen 
Produkte. 

b) Naturbezogene Transaktionen bedingen wegen ihrer Einbettung innerhalb 
komplexer, sich ständig verändernder natürlicher Systeme vielfältige Rege-
lungserfordernisse, was oft in institutioneller Diversität und Polyzentrizität 
mündet. Im Fokus stehen der Einfluss der Eigenschaften (z. B. Menge, Inhalts-
stoffe) der beiden Stoffströme auf die Transaktion bzgl. der Kosten- und Nut-
zeneffekte sowie die Regulierung potenzieller Risiken und Schäden durch die 
mögliche Nutzung auf landwirtschaftlichen Flächen. 

c) Verfügungsrechte sind entscheidende formale Institutionen, deren Struktur (z. 
B. Eigentümer oder Pächter von landwirtschaftlichen Flächen) Kosten- und Nut-
zenströme der Akteure definieren und ihre Handlungsoptionen abgrenzen. 
Damit werden Machtverhältnisse der Ressourcennutzung bestimmt und 

Transaktionen festgelegt. 

d) Governance-Strukturen sind verschiedene Organisationsformen von Akteuren, 
die durch institutionelle Arrangements definiert und mit Befugnissen ausge-
stattet werden. Sie sollten möglichst maßgeschneidert an regionale/lokale Be-
dürfnisse bzw. an einzelne Transaktionen angepasst werden. Zum Beispiel 
könnten für die Ausbringung von geklärtem Abwasser Kooperationen zwi-
schen Landwirten als potenzielle Nutzer und Abwasserzweckverbänden als 
Produzenten der Ressource geschlossen werden. 

mailto:daedlowk@cms.hu-berlin.de
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3.2. Institutionen in der Praxis 

Akteure  

Bisher ist die Ausbringung von geklärtem Abwasser für potenzielle Nutzer verbo-
ten. Somit bestehen keine derzeitigen Nutzungsoptionen für Landwirte oder andere 
Akteure. Außer auf wissenschaftlichen Versuchsflächen gibt es in der Untersuchungs-
region keine Erfahrung mit der Ausbringung geklärten Abwassers  abgesehen von der 
Nutzung geklärten Abwassers in der DDR vor 1990. Grund für das staatliche Verbot ist 
die Vermeidung des Risikos durch eine mögliche stoffliche Belastung des Grundwas-
sers durch die verbliebenen Inhaltsstoffe des geklärten Abwassers. Für Landwirte spielt 
vor allem das Risiko der potenziellen Belastung des Bodens und der landwirtschaft-
lichen Produkte eine Rolle. Dieses Risiko muss für Landwirte - auf der Grundlage ein-
deutiger Regeln bezüglich der Verantwortlichkeiten und Kostenübernahme im Scha-
densfall - kalkulierbar sein, bevor sie sich für eine Anwendung von geklärtem Abwasser 

entscheiden werden. 

Für MAP-Struvit sieht die Lage anders aus, da es bereits nach dem Düngemittel-
gesetz, das u. a. die Grenzwerte für Nährstoffgehalte vorschreibt, von den Berliner 
Wasserbetrieben vertrieben wird. Diese Regulierung berücksichtigt nicht die mögliche 
Belastung durch Spurenstoffe etc., die möglicherweise im MAP-Struvit verblieben sind. 
Aus Gesprächen mit Landwirten wird deutlich, dass aber die Betriebsform (z. B. Öko-
landbau, konventioneller Anbau), die spezielle Regeln der Bewirtschaftung festlegt, 
entscheidend sein kann, ob Landwirte MAP-Struvit einsetzen. Landwirte des konventio-
nellen Landbaus sehen sich zunächst abgesichert durch die Düngemittelverordnung, 
die festlegt, welche Düngemittel generell eingesetzt werden dürfen. Im Gegensatz 
dazu unterstehen Biolandwirte strengeren Regeln des Düngemitteleinsatzes, wie z. B. 
die Zielstellung, eine Selbstversorgung mit Dünger anzustreben. Die Herkunft des 
Düngemittels MAP-Struvit lässt z. B. Biolandwirte zögern, es einzusetzen, da das Risiko 
einer stofflichen Belastung - oder auch allein die Vorstellung dieser durch die Konsu-
menten - der im hohen Preissegment angesiedelten Bio-Produkte sehr schnell eine 
Kaufverweigerung von Seiten der Konsumenten nach sich ziehen könnte. Dazu kommt, 
dass im Biolandbau Produkte regional bzw. im Direktverkauf und -vertrieb vertrieben 
werden, wo es für Konsumenten leichter nachzuvollziehen ist, woher die Produkte 
stammen, und demzufolge schnell mit entsprechenden Verkaufsverhalten reagieren 
können. Diese letzten beiden Punkte spielen auch für den potenziellen Einsatz von ge-
klärtem Abwasser eine Rolle und zeigen, wie abhängig Landwirte von den Einstellun-
gen und Gewohnheiten ihrer Vermarkter und/oder Konsumenten sind. 

Naturbezogene Transaktionen 

Die Eigenschaften natürlicher Ressourcen beeinflussen die Art und Weise der wirt-
schaftlichen Nutzung maßgeblich. Zum Beispiel bestimmen die Eigenschaften landwirt-
schaftlicher Flächen die Entscheidung von Landwirten, geklärtes Abwasser potenziell 
zu nutzen oder nicht. Diese Eigenschaften sind vor allem die Bodenzahl (Qualität der 
Fläche), Größe und Lage der Fläche bzw. der Standort (z. B. Entfernung zum Grundwas-
ser). Diese Eigenschaften bestimmen, welche Feldfrucht der Landwirt auf der Fläche 
produzieren kann. Werden diese Eigenschaften nun durch einen bestimmten Stoffein-
trag (z. B. geklärtes Abwasser oder MAP-Struvit) oder Stoffaustrag (z. B. Feldfrucht 
ohne Kompensationsdüngung oder Erosion) beeinflusst, kann sich der Optionswert 
(möglicher Wert einer Fläche bei Veräußerung) der Flächen stark verändern. Dabei ist 
auch wichtig, inwieweit die Flächen zukünftig genutzt werden sollen. Zudem beeinflus-
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sen die Eigenschaften der Feldfrüchte (z. B. Nahrungsmittel, Energiepflanze) die wirt-
schaftliche Nutzung und die Möglichkeit, geklärtes Abwasser anzuwenden oder nicht. 

Wie bereits weiter oben deutlich wurde, spielen auch die Eigenschaften der beiden 
Stoffströme geklärtes Abwasser und MAP-Struvit eine wesentliche Rolle für eine poten-
zielle Nutzung. Die Höhe der stofflichen Belastung wird direkte Auswirkungen auf die 
Regulierung (z. B. Verbot oder Erlaubnis der Ausbringung unter bestimmten Bedingun-
gen) einer potenziellen Nutzung haben und konkrete Einsatzmöglichkeiten beeinflus-
sen. Zum Beispiel ist es möglich, ab bestimmten Grenzwerten einer stofflichen Belas-
tung des geklärten Abwassers eine Anwendung für die Nahrungsmittelproduktion aus-
zuschließen, während es für den Anbau von Energiepflanzen durchaus noch genutzt 
werden kann. Des Weiteren sind auch die Menge und die Wirkungs- und Transport-
eigenschaften der beiden Stoffströme entscheidend. MAP-Struvit als Granulat muss per 
Fahrzeug zu den landwirtschaftlichen Flächen gebracht werden, während geklärtes 
Abwasser auch über Leitungssysteme aufgebracht werden könnte. Je dichter die Flä-
chen an einer Kläranlage liegen, desto niedriger sind die Transportkosten. Dabei muss 
auch geregelt werden, wer die Kosten für den Transport übernimmt (Nutzer oder Ab-
wasserzweckverbände als Produzenten der Stoffströme). Zudem erscheint der Wir-
kungsgrad von MAP-Struvit in der Menge höher, d.h. einige Tonnen könnten eine be-
stimmte Fläche ausreichend versorgen, während einige Tonnen geklärtes Abwasser zur 
Bewässerung der gleichen Fläche eher als unzureichend eingeschätzt werden kann. 
Diese Kalkulation ist aber auch von weiteren Faktoren, wie z. B. Wetterbedingungen, 
vorherige Bewirtschaftung der Böden etc., abhängig. Wichtig für die Landwirte ist, dass 
ggf. ausreichende Mengen von beiden Stoffen zur Verfügung stehen, damit sich ein 
Einsatz langfristig lohnt. Ausreichende Mengen können eher im dicht besiedelten 
Metropolraum Berlins als in den ländlichen Gebieten Brandenburgs sichergestellt wer-
den. 

Verfügungsrechte 

MAP-Struvit stellt ein privatwirtschaftliches Gut der Berliner Wasserbetriebe dar, die 
es in ihren Kläranlagen herstellen. Damit haben sie die vollständigen Verfügungsrechte 
an dem Produkt, das sie direkt oder auch über Düngemittelhändler vor allem an Land-
wirte vertreiben. Die Rechte um die Transaktion des Vertriebs sind vertraglich geregelt, 
d.h. Preise, Lieferzeitpunkt und -menge und der Transport werden von den Vertrags-
partnern (Verkäufer, Käufer) detailliert festgelegt. Der Vertrieb und die Ausbringung 
von MAP-Struvit sind nach dem Düngemittelgesetz geregelt, d.h. es sind unter ande-
rem Grenzwerte für Nährstoffgehalte und für Schwermetalle festgelegt, die eingehalten 
werden müssen. Auch der mögliche Einsatz von geklärtem Abwasser auf landwirt-
schaftlichen Flächen hängt von bestehenden formalen Regeln ab. Ein wichtiges Instru-
ment, um Verfügungsrechte an landwirtschaftlichen Flächen formal zu regeln, sind 
Pachtverträge. In diesen Verträgen einigen sich Eigentümer, wenn sie die natürliche 
Ressource nicht selbst nutzen möchten, und Pächter über alle wichtigen Fragen der 
Nutzung und Bewirtschaftung. In Pachtverträgen über landwirtschaftliche Flächen wird 
genau über Gegenstand, Zeitraum, Preis, Grundbestellung, Mängel, Art der Bewirt-
schaftung, Abgaben, Verbesserungen oder Gewährleistungsfragen entschieden. Zum 
Beispiel bedarf die Ausbringung von Sekundärrohstoffdüngemitteln wie z. B. Klär-
schlämme der Zustimmung des Eigentümers, da solche Maßnahmen den Optionswert 
der Fläche bei Verkauf beeinflussen können. Das heißt, Landwirte als Pächter von 
landwirtschaftlichen Flächen sind von den Eigentümern der Fläche abhängig und müs-
sen bei bestimmten Maßnahmen die Erlaubnis des Flächeneigentümers einholen. Fast 
alle landwirtschaftlichen Betriebe in Brandenburg arbeiten auf gepachteten Flächen, die 
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zum Beispiel im Jahr 2010 durchschnittlich 74 Prozent der landwirtschaftlichen Fläche 
eines Betriebes ausmachen (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 2011). Unter diesen 
Bedingungen kann die Anzahl der Eigentümer entscheidend sein, wenn für die Nut-
zung von geklärtem Abwasser auf bestimmten Flächen die Erlaubnis von einer Vielzahl 
von Eigentümern eingeholt werden muss. Dies kann zu einem sehr hohem Aufwand für 
den Landwirt führen und wenn diese Kosten, im Vergleich zum möglichen Nutzen, zu 
hoch sind, nimmt er die Möglichkeit der Veränderung in der Nutzung wahrscheinlich 
nicht wahr. Hinzu kommen die Einstellungen und Werte der Eigentümer bezüglich des 
Risikos in der Anwendung von geklärtem Abwasser. Wenn sie das Risiko als zu hoch 
einschätzen, werden sie die Anwendung dem Pächter untersagen. 

Governance-Strukturen  

Für MAP-Struvit bestehen bereits marktwirtschaftliche Strukturen der Produktion, 
des Vertriebs und Verkaufs durch die Berliner Wasserbetriebe und ggf. Düngemittel-
händlern. Die Ausbringung ist durch die Düngemittelverordnung geregelt. Für die Nut-
zung geklärten Abwassers gibt es noch keine Governance-Strukturen. Im Fall der Nut-
zung von geklärtem Abwasser ist durch die komplexeren Eigenschaften der Ressource 
(z. B. Stoffzusammensetzung, Transportfähigkeit) bzw. deren Aufbringung auf die Flä-
chen ein erhöhter Regulierungsbedarf und Organisationsaufwand (z. B. Kooperationen 
zwischen verschieden Akteuren) wahrscheinlich. 

3.3. Institutionelle Lücken, Grenzen und Widersprüche 

Für den Stoffstrom MAP-Struvit ist im Grunde nur die Frage der möglichen Rück-
stände von Spurenstoffen im Granulat als problematisch festzustellen, die noch nicht 
geklärt und reguliert ist. Dagegen ist die potenzielle Nutzung von gereinigtem Abwas-
ser noch mit mehreren Problemen verbunden. Insbesondere die stoffliche Belastung 
und die verfügbare Menge sind entscheidend für die Realisierung einer zukünftigen 
Nutzung. Eine eindeutige Regulierung, basierend auf festgelegten Grenzwerten, be-
züglich des Einsatzes von geklärtem Abwasser und ausreichende Mengen des Stoff-
stroms sind notwendige Voraussetzungen einer potenziellen Nutzung durch die Land-
wirtschaft. Diese Eigenschaften der Stoffströme bestimmen auch die Grenzen der 
Nutzbarkeit der beiden Stoffströme, z. B. ob sie mit erhöhten Werten von Risikostoffen 
überhaupt für die Herstellung von Nahrungsmitteln verwendet werden können oder 
nicht. 

Ein Widerspruch zum bisherigen Verbot der Ausbringung von geklärtem Abwasser 
kann in der Praxis der Klärschlammausbringung gesehen werden. Obwohl beide Stoff-
ströme (geklärtes Abwasser und Klärschlämme) aus Abwasserreinigungsprozessen 
entstehen, gilt für geklärtes Abwasser ein Totalverbot der Ausbringung während Klär-
schlämme in Brandenburg reguliert ausgebracht werden dürfen. Die Klärschlammaus-
bringung ist seit Jahrzehnten üblich. Klärschlämme sind eine Mischung aus Feststoffen 
und Wasser und Rückstände der Reinigung von Abwässern in Klärwerken. Die Grenzen 
der Schadstoffe, die mit dem Klärschlamm ausgebracht werden dürfen, sind in der 
Klärschlammverordnung festgelegt. Die Grenzwerte für Mindest-Nährstoffgehalte im 
Klärschlamm sind in der Düngemittelverordnung festgelegt (vgl. Kap. 2). Zusätzlich 
gibt es eine ex post-Regulierung, d.h. die Aufgabenträger der Abwasserentsorgung als 
Produzenten der Klärschlämme zahlen in einen Klärschlammfond ein, aus dem mögli-
che Schadensfälle (z. B. Belastung von Böden und landwirtschaftlichen Produkten mit 
Schadstoffen) beglichen werden können. Es erfolgt eine genau festgelegte und sehr 
umfassende Überwachung der Ausbringung. Es gibt Formulare für jeden Schritt der 
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Ausbringung - von der Kläranlage über den Transport bis zum landwirtschaftlichen Be-
trieb. Dort wird genau festgehalten auf welcher Fläche der Klärschlamm ausgebracht 
wird. Diese Form der Regulierung wäre auch für geklärtes Abwasser denkbar. Jedoch 
gibt es zum Thema Klärschlamm seit einigen Jahren eine breite Diskussion um eine 
Grenzwertverschärfung bzw. ein Verbot der Ausbringung (vgl. Kap. 2). Im Biolandbau 
ist die Ausbringung von Klärschlämmen generell verboten.  

Der Einstellungswandel in der Bevölkerung zeigt sich u. a. auch darin, dass Eigen-
tümer von landwirtschaftlichen Flächen ihren Pächtern verbieten, Klärschlämme auszu-
bringen. Auch der Handel zögert zunehmend, landwirtschaftliche Produkte, die mit 
Klärschlamm produziert wurden, aufzukaufen, da die Sensibilität der Verbraucher be-
züglich eines gesundheitlichen Risikos zunimmt. Diese Problematik wird auch für die 
potenzielle Nutzung von geklärtem Abwasser in der landwirtschaftlichen Produktion 
entscheidend sein. Ob dieses Thema bei MAP-Struvit relevant wird, bleibt abzuwarten. 
Bisher ist unklar, inwieweit Spurenstoffe dem Dünger anhaften. Weiterhin steht die weit 
verbreitete Praxis der Ausbringung von Gülle (Urin und Kot von landwirtschaftlichen 
Nutztieren, v. a. von Schweinen, Rindern und Geflügel) auf landwirtschaftliche Flächen 
im Widerspruch zum Verbot der Ausbringung von geklärtem Abwasser mit der Begrün-
dung des Schadstoffrisikos für Böden und Grundwasser. Auch hier besteht ein nicht 
unerhebliches Risiko einer Belastung mit Krankheitserregern bei Übersäuerung der 
Gülle durch entsprechende Fütterung der Tiere (Füßler 2011). Hinzu kommen potenzi-
ell schädliche Stoffrückstände aus der zunehmenden Medikation der Tiere in der kon-
ventionellen Landwirtschaft, z. B. mit Antibiotika. Diese Punkte werden von der Dünge-
mittelverordnung nicht geregelt. Diese legt vor allem den Nährstoffgehalt der Gülle 
und die Art der Ausbringung fest, um Ausschwemmungen in Böden und Grundwasser 
zu verhindern. Die Beispiele zeigen, wie unterschiedlich und widersprüchlich ähnliche 
Stoffströme bzw. landwirtschaftliche Praktiken vom Gesetzgeber geregelt werden. 

Weitere Schwierigkeiten für die potenzielle Nutzung von geklärtem Abwasser erge-
ben sich aus der aktuellen Regulierung im Bereich Wasser- und Landmanagement, die 
die Landwirte bereits jetzt vor einige Probleme stellt (Nölting & Daedlow 2012). Dies 
sind im Besonderen die Unsicherheit in der langfristigen Ausrichtung der Agrarförde-
rung (z. B. zeitlich knapp befristet bzw. Aussetzen der staatlichen Förderung im Natur-
vertragsschutz), ungeklärte Zuständigkeiten in der Unterhaltung der Anlagen für die 
Regulierung von Wasserständen in der Landschaft und eine Vielzahl von Gesetzen im 
Bereich der erneuerbaren Energien, die schwierig zu überblicken sind. Diese Bedingun-
gen schaffen eine schwierige Ausganglage für Innovationen wie eine potenzielle Nut-
zung von geklärtem Abwasser - insbesondere bei Maßnahmen der Wiedervernässung 
von Grünland bzw. bei der Bewässerung von Kurzumtriebsplantagen mit anschließen-
der energetischer Verwertung der Biomasse. Hinzu kommen Fragen des Investitions-
bedarfes, da viele landwirtschaftliche Betriebe keine ausreichenden Rücklagen vorwei-
sen können und auf staatliche Förderprogramme angewiesen wären. 
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3.4. Heutige Ermessensspielräume, Grauzonen und Schnittstellen sowie künfti-

ger institutioneller Änderungsbedarf 

Ermessensspielräume bei der potenziellen Nutzung von geklärtem Abwasser be-
stehen z. B. im Bereich der Grenzwertfestlegung und der Frage, ab wann eine stoffliche 
Belastung des Bodens oder des geklärten Abwassers definiert ist. Die Grenzwertfest-
legung zeigt an, ab wann ein Risiko der Umweltbelastung bzw. der gesundheitlichen 
Gefährdung von Menschen besteht und wie hoch dieses Risiko ist. Wie dieses Risiko 
dann reguliert werden soll oder muss, wird einerseits von den staatlichen Behörden 
durch eine entsprechende Gesetzgebung bestimmt. Andererseits haben potenzielle 
Nutzer von geklärtem Abwasser die Möglichkeit, innerhalb eigener Ermessensspiel-
räume zu entscheiden, ob sie den staatlich festgelegten Grenzwerten folgen oder 
strengere Regeln für sich anwenden, wie es z. B. im Biolandbau oft angewandt wird. 

Grauzonen, d.h. schwierig einzuschätzende Handlungsoptionen, sind im Bereich 
der Einstellungen von Beteiligten der Nahrungsmittelproduktion und von Konsumenten 
zu sehen. Bei Akzeptanzproblemen gegenüber dem Einsatz von geklärtem Abwasser 
kann dessen potenzieller Einsatz auf landwirtschaftlichen Flächen schnell an Grenzen 
stoßen. Hier ist eine wichtige Frage, unter welchen Bedingungen Eigentümer, Pächter, 
Vermarkter und Konsumenten bereit sind, ein gewisses Belastungsrisiko durch Schad-
stoffe einzugehen bzw. inwieweit der Gesetzgeber den Verbraucherschutz stärken will. 

Schnittstellen könnten für die Nutzung von geklärtem Abwasser bei der Wieder-
vernässung von Grünlandflächen in Kombination mit der Etablierung von Paludikultu-
ren bestehen. Das ist aber aufgrund der geringen Mengen von geklärtem Abwasser in 
peripherer Lage des ländlichen Raumes eher unwahrscheinlich. Dagegen könnte ein 
Einsatz zur Bewässerung von Kurzumtriebsplantagen (KUP) auf ehemaligen Rieselfel-
dern (d. h., bereits belastete Bodenflächen, die für die Nahrungsmittelproduktion nicht 
in Frage kommen) im Raum Berlin institutionalisiert werden. Mit mehreren tausend 
Hektar Rieselfeldern an den Grenzen Berlins steht potenziell eine große Fläche zur Ver-
fügung und im großstädtischen Bereich fallen ausreichende Mengen geklärten Abwas-
sers an. Der begrenzende Faktor hier scheint die Bodenchemie zu sein. Die bestehende 
Schadstoffbelastung durch z. B. Schwermetalle auf den Rieselfeldern durch die jahr-
zehntelange Ausbringung von ungeklärtem Abwasser kann das Wachstum von Pflanzen 
in KUPs erheblich beeinträchtigen und diese Nutzungsform unrentabel machen. 

Für eine künftige Institutionalisierung der Nutzung von geklärtem Abwasser sind 
folgende Ausgangspunkte wichtig:  

1) die gesellschaftliche Zielstellung, die sich in der Gesetzgebung und in der Bereit-
schaft öffentlicher Förderung widerspiegelt (z. B. Priorität Grundwasserschutz, 
Verbraucherschutz oder Kreislaufwirtschaft und Landschaftswasserhaushalt);  

2) die Eigenschaften der naturbezogenen Transaktionen (z. B. Bodenwerte, Wasser-
stände, Inhaltsstoffe); und  

3) die Finanzierung bzw. Kostenfrage für die beteiligten Akteure. 

Konkret könnte für eine formale Regulierung der Nutzung von geklärtem Abwasser 
die Regulierung der Klärschlammausbringung als Vorbild dienen. Zunächst werden ex 
ante Grenzwerte für die Inhaltsstoffe des geklärten Abwassers festgelegt (d. h., wenn 
die Werte zu hoch sind, besteht ein Verbot der Ausbringung). Wenn diese eingehalten 
werden, kann das geklärte Abwasser genutzt werden. Bestandteile einer ex post Regu-
lierung wären Haftungsregeln im Schadensfall bzw. die Einrichtung eines Fonds für 
Schadensfälle (z. B. bei Grenzwertüberschreitung bzw. belastete landwirtschaftliche 
Produkte, die aus dem Verkauf genommen werden müssen). Hier muss dann bestimmt 
werden, wer für eventuelle Schäden aufkommt und wer in den Schadensfond einzahlt. 
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Eine weitere ex post Regulierung wäre die Kennzeichnungspflicht von Produkten, die 
mit geklärtem Abwasser hergestellt wurden, und somit potenzielle Konsumenten in-
formiert. Für alle Regulierungsschritte ist ein umfassendes Monitoring zu empfehlen. 
Die Regulierung könnte auch abhängig von den Eigenschaften des Bodentyps, des 
Standortes sowie von der Nutzungsform gestaltet werden.  

Die Einführung von marktbasierten Instrumenten bzw. ökonomischen Anreizen 
durch staatliche Förderung ist generell möglich, scheint aber unwahrscheinlich, da die 
Politik andere Prioritäten im Wassermanagement setzt oder setzen muss (z. B. finanzi-
elle Unterstützung der Abwasserzweckverbände in der Region). Maßnahmen zur Ein-
flussnahme auf informelle Verhaltensweisen und Entscheidungsgründe liegen in Auf-
klärungsmaßnahmen über Inhaltsstoffe bzw. Vor- und Nachteile von geklärtem Abwas-
ser für potenzielle Nutzer und Konsumenten der damit hergestellten Produkte. Eine In-
stitutionalisierung zur Unterstützung einer möglichen Nutzung von geklärtem Abwas-
ser sollte die Risikoabsicherung aller beteiligten Akteure beinhalten.  
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4. Zugang zu Informationen und Partizipations-
möglichkeiten als institutionelle Bedingungen 
innovativer Wertschöpfungsketten 

Carlotta v. Bock u. Polach (cvbock@atb-potsdam.de),  
Oliver Maaß (omaass@atb-potsdam.de),  
Philipp Grundmann (pgrundmann@atb-potsdam.de) 

Leibniz Institut für Agrartechnik Potsdam-Bornim e.V. (ATB) 

4.1. Untersuchte Institutionen  

In dem Teilprojekt 0 werden Kooperatio-
nen verschiedener Akteure in materiellen und immateriellen Wertschöpfungsprozessen 
untersucht. Die Koordination der Transaktionen zwischen den Akteuren erfolgt mithilfe 
formaler und informeller Institutionen. In Anlehnung an Möller (2006) bezeichnen wir 
als immaterielle Wertschöpfung die Entstehung von Werten, die nicht mit den bereits 
monetär bewerteten Kosten und Erlösen von Produkten und Dienstleistungen erfasst 
sind. Zu immateriellen oder sozialen Ressourcen können z. B. Kontakte, Reputation, 
Vertrauen und Informationen (v. Bock u. Polach 2011, S. 63) gezählt werden. Unter 
einer immateriellen Wertschöpfung ist also die Transaktion von immateriellen Ressour-
cen zu verstehen, deren Wertsteigerung in den jeweiligen Prozessabschnitten erfolgt 
und als Sozialkapital zusammengefasst werden kann. Der Begriff der immateriellen 
Werte aus dem Rechnungswesen fasst darunter Human- und Innovationskapital ebenso 
wie Kunden-, Lieferanten-, Investoren-, Standort-, und Prozesskapital zusammen 
(Möller 2006, S. 156-157). Immaterielle Ressourcen sind wesentlicher Bestandteil von 
Netzwerken (Lin 1999, Wassermann 1994, Granovetter 2005, Möller 2006). Der Wert in 
Wertschöpfungsnetzwerken entsteht, in Anlehnung an Mitchell (1969, S. 2), durch die 
Kooperation der unterschiedlichen player in einem Netzwerk (Peppard & Rylander 
2006). 

Ergänzend zu der Definition von Institutionen (Kap. 1.1) besteht der Zusammen-
hang zwischen formalen und informellen Regeln (Absprachen, Wertevorstellungen, 
etc.) (North 1992) in der Fähigkeit, Lücken der jeweils anderen Regelkategorie zu 
schließen (v. Bock u. Polach 2011, S. 57). Ostrom unterscheidet in ihrer Analyselogik 
die Regeln im Wesentlichen nach rules-in-form und rules-in-use (Ostrom 2005), und 
versteht darunter verschiedene Ebenen der Handlungsleitung. Die rules-in-form wirken 
vertikal und die rules-in-use horizontal, so dass letztgenannte durch diese Position 
stärkeren Einfluss auf die Handlungssituation nehmen (Ostrom 2005). Das bedeutet, 
dass die formale Regel vorgibt, wie sich Akteure z. B. bei einer roten Ampel verhalten 
zu haben. In der jeweiligen Situation ist aber die angewendete Regel, wenn also die 
Straße frei ist, diese zu überqueren, oftmals handlungsleitend und hat einen stärkeren 
Einfluss auf die Entscheidung als die vertikal wirkende formale Institution.  

Im Hinblick auf die Wertschöpfungsketten verstehen wir unter informellen Institu-
tionen z. B. die Entscheidungsregeln bezüglich der Einführung von Innovationen, die 
Motivation der Akteure und ihre Position in Bezug auf andere beteiligte Akteure, aber 
auch die Bereitschaft zu Investitionen und Kooperation. Formale Institutionen hingegen 
sind Vorgaben der Gesetzgebung (vgl. Kap. 2) oder festgeschrieben Regeln (Pachtver-
träge, Lieferverträge etc.). Dort, wo beispielswiese die Vorgaben des EEGs keine An-
wendung finden, werden die Interaktionen und Handlungen der Akteure von den rules-
in-use geregelt. Die Gesamtheit der Institutionen (Regeln) sowie das Koordinierungs-, 
Überwachungs- und Durchsetzungssystem mit seinen Sanktionsmechanismen (Gover-
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nance Struktur) wird als institutionelles Arrangement oder Setting verstanden, welches 
einen Einfluss auf die Handlung und Entscheidung der Akteure hat. Dieses institutio-
nelle Setting ist von Reibungsverlusten (Transaktionskosten) geprägt, die in Abhängig-
keit des Kohärenzgrads (Stimmigkeitsgrades) von Governance Strukturen, Institutio-
nen, Transaktionen und Akteuren unterschiedlich hoch ausfallen können (Hagedorn 
2008, Williamson 1996).  

4.2. Institutionen in der Praxis  

Die hier dargestellten vorläufigen Ergebnisse resultieren aus der Untersuchung des 
bei der Abwasserreinigung aus Klärschlämmen produzierten Phosphordüngers MAP-
Struvit und der landwirtschaftlichen Biogasproduktion. Beide Fallbeispiele für innova-
tive Wertschöpfungsketten bilden die Vernetzung zu anderen Wertschöpfungsketten 
nach und sind Bestandteil einer Kreislaufwirtschaft. Die Auswertung orientiert sich an 
der induktiven Inhaltsanalyse nach Mayering (2000) und der Grounded Theory nach 
Strauss (1994), die eine Anleitung zur Kodierung des Datenmaterials vorgibt. Im We-
sentlichen konnten für die Fallbeispiele drei transaktionsspezifische Kategorien identi-
fiziert werden, die zur Entscheidungsfindung der Akteure beitragen. Dazu zählen In-
formation, Partizipation und ökonomische Kosten-Nutzen-Abwägung. In der Kategorie 
Information werden jene Regeln beschrieben, die Einfluss auf die Informationsbeschaf-
fung, den Informationsfluss und die Glaubwürdigkeit von Informanten haben. Die Par-
tizipation soll anhand der Institutionen beschrieben werden, die sowohl die soziale In-
tegration der Akteure, deren Machtpositionen als auch den Kooperationsgrad beein-
flussen. Die Kosten-Nutzen-Abwägung einer Handlung auf Seiten der potentiellen Nut-
zer ist insbesondere für die Entscheidung zu einer Transaktion von Bedeutung. Regeln, 
die also einen Einfluss auf einen monetär erfassbaren Mehrwert, sowohl im Sinne der 
Wertschöpfung als auch in Bezug auf den individuellen Gewinn, haben, werden in die-
ser Kategorie beschrieben. Zunächst wird zum besseren Verständnis die gesetzliche 
Regelung dargestellt, die eine übergeordnete Funktion einnimmt. Anschließend wird 
eine Beschreibung der rules-in-use, geordnet nach den Kategorien, vorgenommen. 
Beide Regelkategorien werden anhand der beiden Fallbeispiele MAP-Struvit-Dünger und 
landwirtschaftliche Bioenergieproduktion dargestellt.  

Gesetzliche Regelung (rules-in-form) 

Für die landwirtschaftliche Nutzung des Phosphordüngers MAP-Struvit sind derzeit 
die Düngemittelverordnung (DüMV) und die Abfall- und Klärschlammverordnung 
(AbfKlärV) als formale Institutionen von Bedeutung (vgl. Kap. 2).  

Für die landwirtschaftliche Bioenergieproduktion setzt das EEG maßgeblich den 
formalen Rahmen. Insbesondere das Steuerungsinstrument der Vergütung bestimmter 
Rohstoffe, die zur Biogasproduktion verwendet werden, beeinflusst das Anbauverhal-
ten der Landwirte. Das EEG wurde, seit dem Erlass im Jahr 2000, im Jahr 2004, 2009 
und 2012 durch Reformschritte den Erfahrungen und Bedürfnissen angepasst. Der 
nächste Reformschritt soll Mitte des Jahres 2014 erfolgen. Die Investition und das Be-
treiben einer Biogasanlage, der Anbau der Rohstoffe für die Substratbereitstellung so-
wie die Einspeisung der produzierten Energieträger (Strom, Wärme und/oder Methan-
gas) erfordern eine langfristige Planung, in der die Vergütungen mit einbezogen wer-
den. Die Umstellung des Bonussystems 2012 hatte u. a. zum Ziel, den Einsatz von 
Gülle in Biogasanlagen zu steigern, um den Anbau von Nahrungsmittelkulturen zur 
energetischen Verwertung zu reduzieren. Gleichzeitig haben alte Vergütungssysteme 
noch Bestand, die z. B. die Wärmenutzung fördern (KWK-Bonus). Der Bestandsschutz 
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orientiert sich an den oft langfristigen Verträgen in der Landwirtschaft (z. B. Pacht-, 
Kredit- und Abnahmeverträge) und der Notwendigkeit, bei der finanziellen Kalkulation 
ein hohes Maß an Sicherheit über die erzielbare Rentabilität einer solchen Anlage, zu 
erlangen. 

Weiterhin sind für die Bereitstellung von biogenen Rohstoffen in der Landwirtschaft 
die Regeln der Guten fachlichen Praxis sowie die europäische Gemeinsame Agrarpolitik 
(GAP) maßgebend (vgl. Kap. 2). So können Veränderungen der Interventionspreise, der 
Quotenordnungen und/oder der Cross-Compliance-Regelungen im Rahmen der GAP 
erhebliche Auswirkungen auf die Verfügbarkeit von pflanzlichen Substraten für Biogas-
anlagen haben (Grundmann et al. 2012). Schließlich haben auf der lokalen und regio-
nalen Ebene Raumordnungspläne, regionale Energiekonzepte und Förderprogramme 
für Bioenergieregionen und -dörfer einen erheblichen Einfluss bei Entscheidungen zur 
Nutzung von Bioenergie-/Biogasproduktion in der Landwirtschaft. Weitere für die Bio-
energieproduktion relevante gesetzliche Regelungen sind auf der nationalen Ebene das 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz sowie die Biokraftstoff-Nachhaltigkeitsverordnung. 
Diese greifen auf der Seite der Energieabnehmer ein und haben somit nur indirekt Ein-
fluss auf die landwirtschaftliche Produktion. So kann bei Sanierungsmaßnahmen von 
Gebäuden im ländlichen Raum die gesetzlich festgeschriebene Pflicht zur Nutzung er-
neuerbarer Energien für die Wärme- und Kältegewinnung den Einsatz von Abwärme aus 
der Biogasproduktion unterstützen. 

Rules-in-use 

Information: Im Fallbeispiel der landwirtschaftlichen Bioenergieproduktion erfolgt 
die Informationsbeschaffung und die Vertragsanbahnung im Wesentlichen über das Be-
triebs- und persönliche Netzwerk des Betriebsleiters. Die beteiligten Akteure sind vor-
nehmlich lokale oder regionale Landwirte, die als Rohstofflieferanten oder als Rest-
stoffabnehmer (Gärrest, Dünger) fungieren. Eine weitere zentrale Akteursgruppe stel-
len die Bewohner des Ortes dar, die das gewerbliche Angebot des Betriebes nutzen 
(Hofladen, Hofgastronomie, Dieseltankstelle) oder als potentielle Wärmeabnehmer 
sind. Diese Beobachtung lässt die Aussage zu, dass Informationen über die Partizipa-
tionsbereitschaft an einer Biogasanlage, die Gärrestverwertung als Dünger oder die 
Nutzungsmöglichkeiten der in der Biogasanlage produzierten Wärme über das bereits 
bestehende Netzwerk ausgetauscht werden. Die lokal ansässigen Landwirte sind zu-
meist durch gemeinsame Veranstaltungen, Beratungen, unternehmerische Kooperation 
oder andere landwirtschaftliche bzw. ländliche Organisationsstrukturen miteinander 
verbunden. Dieses Netzwerk wurde genutzt, um vertrauenswürdige Rohstofflieferanten 
für die (625 kWh

el
; 700 kWh

therm.
) Biogasanlage zu gewinnen, da der Rohstoffbedarf der 

Biogasanlage den Produktionsanteil des landwirtschaftlichen Betriebs übersteigt. Zu-
dem fallen nach dem Gärprozess in der Biogasanlage nährstoffreiche, landwirtschaft-
lich wertvolle flüssige und feste Reststoffe an. Über die Verwendungsmöglichkeiten 
wurde der Betriebsleiter, seinen Angaben zu Folge, von einem guten Bekannten aufge-
klärt, der in der Düngemittelbranche beschäftigt ist. Die aus dem flüssigen Reststoff 
(Fugat) in nachgelagerten Prozessen gewonnenen Düngemittel (Stickstoffkonzentrat, 
Ammonium-Schwefel-Lösung) dürfen per Gesetz z. T. nur in der konventionellen, nicht 
aber in der ökologischen Landwirtschaft genutzt werden. Hingegen kann der Feststoff 
als Humusdünger auch in der ökologischen Landwirtschaft eingesetzt werden.  

Die informelle Informationsbeschaffung spielte auch eine Rolle im Rahmen der ge-
planten Errichtung eines Nahwärmenetzes zur Nutzung der in der Biogasanlage er-
zeugten Wärme. Im Rahmen einer durch den Ortsbürgermeister in Auftrag gegebenen 
Machbarkeitsstudie wurde die Einstellung der Bewohner zu ihrem derzeitigen und zu-
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künftigen Wärmenutzungskonzept erfragt. Die Auswertung der Studie ergab, dass sich 
der Preis für die Nutzung der Wärme in Abhängigkeit von der Anzahl der angeschlos-
senen Haushalte gestaltet. Im Ergebnis waren 24 % der Befragten an einem Nahwärme-
netz interessiert, und 18 % dagegen. Die Ablehnung des Nahwärmenetzes resultiert 
nach Aussagen der Bewohner und des Betriebsleiters aus dem intransparent Preis-
bildungsprozess, da der Energiepreis maßgeblich von der Anzahl der angeschlossenen 
Haushalte abhängt und erst dann konkret genannt werden kann. Hier müssten die Be-
wohner also einen Vertrauensvorschuss in eine faire Preisbildung geben. 

Die Untersuchung zum Fallbeispiel MAP-Struvit-Dünger hat ergeben, dass der Nut-
zungsgrad des alternativen Phosphordüngers seitens regionaler Landwirte bisher noch 
sehr gering ist. Dies ist neben den geringen Produktionsmengen u. a. auch auf den ge-
ringen Bekanntheitsgrad, die Informationsverbreitung sowie auf geringe Praxiserfah-
rungen zurück zu führen. Um den technologischen Fortschritt zu dokumentieren und 
den Bekanntheitsgrad des MAP in der Region zu erhöhen vertreiben die Berliner Was-
serbetriebe MAP als regionales Markenprodukt unter d
Kleinstpackungen (0,5 kg) an den Einzelhandel. Dieser Vertriebsweg, der vorwiegend 
auf Kleingärtner als Konsumenten ausgerichtet ist, spielt jedoch nur eine untergeord-
nete Rolle. Vorrangiges Ziel der Berliner Wasserbetriebe ist der Vertrieb an Großab-
nehmer, insbesondere der direkte Vertrieb an eine begrenzte Anzahl von lokalen 
Landwirten. Der befragte Betriebsleiter ist durch eine wissenschaftliche Umfrage zur 
Bilanzierung der Phosphorversorgung landwirtschaftlich genutzter Flächen in der Re-
gion Uckermark-Barnim auf den MAP Dünger aufmerksam geworden. Weiterhin gab er 
an, Informationen über eine Anzeige für Gartendünger gefunden zu haben. Von Seiten 
der betrieblichen Beratung durch Düngemittelhändler hat er seinen Angaben zu Folge 
wenige Informationen erhalten. Der Landwirt gibt an, dass er selbstständig beim Land-
händler bestellt (1 Jahr im Voraus) und grundsätzlich wenig Beratung in Anspruch 
nimmt, da er zuvor als Düngemittelexperte gearbeitet hat. Der Betriebsleiter geht recht 
sparsam mit der Weitergabe dieses Wissens um, da er sich erhofft, so seinen Wettbe-
werbsvorteil zu sichern. Dementsprechend gibt es nur einen sehr geringen Erfahrungs-
austausch mit anderen Landwirten in der Umgebung. Derzeit ist der befragte Betriebs-
leiter der einzige bekannte direkte Abnehmer des von den Berliner Wasserbetrieben 
produzierten MAP Düngers. Demgemäß wenig routiniert ist der Vertragsabschluss. Die 
Anlieferung des Düngemittels wird von den Berliner Wasserbetrieben organisiert.  

Partizipation: Nicht nur durch die Biogasproduktion partizipieren die lokalen Ak-
teure und Akteursgruppen an der Wertschöpfungskette Bioenergie. Der untersuchte Be-
trieb unterteilt sich in einen landwirtschaftlichen und einen gewerblichen Zweig sowie 
in eine Energie GmbH. Insgesamt sind 18 Mitarbeiter beschäftigt. Neben dem Hofladen 
verfügt der Betrieb über eine Fleischerei, eine Hofgastronomie, eine Pension, bietet 
Führungen durch die Landschaft der Region und zahlreiche Veranstaltungen auf dem 
Hof an. Die Regeln der sozialen und betrieblichen Interaktion und Teilhabe im Ort sind 
tendenziell hierarchisch angeordnet, die Machtpositionen erfolgen nach traditionellem 
Vorbild. Der Betrieb ist durch seine Lage und Historie nach Aussage des Betriebsleiters 
in der Wahrnehmung der Einwohner vom Kerndorf isoliert. Diese Annahme führt er 
auch auf das historische Zusammenleben von Gutsherren, Bauern und Arbeiter im Ort 
zurück. Allerdings sind der Hofladen, die hofeigene Tankstelle oder die Hofgastrono-
mie, welche den Dorfbewohnern nicht nur Nutzungsmöglichkeiten liefern, sondern 
auch Arbeitsplätze erschließen, eine Möglichkeit der wechselseitigen Interaktion. 
Grundsätzlich äußert sich der Betriebsleiter auf die Frage zu seiner Position in der 
dörflichen und bäuerlichen Gesellschaft, dass durch die Vielzahl an angestoßenen und 
umgesetzten Projekten, nicht nur Befürworter sondern auch abgeneigte Meinungen 
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auftreten. Mit dem Bürgermeister und Stadtrat ist der befragte Landwirt gut vernetzt 
und plante, zum Zeitpunkt der Befragung, neue Um- und Ausbauten von Immobilien im 
Kerndorf. Der Betriebsleiter betont aber auch, dass Projekte dieser Art nur umsetzbar 
sind, wenn auch die Dorfbevölkerung davon überzeugt ist. Grundsätzlich bewertet der 
Landwirt die Innovationsbereitschaft der Bevölkerung aber eher als zurückhaltend. Des 
Weiteren sind eine Vielzahl von Zugezogenen in den vergangen Jahren in der Region zu 
beobachten, deren Partizipation am Dorfgeschehen gering ausfällt. Das Tauschge-
schäft zwischen den lokalen Landwirten, die in Abhängigkeit von den gelieferten Subs-
traten pro Tonne Rohstoff eine Tonne speziellen Flüssigdünger erhalten, schafft eine 
Teilhabe und Verantwortung, die zumeist auf mündliche Absprache erfolgt und keine 
Vertragslaufzeit hat. Zudem erhalten die Landwirte einen technischen und betriebs-
wirtschaftlichen Einblick und können so auch Wissen für eigene Unternehmungen er-
langen. 

Die sozialen Aktivitäten und Interdependenzen hinsichtlich des Einsatzes von MAP 
fallen sehr gering aus, da der befragte Landwirt eigenständig und mit Lohnunterneh-
mern arbeitet. Er stammt ursprünglich aus der Schweiz und ist als Geschäftsführer für 
den Eigentümer des Betriebes tätig. Er beschreibt die betrieblichen Interaktionen mit 
anderen Landwirten als gering, da lediglich die Lohnunternehmer gemeinschaftlich ge-
nutzt werden. Der Betriebsleiter selbst beschreibt sich als eigenständig und risiko-
freudig, weshalb er den MAP Dünger ausgetestet hat. Seinen Angaben zu Folge sind 
die ansässigen Landwirte weniger an dem MAP Dünger interessiert, weil sie diesen mit 
der Ausbringung von Klärschlamm in Verbindung bringen. Die Landwirte beklagen, 
dass mit Klärschlamm gedüngte Nutzpflanzen sich schlechter absetzen lassen als her-
kömmlich gedüngte Ackerpflanzen. 

Kosten-Nutzen-Abwägung: Die Regeln zur ökonomischen Entscheidungsfindung 
basieren größtenteils auf stärker formalen Institutionen. Die Biogasanlage produziert 
jährlich etwa 4 Mio. kWh Elektroenergie, die in das öffentliche Stromnetz eingespeist 
werden. Das entspricht etwa der sechsfachen Menge des Eigenstromverbrauchs im 
landwirtschaftlichen Betrieb. Die Stromeinspeisung wird über einen Grundtarif sowie 
verschiedene Boni (KWK-, Formaldehyd-, NaWaRo-, und Gülle-Bonus) vergütet, ohne die 
sich die Anlage nicht rentieren würde. Der KWK-Bonus wurde bei der letzten Reform 
des EEG 2012 abgeschafft, es gilt allerdings noch ein Bestandsschutz für bestehende 
Anlagen. Als Voraussetzung für die Grundvergütung des eingespeisten Stroms nach 
dem EEG schreibt die novellierte Fassung vom Jahr 2012 eine externe Nutzung von 
mindestens 35 % der in Kraft-Wärme-Kopplung produzierten Wärmemenge vor. Eine al-
ternative Möglichkeit besteht in der Errichtung eines Nahwärmenetzes, welches derzeit 
von den Einwohnern abgelehnt wird. Das Gewerbe (Hofladen Hofgastronomie, etc.) 
dient dem Betrieb als Einkommensdiversifizierung und den Bewohnern als Kon-
summöglichkeit, Arbeitsplatz, aber auch touristische Attraktion, die Besucher in die 
Region zieht. Die Verträge, die im Gewerbe gelten, sind formal festgelegt. So können 
die Einwohner die Dieseltankstelle nutzen, müssen aber Inhaber einer Tankkarte sein, 
die eine genaue Abrechnung ermöglicht. Tauschhandel oder Vergünstigungen bezüg-
lich des Hofladens oder der Gastronomie sind nicht erwähnt worden. Die Beschäftigten 
in Gastronomie und Hofladen werden nicht nur saisonal sondern, so weit möglich dau-
erhaft beschäftigt.  

Im Fallbeispiel MAP erfolgt der Einsatz des alternativen Phosphordüngers aus öko-
nomischer Motivation, da nach Einschätzung des Betriebsleiters Kosteneinsparungen 
von ca. 30 % erzielt werden können. Die Anlieferung erfolgt über die Berliner Wasserbe-
triebe. Der Dünger wird auf dem Betrieb zwischengelagert. Dieser Prozess verursacht 
keinen Mehrkosten im Vergleich zur üblichen Anlieferung von Kunstdünger. Die Aus-
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bringung bedarf einer Justierung des Kalkstreuers, da die Körnung des MAPs andere 
Maße als der gängige Kunstdünger aufweist und die Ausbringung somit weniger prä-
zise ist. Hier fehlt es an technischem Gerät. 

4.3. Problembetrachtung 

Die Vertragsanbahnung erfolgt in beiden Fallbeispielen auf Grund persönlicher 
Kontakte oder informeller Regelung. So sucht der Betriebsleiter für seine Biogasanlage 
Rohstofflieferanten unter seinen Kollegen, zu denen er teilweise ohnehin Geschäftsbe-
ziehungen pflegt. Die informellen Verträge mit Rohstofflieferanten und Reststoffab-
nehmern lassen sich auf geringere Transaktionskosten in der Vertragsanbahnung, 
Durchsetzung und Überwachung (Suchkosten, Durchsetzungskosten, Kontrollkosten) 
vermuten. Die kurzen Entfernungen zwischen den beteiligten Akteuren ermöglichen 
eine rasche Informationsweitergabe und verringern die Suchkosten, bis entsprechende 
bereitwillige Landwirte gefunden werden. Vorherige soziale Interkationen haben die 
Kenntnis über das Verhalten des Geschäftspartners derart geschult, dass die Durchset-
zung des Vertrages sowie die Überwachung des Verhaltens erleichtert werden. Das 
wirkt sich reduzierend auf die Kosten, die im Zuge der Interaktionen und Transaktio-
nen entstehen, aus. In Bezug auf den Aufbau eines Nahwärmenetzes stellen die per-
sönlichen Verbindungen zwischen Betriebsleiter und den Einwohnern jedoch eine 
Hürde dar. Die Dorfbewohner halten sich bezüglich einer Entscheidung, sich an das 
Nahwärmenetz anzuschließen, zurück, da der Vertrag zur Abnahme der Wärme zu un-
verbindlich und wenig standardisiert ist (Preisbildung, Laufzeit, Leistung etc.). Die Ein-
wohner vermuten hier eine Informationsasymmetrie, die zu Unsicherheiten und damit 
zu Reibungsverlusten führen. Eine Absicherung durch den persönlichen Kontakt zum 
Landwirt reicht nicht aus, um das beschrieben Misstrauen zu reduzieren. Obschon der 
Hofladen, die Gastronomie und die Beteiligung an der Biogasanlage Transparenz ver-
schafft, sind die traditionellen Machtpositionen tiefer verwurzelt. Das Auflösen dieser 
Wertekonstellation würde einen Vertrauensvorschuss der Einwohner bedeuten. Das 
Einverständnis, gemeinsam ein Nahwärmenetz zu nutzen, fördert die Interdependenz 
von Betriebsleiter und Dorfbewohnern. Das genannte Misstrauen lässt die Vermutung 
zu, dass die Einwohner sich selbst in einer schwächeren Verhandlungsposition sehen 
und Sorge haben, benachteiligt zu werden. Es zeigt sich, dass hierbei die subjektive 
Wahrnehmung und vorangegangene Erfahrungen einen Einfluss haben, die zum Zeit-
punkt der Befragung nur angeklungen sind, aber nicht fundiert erhoben werden konn-
ten, so dass diese Aussage keine Allgemeingültigkeit hat. 

Während für den Energiewirt die informelle Regelung mit geringem Aufwand ver-
bunden ist und er so vertrauenswürdige Rohstofflieferanten finden kann, stellt der In-
formationsbezug des MAP Nutzers eine höhere Barriere dar, weil starke Eigeninitiative 
und spezifische charakterliche Eigenschaften, wie Risikobereitschaft, Neugier und Wis-
sen benötigt werden. Der MAP Nutzer wird durch eine wissenschaftlichen Um-
frage/Studie auf das innovative Produkt aufmerksam und betritt einen neuen Absatz-
weg, d. h. zunächst muss der Kontakt zu den MAP Produzenten (Berliner Wasserbe-
triebe) hergestellt und ein Liefervertrag ausgehandelt werden, da dieser nicht standar-
disiert vorliegt. Zudem gibt es keinen Erfahrungsaustausch mit anderen lokalen Land-
wirten sowie wenige bzw. begrenzte Vergleichsmöglichkeiten über den Einsatz und die 
Wirksamkeit des MAP Düngers. Die hier beschriebene Form der Institutionalisierung 
von innovativen Wertschöpfungsprozessen ist mit höheren Transaktionskosten im Ver-
gleich zu den bereits etablierten Abläufen innerhalb der Bioenergieproduktion verbun-
den. Es kann also beobachtet werden, dass das institutionelle Setting stark von den 
Akteuren, deren Eigenschaften und Positionen im sozialen Netzwerk abhängig ist. Zu-
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dem sind Hinweise auf die Bedeutung der Eigentumsverhältnisse gegeben. Während 
beispielsweise der Biogasanlagenbetreiber die Bereitstellung wertvoller Reststoffe als 
Anreiz zur Kooperation anbieten kann, hat der MAP Landwirt keine Möglichkeit, die 
eine Interdependenz fördern würde. 

Das Fallbeispiel Biogasproduktion verdeutlicht, in welchem Umfang immaterielle 
Ressourcen zur materiellen Wertschöpfung beitragen können oder wie im Fall des MAP 
Düngers und des Wärmenetzes diese auch verhindern können. Während der landwirt-
schaftliche Betrieb durch den Betrieb der Biogasanlage Gewinne erwirtschaftet, profi-
tiert die Gemeinde von der lokalen Biogasproduktion lediglich durch die Gewerbe-
steuerzahlungen des landwirtschaftlichen Betriebes. Zudem ergeben sich für die betei-
ligten Landwirte vermutlich Kostenreduktionen bei der Düngemittelwahl, die für alter-
native Investitionen zur Verfügung stehen. Die Kosten-Nutzen-Abschätzung zur Wert-
schöpfung durch die Produktion und den Einsatz von MAP als alternativer Phosphor-
dünger hat gezeigt, dass sowohl Produzent (Berliner Wasserbetriebe) als auch Land-
wirte von Kosteneinsparungen profitieren und einen monetären Mehrwert erzielen 
können. Dennoch zeigte sich, dass neben der geringen Produktionsmenge u. a. auch 
der geringe Bekanntheitsgrad, geringe Praxiserfahrungen, fehlende Informationen so-
wie verlässliche Quellen zur Qualität und Wirksamkeit von MAP den direkten Vertrieb 
an lokale Landwirte erschweren. Darüber hinaus weist der befragte Landwirt darauf 
hin, dass ein Großteil seiner Kollegen den Phosphordünger MAP mit dem Einsatz von 
Klärschlamm in Verbindung bringt. Die Unsicherheit der Klärschlammverwertung ist 
auch der Gesetzesnovelle geschuldet, die bisher noch keine konkrete Aussage für die 
Zeit nach 2014 bzw. 2016 zulässt. Die aus fehlenden Informationen und (vermeintli-
cher) Rechtsunsicherheit entstehenden Risiken übersteigen offenbar die Kosteinspa-
rungen, die durch die Anwendung von MAP erzielt werden könnten.  

Es kann beobachtet werden, dass staatliche Anreize in Form von Vergütungs-
systemen einen starken Einfluss auf das betriebswirtschaftliche Verhalten der Be-
triebsleiter haben. Der KWK-Bonus trägt beispielsweise zu einer rentablen Bewirtschaf-
tung der Biogasanlage bei, die alternativ nur durch die Einnahmen aus der Nutzung 
des Nahwärmenetzes erfolgen könnte. Die Beantragung von staatlich garantierten Ver-
gütungen ist in diesem Zusammenhang aber transaktionskostengünstiger, als die 
Wärmeversorgung der Haushalte durch Errichtung eines Nahwärmenetzes bzw. der 
notwendige Vertrauensgewinn der Einwohner, dass durch kooperatives Verhalten für 
alle beteiligten Akteure ein ökonomischer und sozialer (Zusatz-)Nutzen erzielt werden 
kann. 

Wie die hier beschriebene Institutionalisierung von innovativen Wertschöpfungs-
ketten verdeutlicht, wirken in der anfänglichen Entscheidungsphase überwiegend infor-
melle Institutionen (bestehende Geschäftsbeziehungen, nachbarschaftliche Verhält-
nisse, gering standardisierte Verträge). Mit zunehmender Entwicklung und Professio-
nalisierung werden jedoch formale Rahmenbedingungen notwendig (Verträge, Preisge-
staltung etc.), um die Transaktionskosten möglichst gering zu halten. Zum einen bietet 
diese Standardisierung die Möglichkeit, mehrere Akteure, die nicht über das spezifi-
sche und lokal ansässige Wissen (bzw. Sozialkapital) verfügen, an dem 
Wertschöpfungsprozess zu beteiligen und diesen möglicherweise zu steigern und 
Wertschöpfungsnetze auszubilden. Zum anderen tragen die Lernprozesse zur 
Minimierung der Transaktionskosten bei.   
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4.4. Ermessenspielräume und künftige institutionelle Änderungs- und 

Regelungsbedarf zur Umsetzung alternativer Nutzungen 

Die Institutionenanalyse für beide Fallbeispiele hat gezeigt, dass die Schwierigkei-
ten der Implementierung von Innovationen (wie z. B. der MAP-Struvit-Produktion und -
Anwendung sowie die Reststoffverwertung biogener Produktionen) u. a. in der Wirkung 
der formalen und informellen Regeln liegen. Beide Formen der Institution sind notwen-
dig, um einen Nutzenzuwachs in materiellen sowie immateriellen Wertschöpfungs-
ketten zu erzielen.  

Für die Anpassungsfähigkeit der formalen und informellen Regeln ist die Art der 
Informationsverbreitung, Partizipation und die Kosten-Nutzen-Abschätzung entschei-
dend. Neben den rules-in-form und rules-in-use ist ferner die Handlungsebene, also 
zentral oder dezentral, ausschlaggebend für eine transaktionskostengünstige Gover-
nance Struktur. Die Beschaffung von und der Zugang zu Informationen etwa müssten 
zentral erfolgen, um sicher zu stellen, dass die beteiligten Akteure einheitliche Kennt-
nis über Vertragsinhalte haben. Dennoch sind individuelles Wissen und persönliche Be-
ziehungsstrukturen (d. h. soziales Kapital der Akteure) notwendig, um spezifische Ko-
operationen zur Etablierung innovativer Wertschöpfungsprozesse bzw. -ketten erfolg-
reich aufzubauen. Zur Erhaltung und Nutzung dieses Sozialkapitals würden sich als 
Handlungsoptionen sowohl zentral als auch dezentral wirkende Instrumente anbieten, 
die das informelle, auf persönliche Beziehungen beruhende Regelwerk nicht zerstören 
und darüber hinausformale Regeln zur Absicherung der Selbstorganisation anbieten.  

In der praktischen Umsetzung bedeutet dies, dass zur Verbesserung des einheitli-
chen Informationsstandes lokale Informationsinitiativen z. B. in Form eines runden 
Tisches als Austauschplattform dienen könnten. Ziel ist es, alle potentiell involvierten 
Akteure zusammen zu bringen, um einen einheitlichen Informationsstand und Trans-
parenz zu generieren. Die Umsetzung dessen ist mit wenigen finanziellen Mittel und 
Aufwand über die Kommune oder Bürgerinitiativen zu erreichen. Darüber hinaus kön-
nen Instrumente geschaffen werden, die Etablierungs- und Beratungshilfen für Koope-
rationen zur Verfügung stellen. Dies wären beispielsweise Stakeholder-Workshops, 
Leitfäden zur Unternehmensgründung, Budgetierungshilfen, Finanzberatung etc.. In 
Situationen, die geprägt sind von dörflichen Machtstrukturen und Handlungshierar-
chien, können Instrumente wie z. B. die eines externen Mediators oder Schlichters etc. 
zur Konfliktbewältigung beitragen. Sinnvoll ist es auch, ökonomische Anreize zu för-
dern, wie z. B. Gründungskredite, Darlehen, Bürgschaftsversicherungen, Hilfestellung 
bei Liefer- und Abnahmekontingenten und Beratungsdienstleistungen anzubieten, die 
zum Ziel haben, Kooperationen zu stärken, um sich von staatlichen Direktzahlungen 
zu lösen bzw. Wertschöpfung zu generieren.  

Die Fallbeispiele zeigen, dass eine Steigerung der Standardisierung z. B. durch eine 
Begleitung von neutraler Stelle die Sicherheit der Akteure fördern kann, um so die Hin-
dernisse und Barrieren für innovative Wertschöpfungsprozesse zu verringern. Eine hö-
here Standardisierung, die von außen auf die informellen Institutionen und das lokale 
Sozial Kapital einwirkt, kann dazu führen, die Funktionsfähigkeit der bestehenden 
Governance-Struktur zu erhalten, da sowohl die Interdependenz als auch gewachsene 
persönliche Beziehungen berücksichtigt werden. Dieses institutionelle Setting sollte 
demgemäß nicht grundlegend geändert werden, sondern, im Sinne der materiellen und 
immateriellen Wertsteigerung, um die oben genannten Regeln ergänzt werden, so dass 
die spezifischen Transaktionen und Interaktionen in einem routinierten und neutralen 
Handlungsrahmen verlaufen können. 
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5. Finanzierungsinstrumente und Betreibermodelle für 
neue Produkte und Praktiken des nachhaltigen Land- 
und Wassermanagements 

Katharina Oehlschläger (katharina.oehlschlaeger@hnee.de),  
René Tettenborn (Rene.Tettenborn@hnee.de),  
Jens Pape (jpape@hnee.de)  

Hochschule für nachhaltige Entwicklung (FH)  Eberswalde (HNE) 

5.1. Untersuchte Institutionen  

Institutionsökonomie und Transaktionskostenansatz: zur Begriffsklärung  

Ziel dieses Teilprojektes ist die Identifikation und Entwicklung von überbetrieb-
lichen Steuerungs-, Betreiber- und Finanzierungsmodellen, die eine praktische Umset-
zung von neuen und nachhaltigen Landnutzungsstrategien unterstützen. Dabei wird 
sowohl auf notwendige institutionelle Rahmenbedingungen wie insbesondere auch auf 
interne Steuerungs- und Managementmethoden eingegangen. Drei übergeordnete Fra-
gen sollen im Folgenden beantwortet werden:  

 Wie können Kooperationen in Form von Betreibermodellen gestaltet werden? 

 Welche Finanzierungsinstrumente stehen zur Verfügung? 

 Wie können Transaktionskosten durch die Wahl der Finanzierungs- und Organisa-
tionsform gesenkt werden? 

In diesem Zusammenhang verstehen wir unter dem Begriff Betreibermodell zunächst 
jegliche Form vertraglicher Zusammenarbeit von mehreren Akteuren mit einer gemein-
samen strategischen Ausrichtung. Dies können Kooperationen auf mehreren Ebenen 
sein, öffentlich-private Partnerschaften, Kooperationen unter Landnutzern, aber auch 
rein privatwirtschaftliche Zusammenschlüsse zwischen Unternehmen. Dabei können 
Motive u. a. die Einsparung von Transaktionskosten durch die Auslagerung spezifi-
scher Produktionsaktivitäten oder die Abgabe ganzer Einheiten im Lebenszyklus eines 
Produktes (z. B. Einkauf, Vermarktung oder Vertrieb) sein. Die Zusammenarbeit wird 
vertraglich festgelegt und innerhalb einer angepassten Organisationsform geregelt.  

Institutionen werden in diesem Zusammenhang nach Voigt (2002) definiert (vgl. 
Kap. 1). Um dabei die Trennschärfe zwischen einzelnen Akteuren und Betreiber-
modellen besser darstellen zu können, werden Institutionen weiter in externe und 
interne Institutionen unterteilt (Voigt 2002). Bei externen Institutionen wird die Durch-
setzung von Regeln (z. B. Gesetze) vom Staat bzw. durch staatlich legitimierte Organi-
sationen kontrolliert und bei Verstößen sanktioniert. Bei internen Institutionen werden 
die Regeln innerhalb einer Gruppe  etwa einer Betreibergesellschaft  oder zwischen 
einzelnen Gruppen in Form von Verhaltensabstimmungen vereinbart. Dieser Konsens 
kann z. B. den Umgang mit natürlichen Ressourcen, die Nutzung von Sachgegenstän-
den bzw. die gemeinsame Nutzung eines Produktes (wie z. B. Dünger) einschließen 
(Voigt 2002, S. 32). Als Instrumente werden Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB), 
private Geschäftsgewohnheiten sowie Vereinbarungen über Produktionsstandards und 
technische Normen eingesetzt (ebd.). Regelverstöße werden innerhalb dieser Gruppe 
nach vorher festgelegten Mechanismen (z. B. Mahnungen, Verwarnungen, Ausstoß) 
sanktioniert.  

Prinzipiell wird davon ausgegangen, dass für die Gründung einer Kooperationsge-
meinschaft ein Vorteil für die beteiligten Akteure im Vergleich zum Alleingang beste-
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43 

hen muss. Die Etablierung von Betreibermodellen hängt demnach stark mit der Höhe 
bzw. den Einsparungspotentialen von Opportunitäts- bzw. Transaktionskosten zusam-
men. Diese können u. a. Kosten für Technologieentwicklung, Infrastruktur, Informa-
tionsaustausch oder die Stärkung des Sozialkapitals beinhalten.  

Alle internen Kooperationsformen, wie sie bisher beschrieben wurden, sind immer 
in die aktuelle und gültige Rechtsprechung im jeweiligen Aktionsfeld eingebettet, d. h. 
formelle Institutionen bilden den Handlungsrahmen, in dem interne Institutionen ge-
schaffen werden können. 

Rahmenbedingungen für den Aufbau interner Institutionen für die Nutzung von 
Produkten aus Abwasser 

Eine Reihe gesetzlicher Vorgaben, also externe Institutionen, regeln den Einsatz 
von Produkten aus Abwasser durch Landnutzer: Hierzu zählen u. a. das Bodenschutz-
gesetz (BBodSchG), die Düngemittelverordnung (DüMV), die Grundwasserverordnung 
(GrwV) und die Abfall- und Klärschlammverordnung (AbfKlärV) (vgl. Kap. 2). Diese re-
gulieren in erster Linie den Schadstoffeintrag in Böden und Gewässer und legen Min-
destwerte von Nährstoffen im Dünger fest. Sie stellen den externen Handlungsrahmen 
für den Einsatz von Produkten aus Abwasser dar.  

Weitere Vorgaben sind von der Wirtschaftsweise abhängig: hier existieren in der 
ökologischen Landwirtschaft strengere Auflagen, da im Vergleich zur konventionellen 
Produktion synthetische Düngemitteln verboten sind. Sie steuern das Handeln der 
Landwirte, um eine bestimmte Qualität der Umweltgüter und der erzeugten Produkte 
zu gewährleisten (zum ökologischen Landbau und der Akzeptanz bei den Konsumen-
ten vgl. Kap. 3).  

Mit Blick auf die Nutzung von Produkten aus Abwasser bzw. Klärschlamm existie-
ren auch in der konventionellen Landwirtschaft zumeist Ressentiments: (gereinigtes) 
Abwasser und Klärschlamm werden unweigerlich von Verbrauchern und auch Landwir-
ten mit Verunreinigungen durch Exkremente in Zusammenhang gebracht (vgl. Kap. 4). 
Vorurteile bzw. Unwissenheit die im Zusammenhang mit Abfallprodukten stehen, müs-
sen daher angesprochen und aufgeklärt werden. Insgesamt ist das Risiko von Boden-
belastungen durch unerwünschte stoffliche Rückstände wie Schwermetalle, die in Pro-
dukten aus Klärschlamm wie etwa dem Magnesium-Ammonium-Phosphat-Dünger (MAP-
Struvit) nach wie vor vorhanden sind, für Landwirte schwer einzuschätzen. 

Durch die kritische Haltung gegenüber Produkten aus gereinigtem Abwasser von 
Seiten der Konsumenten und Hemmungen beim Einsatz in der landwirtschaftlichen 
Produktion entstehen den Produzenten höhere Transaktionskosten für die Institutiona-
lisierung von innovativen Wertschöpfungsprozessen wie z. B. zur Herstellung von MAP-
Struvit (vgl. Kap. 4). Der Aufbau interner Institutionen in Form von Kooperationen oder 
direkter Beteiligung in Betreibermodellen können zum Abbau dieser Ressentiments 
und Abbau von Informationsdefiziten führen und damit reale Kosten senken. 

Nachfolgend wird aufgezeigt, wie am Beispiel von MAP-Struvit eine Zusammen-
arbeit mit potentiellen Akteuren im Rahmen eines innovativen Nutzungspfads ausse-
hen könnte und wie die Bildung von Kooperationen zur Verbreitung und Akzeptanz 
von Produkten aus Abwasser beitragen kann. Drei Punkte sind dabei relevant:  

1. die Nachfrage nach dem Produkt MAP-Struvit,  

2. die Art der Finanzierungsform bzw. Kapitalbeschaffung und  

3. die Beteiligung von Kunden und Abnehmern an Entscheidungs- und 
Informationsprozessen. 



  

44 

Ziel ist es, den Aufbau interner Institutionen in Form von Betreibermodellen zu 
analysieren, um herauszuarbeiten wie eine Finanzierung für das Phosphorfällungs-
system (das zur Herstellung des MAP-Struvit angewendet wird) ermöglicht und gleich-
zeitig die Akzeptanz für Produkte aus Abwasser erhöht werden kann. Daher werden 
zunächst Nachfrage und Angebot von Phosphor als Düngerohstoff beschrieben, um die 
Nachfragestruktur und Markteigenheiten für die Preisgestaltung von Phosphor zu ver-
deutlichen. Dazu wird eine Public Private Partnership (PPP) zur Finanzierung von Reini-
gungsstufen im Klärwerk Waßmannsdorf und anschließender Phosphorfällung be-
schrieben sowie deren Vor- und Nachteile mit Blick auf die Finanzierung von Innovatio-
nen im nachhaltigen Landmanagement aufgezeigt. Anschließend werden alternative 
Möglichkeiten der Kapitalbeschaffung dargestellt. Ausgangslage ist der aktuelle Geset-
zesrahmen, innerhalb dessen neue Produkte in möglichen Kooperationsmodellen an-
geboten werden können. 

5.2. Institutionen in der Praxis 

Beschreibung der Marktpotentiale für Phosphor und MAP-Struvit  

Phosphor spielt seit der Intensivierung der Landwirtschaft in den 1950er Jahren im 
mineralischen NPK-Dünger (Stickstoff, Phosphor und Kaliumhaltige Volldünger) eine 
wichtige Rolle. Zu dieser Zeit wurde Abwasser ungefiltert auf Produktionsflächen aus-
gebracht (Rieselfelder). Wichtigster Nutzen dieser Form der Düngung, die seit dem Bau 
von Kläranlagen vor allem mit Klärschlamm erfolgt, ist die Rückführung wertvoller 
Pflanzennährstoffe auf landwirtschaftliche Produktionsflächen. Dem gegenüber steht 
das Risiko des Schadstoffeintrags in Böden und Gewässer. Diese Praxis ist gemäß der 
Düngemittelverordnung (DüMV) für Abfall- und Klärschlämme nur noch bis Ende 2016 
auf landwirtschaftliche Flächen möglich. Die Berliner Klärschlämme kommen für die 
Ausbringung auf landwirtschaftlichen Flächen schon lange nicht mehr in Betracht, da 
ihre Grenzwerte besonders durch industrielle Reststoffe und Pharmaka im städtischen 
Abwasser weit über den vorgegebenen Grenzwerten der DüMV liegen. Der Klär-
schlamm aus Berliner Abwässern wird bisher nur energetisch verwertet bzw. auf der 
Deponie entsorgt, was mit hohen Kosten verbunden ist.  

Aufgrund der Steigerung der Lebensmittel- und Energiepflanzenproduktion auf 
landwirtschaftlichen Flächen ist die Phosphornachfrage in den letzten 10 Jahren enorm 
gestiegen, was sich im Preis des Reinnährstoffes niederschlägt: So lag der Preis für 

9 Die Bundesre-
publik Deutschland importiert jährlich rund 120.000 t Phosphor, das nur in wenigen 
Ländern und nur begrenzt abgebaut werden kann. Zwei Drittel des weltweiten Ange-
bots von Phosphorvorkommen besitzen Marokko (32 %) und die VR China (36 %) 
(Montag 2008). Als China 2008 seinen Ausfuhrzoll für Phosphor von 20 % auf 120 % er-
höhte, reagierte der Weltmarkt nervös.10 Die Konsequenz war eine kurzfristig gestie-
gene Nachfrage durch Hamsterkäufe von Abnehmern. Dadurch entstand eine kurzfris-

tige Preisexplosion von sonst 44 USD/t (2006) auf 430 USD/t Phosphor (2008).  

Auch Brandenburger Landwirte berichten, dass aufgrund des explosiven Preisan-
stiegs 2008 Phosphordünger seither nicht mehr nach Bedarf kurzfristig gekauft werde, 
sondern fast ausschließlich auf Vorrat. Einige Geschäftsführer von landwirtschaftlichen 
Unternehmen in der Uckermark geben sogar an, dass es keine oder nur geringen 

                                                
9 http://www.deutsche-mittelstands-nachrichten.de/2012/10/47141/  
10 http://www.mmnews.de/index.php/gold/373-phosphor-preis-schock  

http://www.deutsche-mittelstands-nachrichten.de/2012/10/47141/
http://www.mmnews.de/index.php/gold/373-phosphor-preis-schock
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Phosphormengen auf sofortigen Wunsch gäbe. Der Phosphorbedarf werde seitdem von 
der Mehrheit der Landwirte entsprechend des Bedarfs vom Vorjahr abgeschätzt und 
beim Lieferanten bestellt. Dieses Nachfrageverhalten ist entscheidend bei der Ausge-
staltung von Vertragsbeziehungen. Phosphordünger wird nicht mehr kurzfristig bezo-
gen und ist demnach nur auf langfristige Bestellung lieferbar. Die Düngerlieferanten 
haben sich in ihrem Lieferverhalten angepasst. 

Neben der Gefahr von Konflikten um lukrative Rohstoffgebiete (Marokko baut 
Phosphate in einem seit den 1970iger Jahren annektierten Gebiet ab, was ihm völker-
rechtlich nicht zugesprochen ist) besteht für den Phosphormarkt das Risiko einer Oli-
gopolbildung, da es nur wenige Produzenten gibt, ähnlich wie beim Rohöl. Mittel- bis 
langfristig ist dadurch mit einer Preissteigerung und zunehmender Abhängigkeit von 
Lieferanten wie Marokko und China zu rechnen (Montag 2008). 

Darüber hinaus sind in den wenigen Phosphorabbaugebieten die Phosphorreserven 
endlich. Experten bezeichnen das als Peak Phosphor ähnlich wie bei Rohölreserven 
(Peak Oil). Das heißt, dass ein globales Fördermaximum erreicht ist und die Produktion 
in einzelnen Förderländern tendenziell zurückgehen wird. So wurden Rohstoffberech-
nungen für Erdöl auf Phosphor übertragen und ein Peak Phosphorus für 2034 berech-
net (Cordell 2008). Im Unterschied zum Erdöl, das durch andere Energieträger wie 
Sonne oder Wind und andere Rohstoffe ersetzt werden kann, existieren zum Dünge-
mittel Phosphor derzeit keine Alternativen. Schon jetzt nimmt jedoch der Anteil an 
Phosphat im abgebauten Ausgangsmaterial Gesteinsphosphor ab und der Anteil an un-
erwünschten Schwermetallen steigt, was die Phosphorproduktion verteuert (Cordell 
2008).  

Anreize für eine MAP-Struvit-Produktion als lokaler Phosphordüngerlieferant  

Die Berliner Wasserbetriebe (BWB) haben 2010 ein Phosphorfällungsverfahren im 
Klärwerk Waßmannsdorf installiert. Dieses Verfahren dient der vermehrten biologi-
schen Phosphorelimination (Bio-P-Verfahren) bzw. der gezielten Ausfällung von Phos-
phor aus Berliner Klärschlämmen durch Zugabe von Magnesium und Ammonium, das 
so genannte AirPrex Verfahren (Heinzmann & Engel 2005). Durch dieses System kön-
nen nur relativ geringe Mengen an Phosphat aus dem Klärschlamm gewonnen werden, 
allerdings läuft die Kläranlage störungsfreier und Kosten, die durch permanente In-
krustation entstehen, können eingespart werden (ebd.).11 Seit 2004 besitzen die 
Berliner Wasserbetriebe das Patent für diese gezielte Fällung von Magnesium-Ammo-
nium-Phosphat mit Magnesiumsalzen. Das aus dem Fällungsprozess gewonnene Sub-
strat unterschreitet deutlich die vorgeschriebenen Grenzwerte von Schwermetall-
gehalten der Abfall- und Klärschlammverordnung (AbfKlärV) und kann durch seine gute 
Löslichkeit und Pflanzenverfügbarkeit als Langzeitdünger genutzt werden (Hermann 
2009).12 Das Bio-P-Verfahren ist im Vergleich mit chemischen Fällungsmethoden 
umweltschonender und der ausgeschleuste Phosphor ist zudem besser pflanzenver-
fügbar.  

Die Motivation für diese Innovation war zunächst, Lösungen für das technologische 
Problem der Inkrustationen in der Faulschlammbehandlung zu finden, woraufhin die 

                                                
11 Laut Heinzmann & Engel (2005) können nur etwa 10-15 % des im Kläranlagenzulauf 

befindlichen Phosphors in Form von MAP zurückgewonnen werden. 
12 Diesen mineralischen Langzeitdünger vertreiben die Berliner Wasserbetriebe seit 2008 unter 

dem Namen 'Berliner Pflanze'. Der Verkauf wurde vom Landesamt für Verbraucherschutz, 
Landwirtschaft und Flurneuordnung genehmigt. Abnehmer sind momentan kleine 
Düngezwischenhändler, Gärtnereibetriebe und ein Landwirt in der Uckermark.  
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BWB eigene Forschungsarbeiten initiiert haben. Daneben überschritten die Schadstoff-
belastungen des städtischen Klärschlamms die Grenzwerte der Abfall- und Klär-
schlammverordnung sowie der Düngemittelverordnung, wodurch ein Aufbringen auf 
landwirtschaftliche Flächen nicht möglich war. Anreize bestanden demnach vor allem 
aus ökonomischen Gründen, nämlich technische Störungen in der Kläranlage zu ver-
ringern und einen Mehrwert (Düngemittel) aus einem sonst anfallenden Abfallstoff 
(Klärschlamm) zu gewinnen, dessen Entsorgung mit hohen Kosten verbunden ist. 

Derzeit kommen auf Abnehmer in der Re -Struvit 
und Lieferung zu.13 Der Marktpreis für Dünger mit vergleichbaren Inhaltsstoffen liegt 
wei  05.09.2011). Die Technische Universität Braun-
schweig hat sogar einen potentiellen Marktwert von 400 -Struvit Dünger er-
rechnet, der sich aus den Inhaltsstoffen wie Phosphat, Ammonium, Magnesium und 
Kalium zusammensetzt und dadurch nicht allein mit dem Preis von Phosphordüngern 
zu vergleichen ist (Abb. 1). MAP-Struvit ist nicht nur ein reiner Phosphorlieferant, 
sondern ein mineralisches Substrat, das ein breites Nährstoffangebot abdeckt. Dem-
nach existiert ein erheblicher Spielraum für die Preisgestaltung von MAP-Struvit, der 
weiteren Kläranlagen als Anreiz für die kostenintensive Phosphorgewinnung aus Klär-
schlamm sein kann. 

 

 

 

Das vorausschauende Nachfrageverhalten der Brandenburger Landwirte wirkt sich 
positiv auf die Produktionsplanung von Phosphorlieferanten aus. So wird die Dünge-
planung auf Seiten der Nachfrager wie Gärtnereien und landwirtschaftlichen Betriebe 
etwa ein Jahr im Voraus erstellt. Düngemittellieferanten können dadurch die voraus-
sichtlich abzusetzende Menge an Phosphor und auch MAP-Struvit abschätzen. Die der-
zeit in Waßmannsdorf produzierte Menge an MAP-Struvit deckt einen momentanen Be-
darf von 2,2 % des mineralischen P-Düngerverkaufs in Brandenburg. Dies bedeutet, 
dass das regionale Absatzpotential des produzierten MAP-Struvit sehr hoch ist. Poten-
tiell ergeben sich durch das planbare Nachfrageverhalten und Nachfragevolumen der 
Brandenburger Landwirte klare Anreize für eine Phosphorgewinnung aus Abwasser. 
Durch die Herstellung des Düngemittels MAP-Struvit können Klärwerksbetreiber ein 
Produkt anbieten, das neben dem Kreislaufgedanken und Ausschöpfen regionaler Res-
sourcen von Phosphorpreisen auf dem Weltmarkt unabhängig ist und dessen Preis-
schwankungen vergleichsweise konstant gehalten werden können. Die Einführung die-
ser Innovation bedarf wiederum einer intensiven Bereitstellung von Informationen bzw. 

                                                
13  Mündliche Hinweise: Interview mit  einem Landwirt in der Uckermark, der MAP Struvit von den 

BWB bezieht. 

Abbildung 1: Die Zusammensetzung von MAP und sein Marktwert  

  (Quelle: Eigene Darstellung nach Dockhorn 2012) 
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Aufklärung der Nutzer über Potentiale und Risiken des MAP-Struvit (vgl. Kap. 4). Dies 
ist mit Transaktionskosten verbunden. 

Zusammenfassend ist die Nachfrage nach Phosphor durch den Ertragsdruck auf 
landwirtschaftlichen Flächen stabil. Klärwerke können als regionale Phosphorproduzen-
ten agieren, wie das Beispiel der Berliner Wasserbetriebe zeigt. Die Nutzung lokaler 
Düngemittelproduktion bietet für beide Seiten, Produzent und Landwirt, Vorteile. Die 
BWB bieten ein vom Weltmarkt unabhängiges Produkt an, das regional entstandene 
Wertschöpfungskreisläufe schließt und dessen dauerhafte Nachfrage sicher ist. Dies 
schafft eine gewisse Unabhängigkeit gegenüber globalen Ereignissen und politischen 
Entwicklungen. 

Finanzierung von Reinigungsstufen und MAP-Struvit-Produktion in Waßmannsdorf  

Der Anwendung des AirPrex Verfahrens in Waßmannsdorf ging eine grundlegende 
Erweiterung der Reinigungsleistung der Anlage voraus. Im Zuge der gesetzlichen An-
forderungen zur Minderung von Stickstoff- und Phosphoreinträgen in Gewässer haben 
die Berliner Wasserbetriebe (BWB) 1996 die zweite und dritte Reinigungsstufe des 
Klärwerks 
wurden von den BWB durch die Bildung einer Investmentgesellschaft finanziert. Dazu 
wurde 1997 die TELO Beteiligungs- GmbH & Co Objekt Kläranlage Waßmannsdorf KG 
(Telo Waßmannsdorf KG) gegründet. Es handelt sich dabei um eine Betreibergesell-
schaft der Deutschen Immobilien Leasing GmbH (Tochterfirma der Deutschen Bank).14 

Natürliche Personen können sich 
Kommanditisten an der Gesellschaft beteiligen. Potentielle Investoren wurden mit einer 
attraktiven Basisrendite von 10,61 % beworben, die durch den Rückverkauf des Klär-
werkes an die BWB 2013 finanziert werden soll.15  

bzw. den Umbau des Klärwerkes durch Einlagen der einzelnen Kommanditisten, die 
aus dem gesamten Bundesgebiet stammen als Eigenkapital aufgebracht werden (TELO 
Beteiligungsgesellschaft mbH & Co. Objekt Kläranlage Waßmannsdorf KG 2012). Die 
verbleibenden Übernahmekosten wurden durch klassisches Fremdkapital, d. h. durch 
Kredite finanziert. Die Berliner Wasserbetriebe (BWB) waren fortan nicht mehr Eigen-
tümer der Kläranlage, sondern Betreiber: Die TELO Waßmannsdorf KG ist damit eine 
reine Investitionsgesellschaft und die BWB Betreiber der Anlage. Zwischen dem BWB 
und der TELO Waßmannsdorf KG wurde ein entsprechender Entsorgungsvertrag und 
Betriebsführungsvertrag und ein Generalübernahmevertrag abgeschlossen (Jahres-
bericht TELO Waßmannsdorf KG 2011). 

Unter diesem Betreibermodell wurde zwei Jahre später die Investition in die MAP-
Struvit-Produktion finanziert. Die Kosten haben die BWB als Betreiber der Anlage vor-
finanziert. Sie wurden anschließend anteilig auf die Betreiberkosten, die die BWB an die 

                                                
14 Die Bezeichnung GmbH und Kommanditgesellschaft (KG) ist eine Mischung aus einer Kapital-

gesellschaft (als GmbH) und einer Personengesellschaft (als Kommanditgesellschaft). Durch 
diese Verbindung werden Vorteile einer Kapitalgesellschaft, wie Begrenzung des Haftungs-
risikos der Gesellschafter auf ihre Einlagen und steuerliche Vorteile von Personengesellschaf-
ten gebündelt (wie Wegfall der Körperschaftssteuer von 25  30 % und keine persönliche Haf-
tung für die Kommanditisten). 

15 Die BWB können das Klärwerk zu einem vertraglich festgelegten Kaufpreis Ende 2013 von der 
TELO Beteiligungs GmbH & Co Objekt Kläranlage Waßmannsdorf KG zurückkaufen (Andie-
nungsrecht der TELO). Wie hoch dieser Preis sein soll, ist nicht von außen ersichtlich. 
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Abbildung 2: Kapitalflüsse der Telo KG (Quelle: Eigene Darstellung) 

TELO Waßmannsdorf KG zahlen, umgelegt (Betreiberkosten sinken). Der Rückkaufpreis 
der Anlage soll für die BWB ebenfalls entsprechend angeglichen werden.16  

Diese Form des Betreibermodells bzw. die Vorgehensweise bei der Finanzierung 
entspricht einer Public-Privat-Partnership (PPP). Die Verträge, die die BWB mit der TELO 
Waßmannsdorf KG abgeschlossen haben, entsprechen einem wirtschaftlichen Rück-
mietverkauf bzw. einer Sale and lease back-Transaktion (BWB 2011, S.11). Das heißt, 
dass die BWB das Klärwerk an ein externes Unternehmen verkauft haben, um damit 
den Ausbau des Klärwerkes finanzieren zu können. Die geschäftlichen Beziehungen 
zwischen den Berliner Wasserbetrieben und den Gesellschaftern bzw. Kapitalgebern 
der TELO Waßmannsdorf KG sind in Abb. 2 grafisch dargestellt. 

 

 

 

 

Durch den Verkauf der Kläranlage Waßmannsdorf konnte erfolgreich der Forderung 
nach neuen Technologien zur Entlastung der Umwelt, zur Verbesserung des Grund-
wasser- und Oberflächenwasserschutzes sowie zur Reststoffverwertung aus der Ab-
wasserbehandlung (nach § l Abs. 3 Teilprivatisierungsgesetz) nachgekommen werden. 
Durch den Ausbau der zweiten und dritten Reinigungsstufe kann das Klärwerk neueste 
Standards in der Abwasseraufbereitung erfüllen und seit der Produktion des MAP-Stru-
vits und dessen Vertrieb Berliner Pflanze -

                                                
16 s, dass die Investitionen von 

den Berliner Wasserbetrieben finanziert werden und die Rückführung über eine Anpassung 
der Entsorgungsvergütung und des Andienungspreises gewährleistet wird. Die Ausschüttun-
gen an die Investoren und die Liquiditätsreserve der 
Vgl. Jahresabschluss TELO Waßmannsdorf 2008. )Eine genaue Höhe für den Rückkaufpreis ist 
nicht bekannt bzw. sind die Verträge nicht öffentlich einsehbar. 
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nales Kreislaufsystem anbieten. Durch die Bildung einer PPP bzw. den Verkauf des 
Klärwerkes konnte dies finanziert werden, ohne größere eigene Kapitalmittel aufwen-
den zu müssen.  

Im Verkaufsjahr 1997 wurde die Summe von -
kauf von Anlagevermögen verbucht. Durch die Verbuchung auf diesen Posten ist es 
möglich, bestehende Schulden kurzfristig zu tilgen. Das kann für die Darstellung des 
Haushalts vor allem in Wahlzeiten opportun erscheinen. Allgemein war die Zusammen-
arbeit mit privaten Unternehmen zu diesem Zeitpunkt eine gängige Praxis, öffentliche 
Haushaltsdefizite durch die Ausgliederung oder Verkauf von Geschäftszweigen auszu-
gleichen (Gandy 2006, S. 36).  

Diese Form der Teilprivatisierung sowie die Teilprivatisierung der gesamten Berli-
ner Wasserbetriebe 1999 zieht allerdings auch Konsequenzen für Kunden und Abneh-
mer nach sich. Gewinne aus der Wasserver- und Abwasserentsorgung kommen nicht 
mehr im vollen Umfang dem Land zu Gute, da ein hoher Gewinnanteil durch die priva-
ten Unternehmen abgeschöpft wird und hohe Renditeerwartungen für Kapitalanleger 
refinanziert werden müssen. Dies bedeutet, dass dem kommunalen Unternehmen auch 
weniger Kapital zur Verfügung steht, was an anderen Stellen fehlt, um die öffentliche 
Daseinsfürsorge im nötigen Maße zu erfüllen. Die Vorteile dieser PPP, mit kurzfristig 
geringem Einsatz von Eigenkapital, stehen langfristige Gewinnabgaben bzw. Gewinn-
garantien an private Anleger gegenüber. Momentan werden diese Kosten teilweise oder 
ganz u. a. auf die Abwassergebühren umgelagert.17 Hier besteht die Gefahr, dass die 
Endabnehmer bzw. Kunden die technologischen und kapitalintensiven Erneuerungen, 
die teilweise durch Erhöhungen von Gebühren und Abwasserpreisen refinanziert wer-
den, stärker mitfinanzieren als dies ohne Gewinnabgaben an private Kapitalgeber der 
Fall wäre. Private Anleger erhalten für ihre Kapitaleinlage in den Ausbau von Kläranla-
gen eine hohe Rendite, die das Unternehmen (in unserem Fall die Telo Waßmannsdorf 
GmbH) allerdings erst erwirtschaften muss.  

Der Kosten- und Gewinndruck ist bei PPPs meist höher als bei rein kommunalwirt-
schaftlich betriebenen Unternehmen. Dies kann bedeuten, dass sich das zur Verfügung 
stehende Eigenkapital von kommunalen Einrichtungen durch vertragliche zugesicherte 
Renditen und Gewinnabgaben an private Investoren verringert und Investitionen durch 
Gebührenerhöhung eher refinanziert werden. Schließlich sind bei der Privatisierung von 
kommunalen Einrichtungen die kurzfristigen Verkaufserlöse für die Kommunen gegen 
erhöhte Renditeerwartungen und Beeinflussungsmöglichkeiten von meist überregio-
nalen Investoren abzuwägen. 

Aufbau möglicher Betreibergesellschaften für die MAP-Struvit-Produktion 

Die Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe zur Finanzierung von technolo-
gischen Innovationen ist ein Beispiel dafür, wie auf betrieblicher Ebene Infrastruktur 
finanziert werden kann. Für die Finanzierung der innovativen Technologie der MAP-
Struvit-Produktion steht den Brandenburger Kläranlagen neben einer Teilprivatisierung 
eine Reihe von Alternativen zur Verfügung. Um dies näher zu erläutern, werden die 
Prozesse der Wertschöpfung von MAP-Struvit in drei Zweige aufgeteilt: 

 MAP-Struvit-Produktion 

 Vertrieb und Logistik von MAP-Struvit 

 Finanzierungs- und Organisationsform. 

                                                
17 Seit der Teilprivatisierung der BWB 1999 stiegen die Abwassergebühren um rund 30 % vgl. 
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In der Untersuchungsregion wird die Abwasserentsorgung von öffentlichen Einrich-
tungen wie Kommunen, Zweckverbänden oder Abwasserbetrieben übernommen. Für 
die Einführung einer MAP-Struvit-Produktion in Kläranlagen im Landkreis Barnim und in 
der Uckermark liegen zum Teil ganz unterschiedliche Voraussetzungen vor. So unter-
scheiden sich die Abwasserbetriebe deutlich in Größe des Einzugsgebietes, Menge an 
Abwasser, Anzahl und technischer Ausstattung der Anlagen, Gebührenhöhe, finanzielle 
Stabilität und in den jeweiligen Grenzwertrichtlinien für Kläranlagen entsprechend ihrer 
Ausbaugröße. Eine konstante Abwassermenge ist für den Stoffmengendurchfluss in 
Kläranlagen und für die zu erwartende Produktionsmenge, die entscheidend für die 
Amortisation von technischen Investitionen ist, ausschlaggebend. Es wird daher ange-
nommen, dass die MAP-Struvit-Herstellung erst für Klärwerke ab einer Ausbaugröße 
von 30.000 - 50.000 Einwohnerwerten rentabel wird (Nölting & Deadlow 2013, S. 12).  

Für die Herstellung von MAP-Struvit kommen außerdem nur Kläranlagen in Frage, 
die Phosphor biologisch aus Klärschlämmen entfernen (Bio-P-Verfahren) und nicht 
chemisch. Demnach sind für den Innovationspfad MAP-Struvit die Klärwerke in Schwedt 
und Prenzlau von Bedeutung, da sie Abwassermengen von 65.000 bzw. 80.000 Ein-
wohnern beziehen. In Eberswalde (mit 80.000 Einwohnern) wird das Bio P-Verfahren 
nicht angewendet.  

In der Kläranalage in Prenzlau wurde bereits ein innovatives System zur Nutzung 
von Klärgas entwickelt. Durch ein BHKW wird durch das Klärgas der Wärme- und 
Strombedarf der Anlage sowie der Büro- und Betriebsgebäude gedeckt. Durch den da-
für speziell umgerüsteten Faulturm sind technische Voraussetzungen für eine Phos-
phorfällung bereits vorhanden bzw. kann das Investitionsvolumen geringer ausfallen. 
Die genauen Investitionskosten für ein MAP-Struvit-Verfahren sind im Einzelfall zu be-
rechnen. Daneben verteilen die Stadtwerke Prenzlau nach wie vor Restklärschlamm (der 
nicht zur Verbrennung bzw. Energiegewinnung benötigt wird) an Landwirte in der Um-
gebung, was nach 2016 nicht mehr möglich sein wird. Hier existieren Potentiale für 
eine denkbare Kooperation mit möglichen Abnehmern, auf die im weiteren Verlauf nä-
her eingegangen wird. 

Da es sich bei der MAP-Struvit-Herstellung um komplexe Prozesse handelt, die ein 
spezialisiertes Fachwissen benötigen, ist es insbesondere für Abwasserverbände mit 
geringer finanzieller Ausstattung schwierig, Teilprozesse wie Planung, Finanzierung 
und Durchführung zu realisieren. Daher ist eine Auslagerung von Arbeitsschritten wie 
die Produktion, der Vertrieb von MAP-Struvit, die Planung und der Betrieb von Kläranla-
gen mit MAP-Fällung sinnvoll. Dies kann in verschiedenen Vertragsformen und an örtli-
che Gegebenheiten angepasst und unterschiedlich ausgestaltet werden, etwa durch 
Contracting, d. h. vertragsbasierte Beauftragung der Planung und des Betriebes. Auch 
die Finanzierung kann unter Beteiligung von potentiellen Abnehmern erfolgen oder 
ohne Kapitalbeteiligung (wonach z. B. spätere Abnahmekonditionen ausgehandelt wer-
den können, d. h. je höher die Kapitaleintrag ist desto niedriger die späteren Abnahme-
preise und umgekehrt). Auch Pachtverträge kommen in Frage, d. h. die Vermietung von 
Anlagen an private Investoren. 

Alternativ zum Vertriebsmodell 
(Schwestergesellschaft der BWB), sind ähnliche Vertriebsvarianten im Berliner Umland 
denkbar. Die eher kleinen Verbände in der Region könnten durch eine Vertriebs-, 
Transport- und Verteillogistik kooperativ alle Aufgaben gemeinsam bewerkstelligen, z. 
B. durch eine gemeinsame Vertriebsgemeinschaft. Beim gebündelten Management von 
Vertrieb, Transport und Logistik können Abnehmerbedarf und Transportaufwand zent-
ral kontrolliert und gesteuert werden. Besonders nach dem Verbot der Klärschlamm-
aufbringung nach 2016 kann dies für Klärwerksbetreiber einen monetären Anreiz bie-
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ten, die MAP-Struvit Produktion einzuführen und den Vertrieb über eine Gemein-
schaftskooperation mit anderen MAP-Struvit-Produzenten zu regeln. Bestehende 
Kontakte zu Landwirten, die bisher den Klärschlamm abgenommen haben, könnten für 
die Abnahme von MAP-Struvit -
den, mit dem Unterschied, dass Landwirte keine Bezahlung mehr erhalten, sondern 
den Klärwerksbesitzern gegenüber ein Entgelt für den MAP-Struvit-Dünger entrichten. 
Demzufolge entsteht den Klärwerken ein zusätzlicher monetärer Mehrwert, der anteilig 
mit den Kosten des Vertriebs und der Lieferung gegengerechnet werden muss. 

Zusätzlich können durch den Verkauf von MAP-Struvit entstehende Produktions-
kosten (wie Energiebedarf der Durchlüftungs- und Pumpsysteme und Magnesium-
Chlorid-Zugabe) und entstehende Betriebskosten (wie Beseitigung der Inkrustation) 
langfristig ausgeg MAP Vertriebskooperation
durch einfache Verrechnungspreise zum Beispiel in einem kommunalen Unternehmen 
umgesetzt werden. Investitionen für einen MAP-Struvit-Streuer bzw. spezielle Technik 
für die gezielte Ausbringung des Struvits können ebenfalls innerhalb der Kooperation 
in Form von bisher üblichen Maschinenringen auf alle Mitglieder oder Anteilsinhaber 
verteilt werden, wodurch die finanzielle Belastung für den einzelnen Klärwerksbetreiber 
bzw. MAP-Struvit-Produzenten reduziert werden kann. Durch die zusätzliche Streu-
technik wäre es neben dem Vertrieb und der Lieferung frei Haus auch möglich, Land-
wirten und anderen Kunden eine präzise Ausbringung auf ihren Flächen zu ermögli-
chen. Dies wird bisher noch durch eine Lohnarbeitsfirma bewerkstelligt, die das MAP-
Struvit mit Hilfe eines Kalkstreuers ausbringt (Interview mit Landwirt als Abnehmer des 
MAP-Struvits). 

Für die Finanzierung des AirPrex Verfahrens stehen den regionalen Klärwerken 
ganz unterschiedliche Optionen zur Verfügung. Seitens der öffentlichen Hand gibt es 
derzeit nur ein direktes Finanzierungsprogramm für den Abwasserbereich. Es handelt 
sich um das Zuschussprogramm - und Abwasserbehandlungsanla-

 fördert aus EU Mitteln (EFRE) den Ausbau, 
Verbesserung und die Modernisierung kommunaler Abwasserbeseitigungs und -be-
handlungsanlagen im Land Brandenburg. Aufgabenträger der öffentlichen Abwasser-
entsorgung können mit finanziellen Zuwendungen von bis zu 70 % der förderfähigen 
Gesamtausgaben bezuschusst werden (Bagatellgrenze liegt bei 50.000 Kriterium ist 
jedoch, die verbleibenden 30 % durch eigene Mittel aufzubringen, was bei größeren 
Investitionssummen für viele Kommunen im Land Brandenburg nicht möglich ist. 

Falls diese Förderung durch öffentliche Programme nicht in Frage kommen sollte, 
kann eine Anlagenfinanzierung durch Dritte bzw. private Anleger interessant werden. 
Dabei ist es möglich, dies als reine Finanzierungsgesellschaft, wie bei der Telo Waß-
mannsdorf K. G., aus der Geschäftstätigkeit auszugliedern. Durch eine Finanzierungs-
gesellschaft können die Investitionskosten der MAP-Struvit-Anlage aufgebracht werden. 
Die Einflussnahme von Anteilseignern bzw. Kapitalgebern außerhalb der Region ist da-
bei zu berücksichtigen. Kapitalgeber, die durch ihre Kapitaleinlage in Form einer GmbH 
Mitsprachrecht erhalten, können in der Finanzierung, dem Management und der weite-

ren Gestaltung öffentlicher Infrastruktur im Land Brandenburg Einfluss nehmen.  

Zur Finanzierung technischer Innovationen bieten neue Finanzierungsformen mit 
stärkerer regionaler Ausrichtung Alternativen zur klassischen PPP Finanzierung. So in-
vestieren etwa beim equity-based-crowd-funding (oder crowd investing) viele Kleinan-
leger in ein neues Unternehmen oder in eine innovative Geschäftsidee und werden da-
für mit einer Beteiligung am Erfolg bzw. Verzinsung ihres angelegten Kapitals entlohnt. 
Dabei wird intendiert, dass regional ansässige oder betroffene Gruppen für die 
Mitfinanzierung von selbst genutzter Infrastruktur mobilisiert werden. Bereits kleine 
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Beträge von Anlegern können als Beteiligungsdarlehn in Form von Fremdkapital ge-
nutzt werden. Dies kann auch als Zinszahlpflicht vereinbart werden, d. h. der Darle-
hensgeber erzielt festgelegte Einkünfte aus Kapitalvermögen (Festzins). Über das Pro-

 kommunale wie rein 
privatwirtschaftliche Unternehmungen Darlehn von Bürgern für spezielle Projekte 
sammeln. Dies erspart den Klärwerksbetreibern bürokratischen und finanziellen Auf-
wand. Für die Bereitstellung von Eigenkapital durch Bürger kann ein Anteil am Gewinn 
des Unternehmens oder am Umsatz eines Geschäftes (z. B. der Verkauf des MAP-
Struvit-Düngers) gewährt werden. Dies ist bei crowd investing unter § 488 BGB festge-
legt. Damit sind die Einlagen der Kapitalgeber sicher und es besteht trotzdem eine Be-
ziehung zu dem Investitionsprojekt. Der Ausschluss von Verlustbeteiligungen und 
Kündigungsfristen werden ebenfalls vertraglich festgelegt. 

Weiterhin können auch in der Organisationsform der eingetragenen Genossen-
schaft (e. G.) die Ziele des nicht personengebundenen Haftungsrisikos bei finanzieller 
Beteiligung für Mitglieder und das Mitsprachrecht an Geschäftsentscheidungen umge-
setzt werden. So ist das Mitspracherecht für Mitglieder in Genossenschaften auf maxi-
mal drei Stimmen rechtlich begrenzt. Kapitalstarke Investoren können somit kein 
höheres Mitspracherecht erwerben als Kapitalschwache. Grundsätzlich unterscheidet 
sich diese Form von anderen Kapitalgesellschaften, da sie personengebunden und 
nicht kapitalgebunden ist (Mitgliedschaft ist unabhängig von der Kapitalhöhe). In der 
Landwirtschaft ist diese Rechtsform verbreitet, da sie den Zweck verfolgt, Wissen zu 
teilen, Zusammenarbeit zu fördern und Marktchancen durch Kooperation auszubauen. 

Der Vorteil für private Anleger aus der Region ist bei beiden Organisationsformen 
eine zinsgünstige Anlage ihres Kapitals in regionale Investitionsprogramme, von denen 
sie selbst einen Mehrwert haben. Das heißt, dass regional hergestellte Produkte auch 
regional einen Mehrwert erzielen können und die Wertschöpfung damit in der Region 
bleibt. Neben zinsgünstigen Kapitalanalgen bietet insbesondere crowd investing poten-
tiellen Abnehmern in der Region auch die Möglichkeit eines Rabattsystems. Dies kann 
unabhängig von der Geschäftsform vereinbart werden. Gärtnereien oder landwirt-
schaftliche Betriebe können z. B. für das Produkt MAP-Struvit einen Rabatt erhalten, je 
nachdem wie hoch ihre Kapitaleinlage ist. Dadurch können potentielle Abnehmer in der 
Region stärker für eine finanzielle Beteiligung motiviert werden. Transparente Ge-
schäftsabläufe, die Verteilung von Informationen und der regelmäßige Kontakt mit den 
Kunden sind dabei wesentlich.  

Es lässt sich zusammenfassen, dass die Umsetzung der MAP-Struvit-Produktion 
wesentlich von den Kosten für Alternativen der Klärschlammentsorgung (wie Verbren-
nung und Deponie), von technischen Voraussetzungen (Bio-P-Verfahren und Abwas-
sermenge) und von der Nachfrage von Landnutzern (konventionelle Landwirtschaft, 
Gärtnereien) abhängt. Die Nachfrage ist wiederum an Absatz- und Vermarktungsinfra-
strukturen gebunden, d. h. bereits genutzte Vertriebswege für die Ausbringung von 
Klärschlamm könnten auch für MAP-Struvit effizient und rentabel genutzt werden, in-
dem sie für die Landkreise Barnim und Uckermark gebündelt werden. Die sandige 
Bodenbeschaffenheit im Land Brandenburg erfordert eine relativ hohe Düngung mit u. 
a. Phosphor. Wenn sich der Preis von MAP-Struvit unter den Preisen für vergleichbare 
Düngemittel hält und konstante Produktionsmengen garantiert werden können, ist eine 
Nachfrage nach MAP-Struvit gesichert. Für die Finanzierung von Fällungssystemen ste-
hen den Entscheidungsträgern die genannten Alternativen zur Verfügung. Die öffentli-
che, private und alternative Finanzierung von Innovationen bieten Vor- und Nachteile, 
die in einem intensiven Prozess und projektspezifisch sorgfältig abgewogen werden 
müssen. Allgemeingültige Aussagen für die gesamte Untersuchungsregion können hier 
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nicht getroffen werden. Wie aufgezeigt wurde, kann die Bildung interner Institutionen 
in Gestalt der Zusammenarbeit oder Beteiligung von Abnehmern des MAP-Struvit-Dün-
gers Vorteile für die Finanzierung und für die Erhöhung der Akzeptanz von Produkten 
aus Reststoffen bieten. Durch die Nutzung bestehender Kommunikationswege mit Ab-
nehmern, Kunden und Bürger können Transaktionskosten für die Verbreitung von In-
formationen gesenkt werden. Ausgehend von der Annahme, dass durch die Investition 
und ggf. die Nutzung von MAP die Akzeptanz gegenüber Produkten aus Abwasser 
steigt, können Transaktionskosten innerhalb von Kooperationen gesenkt werden. Der 
Bekanntheitsgrad und die Informationsverbreitung kann durch die Bildung von Koope-
rationen mit Abnehmern und Nutzern sowie Abwasserkunden erhöht werden. In Form 
einer internen Institution kann es somit Produzenten gelingen, die Finanzierung der 
Innovation zu bewältigen und gleichzeitig den Absatz zu sichern. Im Gegensatz erhal-
ten Kapitalgeber attraktive Renditen auf ihr Geld und evtl. Rabatte für das Produkt. 
Beiden Seiten entsteht dadurch ein Vorteil.  

5.3. Künftiger institutioneller Änderungs- und Regelungsbedarf  

Die Analyse zur Wertschöpfung durch die Produktion und den Einsatz von MAP-
Struvit hat gezeigt, dass sowohl Produzenten als auch Landwirte von Kosteneinsparun-
gen profitieren und einen monetären Mehrwert erzielen können (siehe Berechnungen 
im Kap. 5). Der Vertrieb des alternativen Phosphordüngers wird allerdings durch den 
geringen Bekanntheitsgrad, fehlende Erfahrungen von Seiten der Landwirte, mangelnde 
Kenntnis hinsichtlich Qualität und Wirksamkeit von MAP-Struvit erschwert (vgl. Kap. 4). 
Fehlenden Informationen über das Produkt, Risiken und Einsatz stehen momentan po-
tentielle Kosteinsparungen gegenüber, die durch die Anwendung von MAP-Struvit er-
zielt werden könnten. Hinzu kommt, dass ein Großteil der Landwirte in konventioneller 
Betriebsweise den Phosphordünger MAP-Struvit mit dem Einsatz von Klärschlamm in 
Verbindung bringt. Die Beschaffung von Information bzw. die Verteilung von Informa-
tionen zu MAP-Struvit können durch eine Betreiber- oder Finanzierungsgesellschaft 
bzw. Kooperation mit potentiellen Abnehmern zentral erfolgen. Hierbei können Trans-
aktionskosten für Informationsverbreitung und Kundenakquise durch bestehende Kon-
takte gesenkt werden. Diese bestehen zu Landwirten vor allem durch die Klär-
schlammausbringung. Üblicherweise sind Landwirte untereinander gut vernetzt und 
tauschen sich aus. Zusätzlich können Interessenverbände als Plattform genutzt 
werden, um Informationen gezielt zu verbreiten und Hemmnisse abzubauen.  

Auf formeller bzw. externer institutioneller Ebene ist es ratsam, klare ökonomische 
Anreize für die Finanzierung von u. a. MAP-Struvit auszubauen  vorausgesetzt MAP-
Struvit wird als nachhaltige Alternative angesehen. Dies können zinsgünstige Darlehen 
für die Finanzierung öffentlicher Infrastrukturprojekte sein, aber auch Unterstützung 
bei Liefer- und Vertriebsgestaltung und Beratungsdienstleistungen für öffentliche 
rechtliche Unternehmen. Hierbei gilt es, klare finanzielle Anreize zu schaffen, indem 
Förderprogramme ausgebaut werden und die Informationsbeschaffung durch kommu-
nale Ansprechpartner (als Betreiber von Kläranalagen) gesichert werden kann. Dies 
schließt auch Schulungs- und Weiterbildungsangebote zuständiger Behörden mit ein.  

Die derzeitigen Tiefststände für Zinsen auf zinsbasierte Anlageformen wie Festgeld 
bei der Bank oder Staatsanleihen öffnen den Raum für alternative Anlagekonzepte auf 
privatwirtschaftlicher Ebene wie Genussscheine in Form von Rabatten für das Endpro-
dukt oder Kapitalanlagen, die höher verzinst werden. Besonders Anlagekonzepte mit 
geringer Mindestbeteiligung ermöglichen auch kapitalschwächeren Einkommensgrup-
pen ihr Vermögen gut verzinst und dazu noch regional wertschöpfend anzulegen. Da-
mit eine finanzielle Beteiligung erfolgt, muss eine intensive Aufklärung über das Pro-
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dukt MAP-Struvit und seiner Potentiale im Zusammenhang mit regionaler Wertschöp-
fung gewährleistet werden. Damit kann ein Verständnis für die aktuellen Belange im 
Rahmen eines nachhaltigen Landmanagements bei Bürgern und potentiellen Anlegern 
entstehen. Hier kann der Kontakt zu Initiativgruppen hilfreich sein, Vorurteile abzu-
bauen und Abnehmer wie Interessenten zu gewinnen. Dadurch kann eine Beteiligung 
von Anwohnern und Abnehmern aus der Landwirtschaft und Gärtnereien für die Finan-
zierung von innovativen Lösungen erreicht und eine Sensibilisierung für Kreislaufwirt-
schaft und Ressourcenschutz vorangebracht werden. 
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6. Institutionelle Handlungszwänge und -möglichkeiten 
von Infrastruktursystemen der Abwasserentsorgung 
und Energieversorgung 

Matthias Naumann  

Leibniz Institut f. Regionalentwicklung u. Strukturplanung e.V. - Erkner (IRS),  
(naumann@irs-net.de) 

6.1. Untersuchte Institutionen 

Der institutionelle Rahmen ist ein entscheidender Faktor für die Durchsetzung von 
infrastrukturellen Innovationen. Technologischer Wandel geht daher immer auch mit 
institutionellem Wandel einher. Institutionen werden hierbei als formelle und infor-

trierten Institutio-
-

stellen als auch zu deren Lösung beitragen (Mayntz & Scharpf 1995). 

In der vorliegenden Institutionenanalyse wurde nach den für die Steuerung von 
Infrastruktursystemen relevanten Institutionen gefragt, nach dem für ein nachhaltiges 
Landmanagement erforderlichen Neuregelungs- und Veränderungsbedarf sowie nach 
bestehenden institutionellen Grauzonen und Lücken. Weitergehende Fragestellungen 
betreffen das Verhältnis zwischen formellen und informellen Institutionen sowie zwi-
schen den unterschiedlichen räumlichen Ebenen institutioneller Regelungen. Hierzu 
wurden rechtliche Regelungen auf unterschiedlichen Maßstabsebenen hinsichtlich ihrer 
Aussagen für neuartige Infrastrukturlösungen untersucht. Darüber hinaus wurde auf 
ausgewählte Sekundärliteratur wie auch auf Experteninterviews, die im Rahmen der Ak-
teursanalyse des Projektes ELaN durchgeführt wurden (Nölting & Daedlow 2012), zu-
rückgegriffen. Der erste Teil befasst sich mit den institutionellen Regelungen und Neu-
regelungsbedarfen für die Sektoren der Abwasserent- und Energieversorgung. Diese 
Sektoren werden aus zwei Gründen in den folgenden Ausführungen gemeinsam be-
trachtet. Erstens spielen beide Sektoren durch die Inanspruchnahme von Flächen und 
weiteren Ressourcen, aber auch durch die Erprobung innovativer Infrastrukturlösungen 
für ein nachhaltiges Landmanagement eine entscheidende Rolle. Zweitens wurden die 
Abwasserent- und Energieversorgung bislang in wissenschaftlichen und politischen 
Debatten voneinander getrennt betrachtet, die bestehenden Wechselwirkungen 
machen eine gemeinsame Betrachtung jedoch notwendig (Naumann & Moss 2012). An-
schließend werden bestehende Schwachstellen und Spielräume innerhalb institutionel-
ler Regelungen sowie künftige Regelungsbedarfe, die infrastrukturelle Innovationen 
ermöglichen, diskutiert. 

6.2. Institutionen in der Praxis 

Institutionelle Regelungen der Abwasserentsorgung 

Die Siedlungswasserwirtschaft ist ein grundlegender Bestandteil der öffentlichen 
Daseinsvorsorge und daher von einer besonders hohen Regelungsdichte und langfris-
tigen Zielvorgaben geprägt (Haaren & Moss 2011). Die Regelung der Wasserwirtschaft 
steht dabei in einem Spannungsverhältnis zwischen Gewässerschutz einerseits und 
Gewässernutzung andererseits (ebd., S. 69). Die Trinkwasserversorgung und die Ab-
wasserbeseitigung liegen im Rahmen der grundgesetzlich verankerten Selbstverwal-
tung der Kommunen (Art. 28 GG) im Aufgaben- und Verantwortungsbereich der Kom-

mailto:naumann@irs-net.de
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munen. Regelungen der Kommunen werden durch Vorgaben auf anderen Ebenen ge-
rahmt (Exner et al. 2011). 

Auf EU-Ebene formulieren einerseits die Wasserrahmenrichtlinie (EG-WRRL), die 
Kommunalabwasserrichtlinie sowie die Grundwasserrichtlinie Standards für den Ge-
wässerschutz, die die Aufbringung von gereinigtem Abwasser erschweren (vgl. Kap. 2). 
Andererseits können Förderinstrumente auf der europäischen Ebene, wie etwa die Pro-
gramme EFRE oder ELER, neue Infrastrukturlösungen ermöglichen. Die Vorgaben der 
EG-WRRL werden auf Bundesebene durch das Wasserhaushaltsgesetz (WHG) umgesetzt. 
In Verbindung mit der Abwasserverordnung gibt das WHG den Stand der Technik für 
die Beseitigung häuslicher Abwässer vor. Die Abwasserverordnung gibt jeweils spe-
zifische Grenzwerte für die Einleitung von Abwasser aus unterschiedlichen Herkunfts-
bereichen in Gewässer vor (AbwV - -

-
orientierter und wettbewerbsfähiger Dienstleistungsunternehmen der öffentlichen 
Wasserver- 
Einführung eines Leistungsvergleichs zwischen Unternehmen (Benchmarking) sowie ein 
stärkeres internationales Engagement der deutschen Wasserwirtschaft (Bundestag 
2006). Technische Bestimmungen werden auf Bundesebene durch die Fachverbände 
der Wasserwirtschaft, dem Deutschen Verein des Gas- und Wasserfachs (DVGW) und 
der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA), 
erarbeitet. 

Das Brandenburgische Wassergesetz (BbgWG) regelt die landesspezifischen Be-
lange der Bewirtschaftung, die Nutzung und den Schutz der Gewässer, die Unterhal-
tung und den Ausbau der Gewässer sowie den Schutz vor Hochwassergefahren (BbgWG 
- Landtag Brandenburg 02.03.2012). Darüber hinaus setzt es den Rahmen für die Ge-
nehmigung, Benutzung und den Betrieb von Abwasseranlagen. Hierzu zählt auch die 
Überwachung und Kontrolle von Abwassereinleitungen. Landesrechtliche Planungs-
instrumente sind die kommunalen Abwasserbeseitigungskonzepte, deren Form und 
Inhalt durch Vorgaben des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz (MUGV) geprägt werden und durch die Unteren Wasserbehörden genehmigt 
werden. Das Kommunal- und Gebührenrecht, verantwortet vom Innenministerium (MI), 
stellt ein weiteres wichtiges Umsetzungsinstrument auf Landesebene dar. Als ein Bei-
spiel für ein finanzielles Anreizsystem des Landes kann der Schuldenmanagement-
fonds (SchMF) gelten, der vor allem zur Schaffung größerer, leistungsfähigerer Ein-
heiten in der Abwasserentsorgung beitragen soll.  

Die wesentlichen Akteure bei der Steuerung und Durchführung der Abwasserent-
sorgung sind die Städte und Gemeinden. Die Gemeindeordnung (GO) des Landes 
Brandenburg zählt -
serableitung und -  zu den Aufgaben der Kommunen (GO - Land Branden-
burg 10.10.2001, S. 1.1, § 3). Die Kommunen haben das Recht 
öffentlichen Wohls durch Satzung für die Grundstücke ihres Gebiets den Anschluss an 

(Anschlusszwang) und die Benutzung dieser Einrichtungen (Benutzungszwang) vorzu-
. Zu den informellen Regelungen der Abwasserentsor-

gung zählen die Praktiken der Verbraucherinnen und Verbraucher. Nach Auskunft von 
Interviewpartnern ist bei der Abwasserbeseitigung zu verzeichnen: die 
ab, illegale Einleitungen treten häufiger  (Experteninterview # 2). Darüber hinaus 
ist seit einigen Jahren ein Rückgang der Anzahl dezentraler Kläranlagen zu verzeichnen 
und es wird von Aufgabenträgern bemängelt, dass diese Anlagen in der Vergangenheit 
nicht immer fachgemäß gewartet wurden (Werner 2012).  
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Institutionelle Regelungen der Energieversorgung 

Die Energieversorgung stellt eine notwendige Voraussetzung für alle Bereiche der 
Gesellschaft dar. Darüber hinaus stellt die Energiewirtschaft sowohl einen bedeutenden 
Verursacher von Treibhausgasemissionen als auch ein wichtiges Feld für die Realisie-
rung von Klimaschutzzielen dar. Vor diesem Hintergrund existieren auf verschiedenen 
räumlichen Maßstabsebenen institutionelle Regelungen, die eine zuverlässige, sozial 
verträgliche und umweltschonende Energieversorgung sicherstellen sollen. Die Ener-
giewirtschaft befindet sich aktuell nicht nur in einem Spannungsverhältnis unter-
schiedlicher Energieträger, in zentraler und dezentraler Ausprägung, sondern auch 
hinsichtlich verschiedener Formen der Steuerung des Ausbaus erneuerbarer Energie-
träger (Gailing et al. 2013).  

werden als übergeordnete Ziele die Nachhaltigkeit der Energiepolitik zur Reduzierung 
der Treibhausgasemissionen, die Versorgungssicherheit durch Reduzierung der Im-
portabhängigkeit sowie die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit durch die Liberalisie-
rung der Energiebinnenmärkte formuliert (Europäische Kommission 2007). Auf euro-
päischer Ebene sind die EU-Binnenmarktrichtlinie sowie die EU-Beschleunigungsricht-
linie für Strom maßgeblich für die Öffnung der Elektrizitätsmärkte in der Europäischen 
Union (Bontrup & Marquardt 2010, S. 32f.). Auf deren Basis wurde auch das bundes-
deutsche Energiewirtschaftsgesetz grundlegend überarbeitet. Ein zentrales Element ist 

Vertrieb, mit dem im europäischen Strommarkt Wettbewerb ermöglicht werden soll. 
Mit der EU-Emissionshandelsrichtlinie wurde ein ökonomisches Instrument zur Redu-
zierung von Emissionen eingeführt. Zudem setzt sich die EU das Ziel, bis 2020 den An-
teil erneuerbarer Energien auf 20 Prozent am Bruttoendenergieverbrauch zu erhöhen 
(Europäische Kommission 2007, S. 16). Förderprogramme der EU, wie etwa EFRE oder 
INTERREG, unterstützen regionale Projekte des Ausbaus erneuerbarer Energien bzw. 
der Reduzierung des Energieverbrauchs.  

Auf Bundesebene regelt das Gesetz über die Elektrizitäts- und Gasversorgung 
(Energiewirtschaftsgesetz  EnWG) die Versorgung mit Energie auf Grundlage des Eu-
ropäischen Gemeinschaftsrechts (EnWG - Bundestag 07.07.2005). Der Ausbau der 
Nutzung erneuerbarer Energieträger wird vor allem durch das Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) sowie das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) vorangetrieben 
(EEG - Bundestag 2009a, EEWärmeG  Bundestag 07.08.2008) (vgl. Kap. 2). 

Mit der Energieeinsparverordnung (EnEV) werden zum einen Richtlinien der EU zur 
Energieeffizienz umgesetzt, zum anderen werden die Beschlüsse der Bundesregierung 
zum Integrierten Energie- und Klimaprogramm (IEKP) im Gebäudebereich umgesetzt 
(EnEV - Bundestag 2009). Neben gesetzlichen Regelungen gibt es verschiedene Förder-
programme des Bundes, wie etwa vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-

-
dermöglichkeiten bestehen über Programme der KfW-Förderbank. Darüber hinaus gibt 
es insbesondere zum Ausbau der Energienetze verschiedene informelle Planungs-

chaftsministeriums (Gailing et al. 2013, S. 16). 

-
rale Vorgaben für die Gestaltung der Brandenburger Energieversorgung. Im Rahmen 

ll die Landesregierung den energe-
tischen und stofflichen Einsatz von Biomasse konsequent weiter ausbauen und regio-
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nale Kreisläufe vom Anbau der Biomasse bis zu ihrer Nutzung stärken (MUGV 2010, S. 
27). Als erstes Bundesland hat Brandenburg eine Pflicht zur Nutzung von erneuerbaren 
Energien bei bereits errichteten Gebäuden festgelegt (Henneke et al. 2010, S. 102). Die 
Umsetzung der energiepolitischen Aktivitäten des Landes Brandenburg werden durch 
die Zukunftsagentur Brandenburg (ZAB) und die Brandenburgische Energie-Techno-
logie-Initiative koordiniert (Becker et al. 2012). Der Landesentwicklungsplan Berlin-
Brandenburg (LEP B-B) formuliert das Ziel, erneuerbare Energien besonders zu ent-
wickeln und zu fördern (GL - Berlin-Brandenburg 2009, S. 57).  

In zwölf der vierzehn Brandenburger Flächenkreise wurden durch die Regionalen 
Planungsgemeinschaften regionale Energiekonzepte entwickelt. Die Konzepte reichen 
bis zur Ebene von Orten, wie etwa im -Spreewald sucht den Zu-

& Raban 2011)  

Seitens der Verbraucher gibt es einerseits Bürgeranlagen in Brandenburg (Keppler 
& Nölting 2011) und auch einige Energiegenossenschaften. Andererseits bestehen in 
Brandenburg zahlreiche Bürgerinitiativen, die sich sowohl gegen Anlagen fossiler als 
auch gegen Anlagen erneuerbarer Energieträger richten (Becker et al. 2012, S. 46 ff.). 

Abgleich der institutionellen Regelungen der Abwasserentsorgung und der Ener-
gieversorgung 

Beiden Sektoren ist gemeinsam, dass sowohl die Abwasserentsorgung als auch die 
Energieversorgung von umfangreichen Transformationen geprägt sind (Naumann & 
Moss 2012). Für diese Transformationen sind Regelungen der Europäischen Union eine 
zentrale Triebkraft. Die Liberalisierung des Strommarktes oder die Vorgaben der Was-
serrahmenrichtlinie prägen maßgeblich die lokale Abwasserent- und Energieversorgung 
(vgl. Kap. 2).  

Auf Bundesebene wurden vor allem für die Energieversorgung grundsätzliche Vor-
gaben für die Gesta -

-
trägern basierende Energieversorgung. Demgegenüber bestehen verbindliche Regelun-
gen für eine Neuausrichtung der Abwasserentsorgung bislang nicht. Für beide Sekto-
ren werden auf Länderebene wichtige grundlegende Vorgaben und rechtliche Regelun-
gen vorgegeben. Während für die Brandenburger Energieversorgung vor allem Ziele für 
einen zügigen Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien formuliert, bestehen für die 
Abwasserentsorgung konkrete Richtlinien für die ordnungsgemäße Beseitigung der an-
fallenden Abwässer und es steht die Anpassung bestehender Infrastrukturen an die 
demographische Entwicklung im Vordergrund. Darüber hinaus wird in interkommuna-
len Kooperationen ein geeignetes Instrument gesehen, die Aufgabenträger der Abwas-
serentsorgung in Hinblick auf die Herausforderungen insbesondere des demographi-
schen Wandels zu stärken. Demgegenüber gewinnt die regionale Steuerung der Ener-

und der Formulierung von regionalen Energie- und Klimaschutzkonzepten an Bedeu-
tung. Mit Plänen, eigene kommunale Energieversorger zu gründen, die Unabhängigkeit 
von überregionalen Energieversorgern zu fördern und lokale Maßnahmen zur Energie-
einsparung und -effizienz, durchzuführen, steigt die Bedeutung der Kommunen für die 
Regelung der Energieversorgung. Bei der Abwasserentsorgung bleiben die Kommunen 
als Aufgabenträger auch weiterhin der zentrale Akteur.  

Im Gegensatz zur Abwasserentsorgung besteht in der Energieversorgung bei der 
Stromversorgung nur eine Versorgungs-, aber keine Benutzungspflicht. Die Entwick-
lung und Nutzung neuer Anlagen in der Energieversorgung wurde dadurch erheblich 
erleichtert. Insgesamt verändert sich die Rolle der Verbraucherinnen und Verbraucher 
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sowohl bei der Abwasserent- als auch bei Energieversorgung. Dezentrale bzw. grund-
stücksbezogene Lösungen gewinnen in beiden Sektoren an Bedeutung. Damit ver-
schwimmen die bislang eindeutigen Grenzen zwischen Verbraucherinnen und Verbrau-
cher auf der einen und den Ver- und Entsorgungsunternehmen auf der anderen Seite. 

Das große öffentliche Interesse an der Energiever- und der Abwasserentsorgung ist 
einerseits mit einer hohen Regelungsdichte verbunden, andererseits stehen damit ver-
schiedene Instrumente für die Steuerung und Entwicklung neuer Lösungen in beiden 
Sektoren zur Verfügung. Darüber hinaus ist beiden Bereichen gemeinsam, dass sich 
die Zuständigkeiten für deren Regelung auf unterschiedlichen räumlichen Maßstabs-
ebenen und in verschiedenen Fachressorts befinden. 

6.3. Problembetrachtung: Schwachstellen bestehender institutioneller Regelun-

gen 

Für die Durchsetzung infrastruktureller Innovationen ist es erforderlich, dass neue 
Lösungen in bestehende Instrumente der Regelung integriert werden. So ist für die 
Aufbringung von gereinigtem Abwasser bei längerfristigen Lösungen ein verbindlicher 
Rechtsrahmen von zentraler Bedeutung. Daran schließt an, die flexible Gestaltung von 

des Landes Brandenburg bereits geschieht, auszubauen und von der Ausnahme zur 
Regel zu machen. 

Das Auslaufen der finanziellen Förderung für Kleinkläranlagen beeinträchtigt die 
Einführung dezentraler Lösungen in der Abwasserentsorgung. Angesichts der ange-
spannten finanziellen Situation der Kommunen und weiterhin niedriger Haushaltsein-
kommen in Brandenburg sind materielle Anreize und Unterstützungen für neue Anla-
gen erforderlich. Demgegenüber erschwert die demographische Entwicklung mit den 
damit verbundenen Auswirkungen auf bestehende Abwasseranlagen die Bestrebungen 
für die Herauslösung dezentraler Strukturen der Abwasserentsorgung. 

Darüber hinaus besteht im Energiebereich Handlungsbedarf bei der Abstimmung 
der Gesamtstrategien zur Stromerzeugung der Länder Berlin und Brandenburg. Dies 
wird besonders bei größeren Kraftwerksplanungen offenbar (Infrastruktur & Umwelt 
und B. & S.U. Beratungs- und Servicegesellschaft Umwelt 2011, S. 19). Auch die zahl-
reichen regionalen und lokalen Konzepte und Initiativen in den Bereichen Energie und 
Klimaschutz würden von einer landesweiten Koordinierung profitieren. 

Fragen der Akzeptanz und der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger sind für 
den Erfolg der Umsetzung der Energiewende in Städten und Gemeinden von zentraler 
Bedeutung. Es stellt sich die Herausforderung, Entscheidungsprozesse so zu gestalten, 
dass neue Infrastrukturen vor Ort nicht nur akzeptiert werden, sondern in lokalen Ab-
stimmungsprozessen mit verschiedenen Interessen diskutiert und geplant werden. 
Auch für die Aufgabenträger der Abwasserentsorgung stellt sich die Herausforderung, 
die Endabnehmer bzw. die Bevölkerung insgesamt stärker in Planungsprozesse einzu-
beziehen, um Proteste gegen den Anschluss an zentrale Abwasseranlagen künftig zu 
vermeiden. 

Die integrierte Betrachtung der Abwasserent- und Energieversorgung ist mit einer 
nach wie vor getrennten Verantwortung für die Regelung beider Sektoren konfrontiert. 
So ist die Verantwortlichkeit für die Abwasserentsorgung im Land Brandenburg im 
Umweltministerium angesiedelt, während die Energieversorgung zum Aufgabenbereich 
des Wirtschaftsministeriums zählt. Eine institutionelle Stärkung von Innovationen 
würde auch erfordern, beide Sektoren auf der Steuerungsebene miteinander ver-
schränkt zu behandeln. 
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Ein erster Schritt zur Behebung der Schwachstellen liegt in der Nutzung bestehen-
der Spielräume institutioneller Regelungen für die Erprobung infrastruktureller Innova-
tionen.  

6.4. Ermessensspielräume innerhalb institutioneller Regelungen 

Die bestehenden institutionellen Regelungen können die Entwicklung neuer Infra-
strukturlösungen ermöglichen, indem bereits vorhandene Spielräume genutzt werden. 
Damit sind aber auch offene Fragen und Neuregelungsbedarf verbunden.  

Institutionelle Spielräume können in der Abwasserentsorgung im Zuge der anste-
henden Investitionen zur Erneuerung wasserwirtschaftlicher Anlagen entstehen (Exper-
teninterview # 2, Experteninterview # 3). Experten gehen davon aus, dass in den nächs-
ten 10-20 Jahren zahlreiche Abwasserinfrastrukturen in Brandenburg erneuert werden 
müssen (Experteninterview # 4). Damit besteht eine Gelegenheit, infrastrukturelle Inno-
vationen zu realisieren. Die Möglichkeiten für innovative Infrastrukturlösungen werden 
dabei zum einen von den neuen Anforderungen bestimmt, die Klimawandel und de-
mographische Veränderungen an Abwasserinfrastrukturen stellen, zum anderen aber 
auch 

Experteninterview # 5) steht. Darüber hinaus sind neue Infrastruk-
turlösungen damit konfrontiert, dass sich der Nutzungs- und Verwertungsdruck auf 
Flächen erhöht hat (Lampe 2012; Experteninterview # 3; Experteninterview # 4; Exper-
teninterview # 6). 

Offizielle Dokumente der Europäischen Kommission betonen den hohen Stellen-
wert der Wiederverwertung von Wasser und könnten damit Anschlüsse für neue Wege 
in der Abwasserentsorgung bieten (Europäische Kommission 2012). Die EU-Kommunal-
abwasserrichtlinie räumt ebenfalls Ausnahmen von der Errichtung von Kanalisationen 
ein (Förtsch 2010). So sind Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang möglich 
und könnten für innovative Varianten der Abwasserentsorgung genutzt werden. Die 
Kommunen können dabei selbst aktiv werden und neue organisatorische Träger der 
Abwasserentsorgung entwickeln. Nach der Brandenburger Gemeindeordnung können 
sich Gemeinden  be-
teiligen (GO - Land Brandenburg 10.10.2001, S. 2.2, § 35,25). Die Gemeindeordnung 
lässt ebenfalls zu, dass Gemeinden sich wirtschaftlich betätigen und für Investitionen 
auch Kredite aufnehmen (ebd., S. 3.3). 

Im Gesetz zur Erprobung 
der Abweichung von landesrechtlichen Standards in Kommunen des Landes Branden-

 BbgStEG) wird den Kommunen die Möglichkeit eingeräumt, landesrechtliche 
(nicht jedoch bundes- und europarechtliche) Vorgaben modifiziert anzuwenden. Aus-
drücklich geht es im Gesetz darum, 

(BbgStEG - Landtag Brandenburg 07.06.2012, S. § 1.2). Hierfür können entsprechende 
Anträge an die jeweils zuständige Landesbehörde gerichtet werden. Damit wären auf 
kommunaler Ebene rechtliche Spielräume für neue Infrastruktur-Lösungen vorhanden. 
Allerdings sind bislang keine Beispiele für die Anwendung -

- und Energieversorgung bekannt. In einer Studie zur Um-
setzung des Standarderprobungsgesetzes kommen Voß et al. (2011) zu der Einschät-
zung, dass das Gesetz seine Ziele erfüllen kann, die Kommunen jedoch bei ihren Vor-
haben unterstützt und begleitet werden sollten. Im Rahmen des Brandenburger 

auch die Möglichkeit, außerhalb der Gemeindegrenzen bei der Versorgung mit Elektri-
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zität, Gas und Fernwärme wirtschaftlich tätig zu werden (GVBl  I -Landtag Branden-
burg 09.01.2012, S. § 91, Abs. 4). 

Neue Infrastrukturlösungen erfordern auch neue organisatorische Formen, die be-
reits jetzt möglich wären. Hier ist zu prüfen, ob Gruppenanlagen eine semizentrale Va-
riante für die Abwasserentsorgung bieten könnten. Diese würden bei einer Kapazität 
von bis zu 50 Einwohnerwerten als Kleinkläranlagen zählen, für die sich eine Aufbrin-
gung von gereinigtem Abwasser vor allem anbietet (Förtsch 2010, Geyler et al. 2010, 
Experteninterview # 7). Für die Regelung des Betriebs von Gruppenanlagen sind zum 
einen verlässliche rechtliche Regelungen notwendig (Experteninterview # 8), zum ande-
ren sind organisatorische Träger für diese Anlagen erforderlich. Mögliche Träger wären 
GbRs, Vereine oder Genossenschaften, auch die Einbeziehung externer Dienstleister 
bei Errichtung und Betrieb der Anlage ist möglich (Geyler et al. 2010). In Sachsen ha-

-
det, die die Rechtsform der GbR verwenden (Förtsch 2010). Diese Lösungen könnten 
auch beim Anschluss von Einwohnern, die bislang noch nicht an die öffentliche Abwas-
serentsorgung angeschlossen sind, zum Einsatz kommen. Dezentrale Lösungen der 
Abwasserentsorgung könnten mit dezentralen Formen der Wasserversorgung für peri-
phere Streusiedlungen und Enklaven verbunden werden (Experteninterview # 4, Exper-
teninterview # 8).  

Institutionelle Spielräume bestehen auch für die von den Kommunen mit der Ab-
wasserentsorgung beauftragten Zweckverbände. Deren Satzungen schreiben keine be-
stimmten technischen oder organisatorischen Lösungen für die Sammlung, Behandlung 
und Beseitigung der anfallenden Abwässer vor und lassen auch Ausnahmen vom An-
schluss- und Benutzungszwang zu. Beispielsweise heißt es in der Satzung des Nord-
Uckermärkischen Wasser- und Abwasserverbandes (NUWA): 
die Aufgabe, das auf dem Gebiet seiner Verbandsmitglieder anfallende Abwasser zu 

 (Verbandsversammlung 
Nord-Uckermärkischer Wasser- und Abwasserverband, S. § 2.3; Gemeinde Boitzenbur-
ger Land 2009). Damit wäre eine Aufbringung von gereinigtem Abwasser auf Flächen 
prinzipiell möglich. Auch die Grundwasserverordnung (GrwV) lässt Ausnahmen vom 
grundsätzlichen Verbot der Ausbringung von Abwasser auf der Fläche zu, 
Schadstoffe in so geringer Menge und Konzentration in das Grundwasser eingetragen 
werden, dass eine nachteilige Veränderung der Grundwasserbeschaffenheit ausge-

GrwV - Bundestag 2010, S. § 13.2). Im Rahmen des wasserbehördlichen 
Bewirtschaftungsermessens bestehen für die auf Ebene der Landkreise angesiedelten 
Unteren Wasserbehörden Entscheidungsspielräume bei der Zulassung von Gewässer-
benutzungen. Damit können auch neuartige Formen der Abwasserbeseitigung wie auch 
die Aufbringung von gereinigtem Abwasser genehmigt werden. 

Für Zweckverbände besteht darüber hinaus die Möglichkeit für die Gründung, den 
Erwerb oder die Beteiligung an privatrechtlichen Unternehmen (Verbandsversammlung 
Nord-Uckermärkischer Wasser- und Abwasserverband)  die Entwicklung neuer Infra-
strukturunternehmen ist damit auch aus bestehenden Unternehmen heraus denkbar. 
Die Ziele, die mit der Entwicklung und Umsetzung von Innovationen bei der Abwasser-
entsorgung verbunden werden, decken sich mit dem in der Satzung von Zweckverbän-
den definiertem Verbandsziels vom öffentlichen Wohl (Verbandsversammlung Zweck-
verband Wasserversorgung und Abwasserentsorgung der Westuckermark, § 1.4). 

In finanzieller Hinsicht ist zu prüfen, ob eine mögliche Verlängerung des Schul-
denmanagementfonds (SchMF) an die Entwicklung neuer Wege der Abwasserbeseiti-
gung geknüpft werden kann. Weiterhin könnten Förderprogramme auf EU-Ebene, wie 
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etwa INTERREG oder JESSICA, eine Möglichkeit zur Förderung neuer Infrastrukturlösun-
gen bieten. 

Im Energiesektor besteht für Kommunen die Möglichkeit, Konzessionsverträge ab-
zuschließen, die neue Infrastrukturlösungen berücksichtigen (GO - Land Brandenburg 
10.10.2001, S. 3.3, § 109). Städte und Gemeinden können aufgrund ihrer Verfügungs-
hoheit über das öffentliche Wegenetz durch den Abschluss von Konzessionsverträgen 
darüber bestimmen, welches Unternehmen die Energieversorgung übernimmt 
(Henneke et al. 2010, S. 18). Hierbei ist es Städten und Gemeinden freigestellt, diese 
Verträge mit überregionalen Energieversorgungsunternehmen oder mit eigenen Betrie-
ben abzuschließen bzw. bei der Konzessionsvergabe auch Fragen infrastruktureller In-
novationen zu berücksichtigen. Dabei steht Gemeinden und Gemeindeverbände auch 
die Möglichkeit zur Verfügung, vom Anschluss- und Benutzungszwang an ein Netz der 
öffentlichen Fernwärme- und Fernkälteversorgung zum Zwecke des Klima- und Res-
sourcenschutzes Gebrauch zu machen (EEWärmeG - Bundestag 07.08.2008, S. § 16). 
Weiterhin können Städte, Landkreise und Gemeinden als Träger der Planungshoheit 
über die Standorte von Anlagen der Energieversorgung entscheiden (Henneke et al. 
2010, S. 18). Auf der regionalen und lokalen Ebene wurden in den letzten Jahren zahl-

Barnim, das Energieleitbild der Gemeinde Uckerland, das Energiekonzept der Stadt 
Prenzlau entwickelt (Institut für angewandtes Stoffstrommanagement 2009, Becker et 
al. 2012, S. 34f.). 

Auch die zahlreichen Energiekonzepte können einen informellen Beitrag zur Bewäl-
tigung von Konflikten im Energiesektor leisten (Infrastruktur & Umwelt und B. & S.U. 
Beratungs- und Servicegesellschaft Umwelt 2011, S. 34). Darüber hinaus kann die Be-
schaffungspolitik kommunaler Unternehmen dazu beitragen, innovative Infrastruktur-
lösungen zu unterstützen. Denkbar wäre hier beispielsweise, dass städtische Woh-
nungsbaugesellschaften bei der Strom- und Wärmeversorgung neu entwickelte Anlagen 
kommunaler Energieversorger berücksichtigen.  

Neben einer Reihe von bestehenden institutionellen Möglichkeiten gibt es jedoch 
eine ganze Reihe offener Fragen und verschiedene Bedarfe für eine Neuregelung. 

6.5. Künftiger Regelungsbedarf 

Der institutionelle Wandel für die Förderung der Entwicklung und Realisierung 
neuer Infrastrukturlösungen ist kein Selbstläufer, sondern Gegenstand vielfältiger ge-
sellschaftlicher Aushandlungsprozesse. Für neue Konflikte und Probleme sind ent-
sprechende Regelungen zu entwickeln. Dies betrifft beispielsweise die Frage nach der 
Haftung für die neu errichteten Anlagen der Abwasserentsorgung oder nach der Über-
wachung der Aufbringung von gereinigtem Abwasser. Ein weiteres Konfliktfeld deutet 
sich dadurch an, dass für die Ziele der Energiestrategie des Landes die in Brandenburg 
erzeugte Biomasse nicht ausreicht (Experteninterview # 6). Darüber hinaus ist das Vor-
handensein von Wasser entscheidender Faktor für den Holzertrag von Energieholzplan-
tagen (Müller o.J.). Hier sind Abwägungen zu treffen, die den verschiedenen Kriterien 
nachhaltiger Entwicklung Rechnung tragen und lokalen wie regionalen Energieversor-
gungsunternehmen dabei helfen, unabhängiger von globalen Märkten und deren Preis-
schwankungen zu werden.  

Die unterschiedlichen Flächenansprüche, mit denen die Infrastrukturplanung vor 
allem bei erneuerbaren Energien konfrontiert ist, in Einklang zu bringen, stellt eben-
falls eine wesentliche Anforderung an die regionale Infrastrukturpolitik dar. Die Ge-
meinsame Landesplanung der Länder Berlin und Brandenburg erarbeitet derzeit als Bei-
trag der Raumordnung ein Gemeinsames Raumordnungskonzept Energie und Klima 
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(GRK), in dem Raumnutzungsansprüche, vorsorgebezogene Handlungserfordernisse 
der Raumordnung und Lösungen aufgezeigt werden sollen (Infrastruktur & Umwelt und 
B. & S. U. Beratungs- und Servicegesellschaft Umwelt 2011, S. 6). 

Die konkrete Implementierung einer vierten Reinigungsstufe in der Behandlung 
von Abwasser stellt ebenfalls einen wichtigen künftigen Regelungsbedarf dar. Zentral 
ist hierbei der damit verbundene technische und vor allem finanzielle Aufwand, der 
von den Aufgabenträgern der Abwasserentsorgung geleistet werden muss. Wenn die 
Aufbringung von gereinigtem Abwasser auf Flächen eine Möglichkeit für Abwasserent-
sorger wäre, Einleitgebühren zu sparen, würde dies einen zusätzlichen finanziellen An-
reiz bieten. Die Schaffung der hierfür notwendigen rechtlichen Bedingungen ist zu prü-
fen. Hinsichtlich der Brandenburger Landespolitik geht es um die Ausrichtung der 
künftigen Förderpolitik, der Überprüfung bisheriger Standards und der Möglichkeit, 
kommunale Handlungsspielräume dauerhaft zu erweitern (Ministerium für Umwelt 

-
wickl -
wasserver- und Abwasserentsorgung im ländlichen Raum sind neue Regelungen not-
wendig. Diese Regelungen stehen vor der Aufgabe, auch in dünn besiedelten Regionen 
eine Infrastrukturversorgung zu ermöglichen, die für Bürger und Kommunen finanzier-
bar ist. 

Über die Verknüpfung zwischen den Sektoren der Energiever- und Abwasserent-
sorgung innerhalb von Unternehmen bzw. Aufgabenträger der einzelnen Bereichen, 

-Schönfelder und Mauritz 2012), ist 
zu prüfen, wie Synergien zwischen Ver- und Entsorgern unterschiedlicher Sektoren ge-
stärkt und die Entwicklung von Mehr-Sparten-Unternehmen unterstützt werden kann. 

- 
und Abwasserentsorgung nicht nur in einem Unternehmen, sondern auch mit einer 
Bündelung der Verantwortlichkeiten für die Regelung effektiver vorantreiben. 

Weiterhin ist zu prüfen, ob die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen für 
- 

bestehen oder hier Änderungen des rechtlichen Rahmens notwendig sind. Bislang be-
stehen für interkommunale Kooperationen noch vergaberechtliche Unsicherheiten 
(Verband kommunaler Unternehmen 2011, S. 3). In Anlehnung an das Modell der 

- 
Kommunen hinaus verschiedene Infrastrukturdienstleistungen, wie etwa Stromver- und 
Abwasserentsorgung, aus einer Hand anbieten. Beispiele für neugegründete regionale 

18. Allerdings liegt bei den bislang gegrün-
deten Regionalwerken der Schwerpunkt auf der Energieversorgung und es ist noch zu 
prüfen, wie auch die Abwasserentsorgung in diese Unternehmen integriert werden 
könnte. 

Alle neuen Regelungen werden dabei mit der Herausforderung der Persistenz infor-
meller Regelungen und Praktiken konfrontiert sein. 

 
  

                                                
18 http://www.regionalwerke-bamberg.de/, http://www.rw-wuermtal.de/ , http://www.rw-

bodensee.de/  

http://www.regionalwerke-bamberg.de/
http://www.rw-wuermtal.de/
http://www.rw-bodensee.de/
http://www.rw-bodensee.de/
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7. Die Regionalplanung als strategisches Instrument  
des nachhaltigen Landmanagements in Brandenburg: 
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Jennifer Nagel, (Jennifer.Nagel@hnee.de)  
Uta Steinhardt, (usteinhardt@hnee.de) 

Hochschule f. nachhaltige Entwicklung (FH)  Eberswalde (HNE) 

7.1. Untersuchte Institutionen 

Den rechtlichen Rahmen für die Arbeit der Regionalplanung in Deutschland be-
stimmt das Raumordnungsgesetz, die Ausgestaltung der Landes- und Regionalplanung 
legen die Bundesländer fest. Die Regionalplanung als Institution wurde im Land 
Brandenburg 1993 durch das Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und 
Sanierungsplanung (RegBkPlG) eingeführt. Es entstanden fünf Regionale Planungsge-
meinschaften als Träger der Regionalplanung. Für das ElaN-Projekt relevant ist die Pla-
nungsregion Uckermark-Barnim, die aus den beiden gleichnamigen Landkreisen be-
steht. Die Regionalen Planungsgemeinschaften sind Körperschaften öffentlichen Rechts 
unter der Aufsicht der Landesplanungsbehörde. Beschließendes Organ der Regionalen 
Planungsgemeinschaft ist die Regionalversammlung, der neben den Landräten und 
Oberbürgermeistern kreisfreier Städte auch die Bürgermeister der Gemeinden ab einer 
Größe von 10.000 Einwohnern angehören (geborene Regionalräte). Die Kreistage und 
Stadtverordnetenversammlungen der kreisfreien Städte entsenden zudem gewählte 
Regionalräte.  

Die Raumentwicklung des Landes Brandenburg ist maßgeblich durch die Einrich-
tung der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg  als Metropolregion durch die Minister-
konferenz für Raumordnung (MKRO 2004) bestimmt. Bereits zuvor arbeiteten beide 
Länder in Fragen der Raumordnung eng zusammen. Mit dem Landesplanungsvertrag 
(BbglPlG) von 1995 wurde eine gemeinsame Landesplanung auf Dauer angelegt und 
die gemeinsame Landesplanungsabteilung (GL) installiert, die die Aufgabe der obersten 
Landesplanungsbörde beider Länder übernimmt. Aufgabe der GL ist die Erarbeitung 
des Landesentwicklungsprogramms (LEPro 2007), das von den Ländern Berlin und 
Brandenburg beschlossen wird, sowie die Erarbeitung der Landesentwicklungspläne 
(LEP B-B 2009), die von beiden Ländern gebilligt und als Rechtsvorschrift erlassen wer-
den. Neben den Braunkohlensanierungsplänen und dem Landesentwicklungsplan Flug-
hafenstandortentwicklung (2006) ist der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg 
(LEP B-B 2009) maßgeblich für die Erstellung der Regionalpläne. Er fungiert als überört-
liche und zusammenfassende Planung beider Länder und konkretisiert die raumordne-
rischen Grundsätze des LEPro.  

Die Regionalplanung verfügt über das formelle Instrument des Regionalplanes, das 
Bindungswirkung für alle nachrangigen Raumordnungspläne, etwa Flächennutzungs-
pläne der Kommunen, hat. Dieser soll als integrierter Raumnutzungsplan erarbeitet 
werden, der alle Raumnutzungsansprüche einer Region betrachtet, abwägt und in 
einem Gesamtwerk vereint. Darüber hinaus stehen ihr die Palette der informellen In-
strumente zur Verfügung, deren Ziele über Selbstbindungen und Freiwilligkeit erreicht 
werden können.  

Das Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung Brandenburg hat im Jahr 2009 
die Richtlinie für die Aufstellung, Fortschreibung, Änderung und Ergänzung von Regio-
nalplänen (Darstellungsrichtlinie) erlassen, die umfassende Vorgaben zu den im Regio-
nalplan zu behandelnden Themen insbesondere zur Gestaltung der textlichen und 

mailto:Jennifer.Nagel@hnee.de
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zeichnerischen Festlegungen innerhalb des Regionalplanes macht. An diese Vorgaben 
sind die Planungsstellen bei der Erarbeitung der Regionalpläne gebunden. Auf Antrag 
kann die Darstellungsrichtlinie erweitert werden. Einziger derzeit rechtskräftiger 
Regionalplan in der Planungsregion Uckermark-Barnim -
nutzung, Rohstoffsicherung und -
schrieben wird. Dieser trifft Festlegungen zu: 

 Eignungsgebieten Windenergienutzung, 

 Vorbehalts- und Vorranggebieten Rohstoffsicherung  Steine und Erden. 

Raumordnerische Festlegungen zum Freiraumschutz, die über den Freiraumverbund 
des LEP B-B hinausgehen oder spezifisch zu landwirtschaftlichen Flächen bestehen in 
der Planungsregion nicht. Der Stand der Regionalplanung in Brandenburg ist bei Nagel 
& Steinhardt (2013) im Detail ausgeführt. 

7.2. Institutionen in der Praxis 

Die Betrachtung der raumordnerischen Ebene Regionalplanung löst sich von der 
Fragestellung der Zulässigkeit der Aufbringung gereinigten Abwassers und wendet sich 
der Frage der Nutzung dieses Wassers zu. Es wird davon ausgegangen, dass dieses zu-
sätzliche Wasserangebot vorrangig landwirtschaftlichen Flächen zu Gute kommt. Daher 
liegt der Fokus auf Möglichkeiten und Grenzen der regionalplanerischen Steuerung 
landwirtschaftlicher Flächennutzung. Zunächst wird betrachtet, wie sich die Hand-
lungsbasis der Regionalplanung im Land Brandenburg darstellt und anschließend, wie 
andere Planungsregionen im Bundesgebiet mit landwirtschaftlichen Flächen umgehen.  

Der Raumordnungsbericht 2011 (BBSR 2012) verdeutlicht die Sonderstellung des 
Landes Brandenburg. Während in den meisten neuen Bundesländern die Regionalpläne 
der ersten Generation verbindlich geworden sind bzw. deren aktuelle Fortschreibung 
weit fortgeschritten ist, liegen im Land Brandenburg keine rechtlich verbindlichen inte-
grierten Regionalpläne vor, sondern nur einzelne sachliche Teilpläne. Diese Nicht-Exis-
tenz von integrierten Regionalplänen hat zur Folge, dass in keiner Planungsregion 
(auch nicht in der Summe aller Teilpläne) die gesamte Palette der Pflichtinhalte von Re-
gionalplänen (Festlegungen zur Raum-, Siedlungs-, Freiraum-, und Infrastruktur) abge-
deckt ist (BBSR 2012).  

Die Organisationsstruktur der Raumordnung selbst im Land Brandenburg offen-
barte keine wesentlichen Mängel, die die Nicht-Erstellung von integrierten Regionalplä-
nen begründen (Wagner 2012). Daher wurde der Blick auf die praktische Umsetzung 
dieses institutionellen Handlungsrahmens gerichtet. Es wurden 23 Experten in der Pla-
nungsregion Uckermark-Barnim und im Land Brandenburg mittels leitfadengestützter 
Interviews befragt sowie die Erkenntnisse einer aktuellen Abschlussarbeit zu diesem 
Thema betrachtet (Wagner 2012). Zum einen wurden der hierarchischen Organisation 
der Raumordnung folgend die übergeordnete Ebene der Gemeinsamen Landesplanung 
sowie die der Ebene Regionalplanung nachfolgenden Ebenen der Landkreise und der 
Kommunen befragt. Die Auswahl erfolgte unter Berücksichtigung der Lage der ElaN-
Flächentypen Niedermoor und Rieselfeld in den Kommunen Panketal und Angermünde. 
Zum anderen wurden Gespräche mit Experten aus den Bereichen der Fachplanungen 
bzw. Vertretern verschiedener Landnutzungsbereiche geführt. Dies sind die Interes-
sensvertreter der Landwirtschaft, des Tourismus sowie die Wasser- und Bodenver-
bände. Schließlich wurden Interviews mit Mitarbeitern der steuernden, verwaltenden 
Ebene im Land Brandenburg in den Bereichen des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit 
und Verbraucherschutz (MUGV), des Landesamtes für Umwelt, Gesundheit und Ver-
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braucherschutz (LUGV) sowie des Landesamtes für ländliche Entwicklung, Landwirt-
schaft und Flurneuordnung (LELF) geführt.  

Wie alle qualitativen Befragungen liefert auch diese subjektive Ergebnisse, die je-
doch ein Stimmungsbild aufzeigen, das sich in vielen aktuellen Diskussionen und 
Problemen wiederfindet und damit als belastbar gelten können. Zusammenfassen lässt 
sich dies in dem Eindruck, dass die raumordnerische Ebene Regionalplanung von vielen 
Akteuren kaum wahrgenommen wird. Es herrscht ein großes Erstaunen darüber, dass 
es keine integrierten Regionalpläne im Land Brandenburg gibt bzw. dass dies die 
eigentliche Kernaufgabe der Regionalplanung sei. Die Regionalplanung wird bisher nur 
mit den derzeit aktuellen Themen Windenergienutzung und Rohstoffsicherung assozi-
iert. Aufgrund der Auslastung der Regionalen Planungsstellen mit der Erarbeitung die-
ser sachlichen Teilpläne ist eine integrierte Herangehensweise aktuell mit der beste-
henden personellen und finanziellen Ausstattung nicht umsetzbar. Zudem wurde in der 
Darstellungsrichtlinie festgelegt, dass die Themen Windenergienutzung und Rohstoff-
sicherung vorrangig zu behandeln und alle weiteren Themen nur zu betrachten sind, 

wenn die Vorgaben der Landesplanung nicht ausreichen.  

Der zweite Blick geht über das Land Brandenburg hinaus und fokussiert auf die 
(regional-)planerische Steuerung landwirtschaftlicher Flächennutzung. Untersucht wur-
den hierfür 16 integrierte Regionalpläne in fünf Bundesländern. Die Auswahl erfolgte 
nach den Kriterien  

(i) Aktualität der Regionalpläne und  

(ii) Lage in Regionen mit hoher Bodenfruchtbarkeit, 

so dass von Festlegungen zu landwirtschaftlicher Flächennutzung ausgegangen 
werden kann. In der Mehrzahl der untersuchten Regionalpläne erfolgt die Steuerung 
agrarischer Landnutzung durch die Ausweisung als Vorranggebiet Landwirtschaft  in 
der Bindungskraft als Ziel der Raumordnung und in der abgeschwächten Form als 
Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft , was einem Grundsatz der Raumordnung entspricht, 

der bei der Erstellung nachrangiger Raumordnungspläne in die Abwägung einzustellen 
ist. Grundlage für die Ausweisung dieser Gebiete sind i. d. R. die Standortfaktoren 
Boden (Bodenwertzahlen), Relief (Geländeexpositionen) und Klima. 

Die Verwendung informeller Konzepte in der Regionalplanung in der Planungs-
region Uckermark-Barnim beschränkt sich derzeit auf die Umsetzung des erarbeiteten 
Regionalen Energiekonzeptes. Aufgrund der Dringlichkeit des Abschlusses der sachli-
chen Teilpläne drängt die Gemeinsame Landesplanungsabteilung darauf, die Mitwir-
kung der Regionalen Planungsstellen bei oder gar Initiierung von informellen Konzep-
ten einzuschränken. Gleiches gilt für deren Beteiligung an Forschungsprojekten. 

7.3. Lücken, Grenzen und Widersprüche  

Ebenso deutlich wie eklatant ist die geringe Wertschätzung für die raumordneri-
sche Ebene der Regionalplanung im Land Brandenburg. Die bestehende Problemlage 

lässt sich im Wesentlichen in drei Bereiche gliedern:  

(i) Die Regionalplanung steht in einem mehrfachen Abhängigkeitsverhältnis. Die Ge-
meinsame Landesplanungsabteilung finanziert und kontrolliert die Regionalen Pla-
nungsgemeinschaften und genehmigt deren Produkte. Dieser Genehmigungsvor-
behalt beeinflusst die Erstellung der Regionalpläne und die planerische Freiheit. 
Darüber hinaus ist die Regionalversammlung als beschließendes Organ stark 
kommunalpolitisch geprägt. Kommunen sehen sich oftmals durch die Vorgaben 
der Regionalplanung in ihren eigenen Entwicklungsoptionen beschränkt bzw. ver-
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stehen den raumübergreifenden und überfachlichen Ansatz nicht als Chance für 
den eigenen Gestaltungsspielraum.  

(ii) Die Bindungswirkung und damit auch die Durchschlagkraft des Regionalplanes 
werden nicht wahrgenommen. Vorgaben der Landkreise und Kommunen werden 
als prägenden angesehen, so dass die eigentliche Steuerungsfunktion der Regio-
nalplanung nicht greift.  

(iii) Arbeitsthemen und Instrumente werden eingeschränkt und eine integrierte 
Arbeitsweise fehlt. Durch die Darstellungsrichtlinie wurden die Arbeitsthemen in 

Themen) eingeteilt. Die Regionalversammlung sieht keine Veranlassung sich einer 
integrierten Bearbeitung aller Themen zu widmen, sofern die Gemeinsame 
Landesplanungsabteilung dazu nicht explizit auffordert. Daher erfährt die Regio-
nalplanung bereits durch ihr beschließendes Organ nicht die Wertschätzung, die 
eine umfassende Bearbeitung raumordnerischer Belange innerhalb der Region er-
möglicht.  

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung drängt inzwischen zunehmend auf den 
Abschluss der sachlichen Teilpläne und die Hinwendung zur Erstellung integrierter Re-
gionalpläne, ohne jedoch den Regionalen Planungsgemeinschaften konkrete Inhalte 
vorzugeben. Dies erschwert die Bereitschaft der Regionalversammlung die überörtliche 
und überfachliche Arbeitsweise als eigentliche Kernaufgabe der Regionalplanung anzu-
erkennen. Darüber hinaus hat die Bearbeitung des sachlichen Teilplanes Windnutzung, 
Rohstoffsicherung und gewinnung  in der Planungsregion Uckermark-Barnim eine Un-
ausgewogenheit der Regionalversammlung verdeutlicht: Kommunen mit großer Flä-
chenausdehnung und damit auch potenziellen Windeignungsgebieten sind oft auf-
grund geringer Einwohnerzahlen nicht Mitglied der Regionalversammlung. Entschei-
dungen zur Planung von Flächen für Windenergienutzung werden daher ohne deren 
Mitwirkung getroffen. Dies führt zu einer mangelnden Akzeptanz regionalplanerischer 
Festlegungen, die von beiden Seiten bedauert wird.  

Die Darstellungsrichtlinie enthält Vorgaben über die Ausgestaltung der Gebiets-
kategorien des Regionalplanes. Für landwirtschaftlich genutzte Flächen steht lediglich 

von Land- und Forstwirtschaft, über Schutzgebiete und siedlungsnahe Freibereiche zu-
sammengefasst. Mit dieser Kategorie soll der Multifunktionalität des Freiraums ent-
sprochen werden. Eine Ausdifferenzierung der Festlegungen zu spezifischen Formen 
der Flächennutzung wie Landwirtschaft ist in Brandenburg im Gegensatz zu Regionen 
in anderen Bundesländern nicht möglich. Darüber hinaus werden durch diese umfas-
sende Kategorie bestehende Raumnutzungskonflikte im Freiraum, wie z. B. Energie-
erzeugung durch Photovoltaik oder auf der Grundlage von Biomasse, Ansprüche des 
Tourismus oder Siedlungs- und Infrastrukturentwicklungen nur verlagert und müssen 
dann auf der nachgeordneten kommunalen Ebene abschließend gelöst werden. Dies 
führt aufgrund der eingeschränkten Kompetenzen der kommunalen Bauleitplanung 
und der Begrenzung auf das Gemeindegebiet zu keiner adäquaten Lösung der Kon-
flikte.  

Als Fazit sei formuliert: Regionalplanung im Land Brandenburg reagiert, statt zu 
agieren, d. h. neutral zu steuern und zu entwickeln. Anzumerken ist, dass nach Aus-
sage der Experten in der Rechtsprechung im Land Brandenburg zudem ein großes Hin-
dernis für die Regionalplanung besteht. So wurden durch das Oberverwaltungsgericht 
Berlin-Brandenburg mehrfach Regionalpläne, so auch ein integrierter Regionalplan der 
Region Havelland-Fläming, für unwirksam erklärt. Die Gemeinsame Landesplanungs-
abteilung hat zwar die Aufgabe alle Regionalpläne zu prüfen, sieht aber dennoch Diffe-



  

71 

renzen in den Auffassungen des Oberverwaltungsgerichtes und der eigenen, so dass 
auch bereits durch die Gemeinsame Landesplanungsabteilung genehmigte Regio-
nalpläne durch das Oberverwa
den Experten auch die fehlende Konsistenz in den Vorgaben der Landesplanung be-
schrieben. Demnach wurden einige Regionalpläne durch die Vorgaben der Landes-
planung unwirksam, z. B. zur zentralörtlichen Gliederung. Der aktuelle LEP B-B (2009) 
wurde von vielen als Bremse erachtet, weil dieser in Bearbeitung stehende Regio-
nalpläne blockierte bzw. andere abschließende Festlegungen zu spezifischen Sachver-
halten traf. 

Hinsichtlich der Möglichkeit einer (regional)planerischen Steuerung landwirtschaft-
licher Flächennutzung wurde deutlich, dass dies in anderen Bundesländern bisher nur 
quantitativ über eine planerische Sicherung der Flächen realisiert wird. Aussagen zur 
Qualität, also zur Art und Intensität der Bewirtschaftung dieser Flächen, finden sich nur 
in Leitsätzen, Begründungen oder Präambeln und sind sehr vage formuliert. Die Not-
wendigkeit der Betrachtung landwirtschaftlicher Flächennutzung in Quantität und Qua-
lität erwächst aus dem zunehmenden Nutzungs- und Handlungsdruck getrieben durch 
nach wie vor anhaltende Inanspruchnahme agrarischer Flächen für Siedlungs- und 
Infrastrukturentwicklungen (gleitendes Vierjahresmittel für Neuversiegelung 81 
ha/Tag, Statistisches Bundesamt 2013) und zunehmendem Interesse an landwirt-
schaftlicher Nutzfläche als Investitions- oder Spekulationsobjekt und damit einherge-
henden Steigerungen der Boden- und Pachtpreise. Moderne Landwirtschaft ist darüber 
hinaus mit problematischen Umweltauswirkungen wie Humusschwund, Bodenerosion, 
Bodenverdichtung und Verlust der Biodiversität verbunden (vgl. Hampicke 2011). Leis-
tete auch die Raumordnung einen Beitrag zur Steuerung der Qualität der agrarischen 
Nutzung, so könnte dies als ein Element einer umfassenderen Strategie zur nachhalti-
gen Landnutzung verstanden werden. 

7.4. Ermessensspielräume, Grauzonen und Schnittstellen sowie künftiger institu-

tioneller Änderungs- und Regelungsbedarf 

Das Fehlen integrierter Regionalpläne in Brandenburg bietet eine Chance zur Ver-
ständigung über zukunftsfähige Inhalte und Strukturen überörtlicher und überfachli-
cher Regionalpläne. Die integrierte Arbeitsweise wurde von allen Experten (nach Erläu-
terung von Inhalt und Bindungswirkung) begrüßt und vor allem von Seiten der Exper-
ten mit Bezug zur Landwirtschaft als wichtig für die langfristige Sicherung ihrer Pro-
duktionsgrundlage angesehen. Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung drängt auf 
eine Hinwendung zur Erstellung integrierter Pläne und nähert sich der Gebietskategorie 
Freiraum (außerhalb des im LEP BB verankerten Freiraumverbundes) mittels einer dazu 
einberufenen Arbeitsgruppe. Seitens der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung 
wurde betont, dass die Darstellungsrichtlinie in begründeten Fällen erweiterbar ist.  

Dieses Zeit- und Gelegenheitsfenster wird momentan auch dadurch unterstützt, 
dass Politik und (Verwaltungs-)Praxis der Erarbeitung und raumkonkreten Umsetzung 
nachhaltiger Landnutzungsstrategien und der Abschätzung der lokalen und regionalen 
Auswirkungen des Klimawandels verstärkt Aufmerksamkeit widmen. Durch For-
schungsprojekte mit regionalem Fokus wie ELaN und INKA -BB, entsteht ein umfangrei-
ches Wissen, das in bestehende Kommunikationsstrukturen zwischen Land, Planungs-
regionen, Landkreisen und Kommunen, aber auch in politische Gremien eingespeist 
werden sollte.  

Die ElaN-Forschungsfrage nach der Steuerung eines nachhaltigen Wasser- und 
Landmanagements wird im Land Brandenburg gestuft betrachtet. Erstens bedarf es der 
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Befähigung dieser Ebene zur Nutzung des klassischen Instrumentariums. Dies betrifft 
sowohl die Wertschätzung und Forcierung der eigentlichen Kernaufgabe der integrier-
ten Planung als auch die Aktivierung der Gebietskategorien Vorrang- und Vorbehalts-
gebiet Landwirtschaft, die in vielen Planungsregionen außerhalb Brandenburgs erprobt 
und umgesetzt werden und somit theoretisch sofort angewendet werden können.  

Zweitens bedarf es eines Paradigmenwechsels innerhalb der Aufgabenzuweisung 
der Regionalplanung und der Nutzung informeller Konzepte, um sich den Fragen der 
Qualität zu widmen.  

Auch die Untersuchungen im ELaN- -
nalplanung durch ihre derzeitige Organisationsstruktur und mit ihrer derzeitigen per-
sonellen und materiellen Ausstattung und nicht zuletzt hinsichtlich ihrer Entschei-
dungsbefugnis mit den Fragestellungen zu z. B. Klimawandel, nachhaltigem Wasser- 
und Landmanagement überfordert wäre (vgl. BBAW 2010). Die qualitative Steuerung 
landwirtschaftlicher Nutzfläche geht einher mit der aktuellen Diskussion um den Wan-
del der Struktur und der Aufgabenfelder der Regionalplanung (vgl. Vallée 2012, ARL 
2011). Die Expertenbefragung verdeutlicht den Wunsch nach einer koordinierenden 
Regionalplanung, bei der alle raumrelevanten Planungen und Daten der Region zusam-
menfließen und aufbereitet werden.  

Die Frage der Qualität und damit der Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Nutzflä-
chen entzieht sich derzeit jeglicher planerischer Steuerung. Die Entscheidungen der 
Landnutzer sind getrieben durch Märkte, Förderpolitik und nationale Gesetze, wie z. B. 
das Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien (EEG). Die Hinwendung zu einer 
standortgerechten Bewirtschaftung dieser Flächen kann nur über Freiwilligkeit und Mo-
tivation der Nutzer erreicht werden. Dies aber setzt eine Sensibilisierung der Akteure 
für die Leitvorstellung der nachhaltigen Landnutzung im Sinne von Schutz durch Nut-
zung voraus in Kombination mit angemessenen Kommunikations- und Partizipations-
strukturen und -prozessen. Gerade für die Schnittstelle der lokalen, standortbezogenen 
Anforderungen an die Raumnutzung und die Leitbildvorstellungen auf Landesebene ist 
die Ebene der Regionalplanung prädestiniert, da sich hier in der Hierarchie der Raum-
ordnung Nachhaltigkeit besonders gut raumkonkret verorten lässt. Wesentlich für die 
Befähigung dieser Metaebene ist eine Erweiterung der klassischen Aufgaben Steuerung 
und Ordnung um die Aspekte Entwicklung und Management von Raumnutzungen.  

Die Ausrichtung auf informelle Konzepte in Kombination mit Partizipation ist im 
Zusammenhang mit dieser Wandeldiskussion und der Aktivierung lokaler und stand-
ortbezogener Wissensträger, Akteure und Landnutzer essentiell für die Umsetzung auf 
regionaler Ebene. Das Manko informeller Konzepte liegt in der fehlenden Bindungswir-
kung. Dieser Nachteil kann aber im Zusammenhang mit einem hohen Anteil an Beteili-
gung, Kommunikation und Wissenstransfer zu einer Sensibilisierung der Handelnden 
und damit zu einer Selbstbindung, die die Ziele des Konzeptes trägt und zur eigentli-
chen Umsetzung verhilft, führen. Derzeitige Forschungsidee ist die Bildung von Fokus-
gebieten, in denen kleinräumlich und standortbezogen die jeweiligen Vorgaben und 
Vorstellungen einer standortgerechten Bewirtschaftung ausgehandelt werden sollen. 
Dieses informelle Konzept sollte unter der Koordination der Regionalplanung die Idee 
einer standortgerechten Bewirtschaftung mit Leben füllen und deren Umsetzung er-
möglichen. Dieser Kommunikationsprozess auf regionaler bzw. standortbezogener 
Ebene sollte in einen Diskussionsprozess um die Probleme und Ziele nachhaltiger 
Landnutzung auf landwirtschaftlichen Flächen auf Landesebene eingebunden werden.  

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass im Land Brandenburg nur eine frag-
mentierte Regionalplanung existiert, die für die Erfüllung der klassischen Aufgaben-
felder erst befähig werden muss. Aus dem ElaN-Projekt heraus sollten bestehende Zeit- 



  

73 

und Gelegenheitsfenster genutzt werden, um die Wertschätzung der Regionalplanung 
und damit deren Handlungsspielraum zu verbessern und diese Schnittstelle für eine 
ebenenübergreifende Diskussion um nachhaltige Landnutzung und die raumkonkrete 
Umsetzung dieser Leitvorstellung zu nutzen. Die quantitative Steuerung landwirtschaft-
licher Flächen ist weitgehend etabliert und wird auch von Experten aus der Landwirt-
schaft befürwortet. Mit der Steuerung der Bewirtschaftung dieser Flächen und somit 
der Qualität betritt die Regionalplanung Neuland. Dies wird als Eingriff in die Entschei-
dungsfreiheit der Landwirte als nicht unproblematisch angesehen.  

In der Kombination rechtlich-planerischer Instrumente mit kommunikativen und 
kooperativen Ansätzen sowie ökonomischen Anreizen liegt der Schlüssel zur erfolgrei-
chen Realisierung des Übergangs vom bisher verbreiteten Flächenmanagement zu 
einer integrierten Landnutzungskonzeption (Wiggering 2012). Dies ist kein weiteres 
Planungsinstrument sondern ein Instrumentarium, mit dem  

(i) künftige Strategieplanungen realitätsnäher hergeleitet und  

(ii) Zielkonflikte der verschiedenen Nutzungsansprüche in der Fläche sichtbar ge-
macht werden können und das es  

(iii) politischen Entscheidungsträgern ermöglicht sowohl Handlungsbedarfe als auch 
Handlungsspielräume aufzudecken, um Ordnungsrecht, Anreiz- und Förder-
systeme bedarfsgerecht anzupassen. 

Der Weg dorthin führt von der Analyse bestehender Landnutzungssysteme (Benen-
nung von Stärken, Schwächen, Potentialen und Risiken) einschließlich der Erfassung 
exogener Faktoren, die Art, Umfang und Intensität der Landnutzung bestimmen (u. a. 
Ordnungsrecht, Erwartungen und Forderungen von Konsumenten, Anreizsysteme) über 
eine Bewertung von Zustand und Potentialen der Standorte  nicht nur bezogen auf 
abiotische/biotische Standortfaktoren sondern auch Lage (z. B. Nähe zu Verbraucher-
zentren, Infrastruktur)  Gefährdungs- und Sensibilitätsanalyse hin zur Ableitung von 
Ansprüchen und Erwartungen aus bestehenden Strategieplanungen sowie aus gegen-

 

Die Identifikation und Abwägung von Nutzungs- und Zielkonflikten erfordert dabei 
eine hohe fachliche und interdisziplinäre Kompetenz. Der eigentliche konzeptionelle 
Schritt unter Beteiligung relevanter Entscheidungsträger ist die Anpassung der Strate-
gieplanungen, des Ordnungsrahmens, der Anreizsysteme oder der Landnutzungs-
systeme selbst. Bei alledem ist die Sicherung von Raumfunktionen entscheidender als 
der Erhalt von Raumstrukturen.   
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